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Bodendieck, Joachim
Klement, Justus
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Sendl, Thomas

Abwesende und entschuldigte Personen:

Stadtratsmitglieder

Eberl, Jack
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TAGESORDNUNG

Offentliche Sitzung

1 Erster Burgermeister Stefan Korpan: Begruf3ung, Feststellung der 1/117/2022
ordnungsgemalien Ladung, Beschlussfahigkeit und Tagesordnung

2 Genehmigung der Niederschrift vom 28.06.2022 1/118/2022

3 Mitteilungen

3.1 Personalangelegenheiten: Personalvorstellung 1/124/2022

3.2 Vorstellung des Vereins: Freizeitgarten Breitfilz e.V. 2/057/2022

3.3  Finanzangelegenheiten: Halbjahresbericht 2/059/2022

3.4 EnergieeinsparmalRnahmen bei stadtischen Gebaude 6/011/2022

3.5 Mitteilungen der Verwaltung 1/119/2022

4 Haushaltssatzung 2022 mit Finanzplanung 2021-2025: Beschluss 2/062/2022

5 Erlass einer Satzung uber die Erhebung der Zweitwohnungssteuer in der 2/044/2022
Stadt Penzberg

6 Sanierung Stauanlagen Gut Hub: Hauptdamm, kleiner Weiher und 2/056/2022

Verbindungsbauwerk; Beschluss zur Beantragung des vorzeitigen
MalRnahmenbeginn

7 Tarifzuschuss in der Schilerbeférderung wegen hoher Treibstoffkosten 2/058/2022

8 Kostenfreie Beférderung aller Schulkinder im Schuljahr 2022/2023: 4/008/2022
Entscheidung tber die Fortflihrung

9 Bebauungsplan "Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord" und 34. Anderung 3/192/2022

des Flachennutzungsplans: Billigung des Entwurfs zur Beteiligung der
Offentlichkeit, Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange

10  Bebauungsplan ,Franz-Marc-Weg*“: Billigung nach erneuter &ffentlicher 3/193/2022
Auslegung und Satzungsbeschluss
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OFFENTLICHE SITZUNG

Erster Bilrgermeister Stefan Korpan: BegruBung, Feststellung der
ordnungsgemalen Ladung, Beschlussfahigkeit und Tagesordnung

1. Vortrag:
Der Erste Burgermeister Stefan Korpan begruf3t die Anwesenden. Er stellt die ordnungsgeméaliie

Ladung und Beschlussfahigkeit fest und stellt an die Stadtratsmitglieder die Frage, welche
Anderungswinsche, Erganzungen oder Einwande es zur ¢ffentlichen Tagesordnung gibt.

2. Sitzungsverlauf:

Der Erste Burgermeister, Herr Korpan, teilt mit, dass der TOP O 4 ,Haushaltssatzung 2022 mit
Finanzplanung 2021 — 2025: Beschluss® auf die Stadtratssitzung am Donnerstag, 28.07.2022
vertagt wird. Auerdem wird der TOP O 9 ,Bebauungsplan ,Biotechnologiezentrum
Nonnenwald Nord“ und 34. Anderung des Flachennutzungsplans: Billigung des Entwurfs zur
Beteiligung der Offentlichkeit, Behdrden und sonstiger Trager offentlicher Belange“ nach dem
TOP O 5 ,Erlass einer Satzung tiber die Erhebung der Zweitwohnungssteuer in der Stadt
Penzberg“ behandelt.

Zur Kenntnis genommen
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2 Genehmigung der Niederschrift vom 28.06.2022

1. Vortrag:

Der Erste Burgermeister Stefan Korpan stellt an die Stadtratsmitglieder die Frage, welche
Anderungswuinsche, Erganzungen oder Einwande es zu der Niederschrift Uber die 6ffentliche
Sitzung vom 28.06.2022 gibt.

2. Sitzungsverlauf:

Die Fraktionsvorsitzende der Stadtratsfraktion Biindnis 90 / Die Griinen, Frau Dr. Engel, merkt
zum TOP O 9 ,Erlass einer Freiflachengestaltungssatzung fiir Penzberg / Antrag der Fraktion
Penzberg MITEINANDER vom 26. April 2021: Vorlage der Satzung“ an, dass das
Abstimmungsergebnis bei a) umgedreht werden muss, Ja 6 und Nein 15. Au3erdem muss es
beim Beschluss b) ,Mehrheitlich beschlossen® hei3en und nicht ,Einstimmig beschlossen®. Die
Verwaltung wird dies abandern.

Ansonsten erfolgen keine Einwéande. Die Niederschrift gilt somit als genehmigt.

Zur Kenntnis genommen
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3 Mitteilungen

3.1 Personalangelegenheiten: Personalvorstellung

1. Vortrag:
Dem Stadtrat stellen sich folgende, neu eingestellte Bedienstete der Stadt Penzberg vor:

Herr Peter Rolles, seit 01.04.2022 Kassenkraft und Museumsaufsicht in Teilzeit im Museum der
Stadt Penzberg — Sammlung Campendonk,

Frau Cornelia Dar, seit 01.06.2022 Mitarbeiterin im stadtischen Bauhof, Bereich Grunpflege,
Herr Peter Romer, seit 15.06.2022 Mitarbeiter im stadtischen Bauhof, Bereich Grinpflege,

Frau Veronika Kollek, seit 01.06.2022 wissenschaftliche Mitarbeiterin der stadtischen Museen
als Vertretung von Frau Gotzelmann in Teilzeit,

Herr Friedrich Hoffmann, seit 01.07.2022 Sachbearbeiter in der Abteilung
Ordnungsangelegenheiten fir den Bereich des Burgerbiros,

Herr Gernot Wislicenus, seit 01.07.2022 in Teilzeit als Fachkraft fir Veranstaltungstechnik und

Buhnenmeister in der Stadthalle Penzberg tétig.

Zur Kenntnis genommen

Offentliche Sitzung des Stadtrates vom 26.07.2022 Seite 9 von 124



Offentliche Sitzung des Stadtrates vom 26.07.2022 Seite 10 von 124



3.2 Vorstellung des Vereins: Freizeitgarten Breitfilz e.V.

1. Vortrag:

Die Vorstandschaft des Vereins Freizeitgéarten Breitfilz e.V. stellt sich vor.
Der Verein setzt sich wie folgt zusammen:

1. Vorstand: Dr. Konrad Weisheit

2. Vorstand: Marianne Fesl|

Schatzmeister: Marcel Oeftger

AulRerdem war Herr Ziecher mit anwesend.

2. Sitzungsverlauf:

Der Fraktionsvorsitzende der Stadtratsfraktion Penzberg Miteinander, Herr Bocksberger,
Ubergibt einen Fragenkatalolg. Die Vorstandschaft soll in eine der ndchsten Stadtratssitzungen
noch einmal eingeladen werden und wird gebeten, bis dahin die Fragen folgenden Schreibens
zu beantworten.

»In der Herstellung der Breitfilz-Freizeitgarten ist viel Zeit und Geld geflossen: Allein sechsmal
hat der Bauausschuss ausfuhrlich Giber den Bebauungsplan beraten, mit dem
Nachtragshaushalt von 2021 sind dann € 200.000,-- fir Erweiterungs-, Um- und Ausbauten und
dazu noch € 85.000,-- an Entsorgungskosten bewilligt worden, und das war nur ein Teil.

Wir hoffen bei einem derart aufwendigen Projekt nun natirlich auf entsprechenden Erfolg und
Zufriedenheit aller Beteiligten. Der Vertrag mit der Stadt ist noch nicht abgeschlossen. Deshalb
mdchten wir heute gerne ein paar Fragen stellen und erfahren:

Welche Bedingungen gelten, um hier eine Parzelle zu erhalten? Konkret:

Wo ist die Satzung des 2020 gegriindeten Vereins nachzulesen?

Ist es ein anerkannter gemeinnitziger Verein?

Sind die in der Vorlage genannten Vorstandsmitglieder aktuell und vollstandig?
Haben Mitgliedsversammlungen stattgefunden, wenn ja, in welchem Rahmen?
Wir horen, dass es bereits Vertrage gibt:

Auf welcher Rechtsgrundlage schlief3t der Verein schon Vertrage ab, bevor es einen
Vertrag zwischen Verein und Stadt gibt?

Wer vergibt die Parzellen und schliel3t Vertrage? Wie viele Vertrage gibt es bisher?
Sind alle Parzellen vergeben, wie viele sind frei, wie ist die Nachfrage?

Wie lauft die Ablésung und Ubergabe von alten Parzelleneignern an neue?

Was passiert mit Altbesitzern, die erst auf den Vertrag Verein-Stadt warten wollen?
Welchen Zahlungen fallen an fur Pachtzins (€ 0,40 m?), fur Aufnahme (€ 50,--) und
Mitgliedsbeitrag (€ 25,--), gelten sie pro Familie oder Person?

Ist es moglich, innerhalb einer Familie mehr als eine Parzelle zu erhalten?
Inwiefern sind dem Verein zinslose Darlehen zu leisten?

Welche Bedeutung spielen Zahlungen, die als ,Spenden” benannt werden?

Wie hoch ist das Vereinsvermdgen, werden Spendenquittungen ausgestellt?

Gibt es eine Warteliste von Penzberger Interessenten? Wenn ja: Seit wann?

Wie viele Auswartige haben Parzellen? Wurden alle Penzberger zuvor bedient?
Wie sieht es mit Anstellungsverhaltnissen im Verein aus?*
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Der Katalog wurde um folgende Fragen erganzt:

¢ Wie viele Pachter haben einen zusatzlichen Beitrag (zum Mitgliederbeitrag und
Aufnahmebeitrag) bezahlt und in welcher Héhe

o Auf welcher rechtlichen Grundlage ist dies erfolgt?

o Wie viele Pachter haben mehr als eine Parzelle zugewiesen bekommen?

Zur Kenntnis genommen
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3.3 Finanzangelegenheiten: Halbjahresbericht

1. Vortrag:

Es erfolgt ein tagesaktueller Sachvortrag durch Herrn Stadtkdmmerer Johann Blank.

2. Sitzungsverlauf:

HH 2022:

Der Haushalt ist im Verwaltungshaushalt und Vermdgenshaushalt ausgeglichen.
In 2022 = im VerwHH in Euro 66.464.100
Im VermHH in Euro 63.615.300

Gesamthaushalt = 130.079.400
Wie immer erhalt Penzberg keine Bedarfszuweisung.
Es wurde zusétzlich Energiekostensteigerungen, Steuerbetrdge eingebaut (incl. der

Zweitwohnungssteuer).

Der bald folgende Haushalt 2023 wirft bereits erste Schatten, hier muss dringend gespart
werden.

Als Kreditaufnahme wird fiir 2022 = 21 Mio. und 2023 = 12 Mio. eingeplant.

Der Verwaltungshaushalt weist als groten Posten die Kreisumlage aus.
2022 gehen an das LRA 19.050.000,-- €

2023 = 24,5 Mio. €

2024 und 2025 = je 19 Mio. €

Dies sind in den Jahren 2022 bis 2025 insgesamt 81.550.000,-- €

Im Schnitt sind dies pro Jahr 20,39 Mio. €.

Die Gewerbesteuerumlage betragt im Haushalt

2022 in Euro 4,3 Mio. €

2023 = 4,7 Mio. €

2024 = 4,8 Mio. € und

2025 4,85 Mio. €.

Dies sind insgesamt 18.650.000 €. Dies sind im Schnitt pro Jahr 4.662.500,-- €.

Insgesamt sind dies an Kreis- und GewSt Umlage 100.200.000,-- €.
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Wenn dies nur um 30 Mio. € weniger waren, brauchten wir uns um Kredite keine Gedanken zu
machen.

Der Ricklagenstand und die Entwicklung bereiten Sorgen.

Ende 2025 werden die Riicklagen nur noch 280.000 € betragen.

Es muss in der Stadt und in beteiligten Unternehmen jede Ausgabe ernsthaft geprift werden
und nur noch zwingend notwendige Investitionen dirfen getatigt werden.

Ebenso sind Energiesparmalinahmen umzusetzen.

Zur Kenntnis genommen
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3.4 EnergieeinsparmalRnahmen bei stadtischen Gebaude

1. Vortrag:

In Anbetracht der aktuellen politischen Lage (Gasnotstand_Stufe 2 seit 23.06.22) und als
Vorbildfunktion, welche 6ffentliche Gebaude einnehmen, wird die Stadt Penzberg folgende
EnergieeinsparmalRnahmen durchfihren.

1. Neueinstellung der Heizungsregelung auf Solltemperatur 19 Grad Innenraumtemperatur,
Warmwasserbetrieb bleibt noch aktiv.

2. In den Ferienzeiten wird die Heizung und Warmwasserbetrieb bei Schulen und
Turnhallen komplett ausgeschaltet.

3. Klimaanlagen, Einstellung der Solltemperatur auf 26 Grad. Dito Heizbetrieb, der

Kuhlbetrieb erfolgt erst ab/bis zu der eingestellten Solltemperatur von 26 Grad.

Alle elektrischen Durchlauferhitzer an den Einzelwaschbecken werden ausgeschaltet.

Neueinstellung bzw. Uberpriifung der automatischen Lichtsensoren, Ziel Reduzierung

der Einschaltdauer.

6. Elektrische Lichtstrahler im AuRenbereich/Fassadenbeleuchtungen (Rathaus u.
Museum, ... ) werden ausgeschaltet.

7. Die Laufzeit an den statischen Brunnen wird von 12:00 Uhr bis 18:00 Uhr begrenzt.

ok

MalRnahmendauer ab sofort bis auf Widerruf.

Betroffen sind alle stadtischen Nichtwohngebaude/Objekte, welche von Hausmeistern betreut
werden. Durchsprache der MalZnahme erfolgte bereits am 14.07.2022 mit den Hausmeistern.

Ausnahmen:

Keine Gebaudeschaden bzw. Schaden an Ausstellungsstiicken/Museum dirfen entstehen.
Weitere Ausnahmefélle missen mit den zustandigen Hausmeistern abgesprochen bzw.
eingesteuert werden, nach Ricksprache mit Abt. 6.

Die oben angefuihrten Mal3nahmen sind ein erster Schritt zur Umsetzung von

Energieeinsparmal3nahmen.
Dauer und Umfang kénnen aber je nach Situation (Gasnotstand 3) angepasst werden.

2. Sitzungsverlauf:

Das Stadtratsmitglied der CSU Stadtratsfraktion, Frau Geiger, bittet auch den Friedhof mit zu
bertcksichtigen. Herr Schwarzbeck von der Abteilung Umwelt- und Klimaschutz wird den
Friedhof mit aufnehmen.

Zur Kenntnis genommen
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3.5 Mitteilungen der Verwaltung

1. Vortrag:
a) Termine:
Donnerstag, 28.07.2022 Sitzung des Stadtrats
Rathaus, GrolR3er Sitzungssaal
Beginn: 18:15 Uhr
Dienstag, 20.09.2022 Bau-, Mobilitats- und Umweltausschuss
Rathaus, GrolR3er Sitzungssaal
Beginn: 18:15 Uhr
Mittwoch, 21.09.2022 Ausschusses fur Verwaltungs-, Finanz und
Sozialangelegenheiten
Rathaus, GroR3er Sitzungssaal
Beginn: 18.15 Uhr
Dienstag, 27.09.2022 Sitzung des Stadtrats

Stadthalle: Grol3er Saal
Beginn: 18:15 Uhr

2. Sitzungsverlauf:

b) Volksfest:

Das Stadtratsmitglied der CSU Stadtratsfraktion, Herr Trifunovic, erkundigt sich, ob es
Neuigkeiten bzgl. dem Volksfest gibt.

Der Erste Burgermeister, Herr Korpan, teilt hierzu mit, dass es am Donnerstag, 28.07.2022 ein
finales Gesprach geben wird. Geplant sind der gleiche Zeitpunkt und der gleiche Ort.

Das Stadtratsmitglied der SPD Stadtratsfraktion, Frau Bartusch, erkundigt sich, ob denn auch
der Seniorennachmittag geplant sei.

Hierzu teilt der Erste Blrgermeister mit, dass dieser nicht durchgefuhrt werden kann, da der
Seniorennachmittag immer in Kooperation zwischen der Stadt Penzberg und dem Festwirt
abgehalten wurde. Dies sei nun in der Kiirze der Zeit nicht mdglich.

c) BirkenstralRe:

Das Stadtratsmitglied der Stadtratsfraktion Penzberg Miteinander, Frau Dr. Vélker-Rasor
erinnert an den Antrag der Fraktion bezuglich der neuen Richtlinien zur Vergabe von
stadtischen Wohnungen. Sie bittet den Antrag dringend weiterzubearbeiten, damit die
Richtlinien bereitstehen, wenn die ersten Mieter in der Birkenstrafl3e einziehen.

Der Erste Burgermeister, Herr Korpan, teilt hierzu mit, dass auch Wohnungen fur Personen mit
Berufen der Daseinsvorsorge geschaffen werden. Eine Vorlage hierzu kommt in einer der
nachsten Stadtratssitzungen.

Zur Kenntnis genommen
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4 Haushaltssatzung 2022 mit Finanzplanung 2021-2025: Beschluss

1. Vortrag:

Im Ausschuss fur Verwaltungs-, Finanz- und Sozialangelegenheiten wurde sowohl in
nichtoéffentlicher als auch in éffentlicher Sitzung (23.11.2021, 25.11.2021, 02.12.2021
und 09.12.2021) tber die Ihnen vorliegende Haushaltssatzung 2022 und den
Finanzplan 2021-2025 vorberaten und diskutiert. In den Sitzungen des Stadtrates vom
01.02.2022 und 02.02.2022 wurden zum Haushalt 2022 sowie zur Finanzplanung
2021-2025 Grundsatzentscheidungen beschlossen. In der Sitzung vom 02.02.2022 hat
der Stadtrat beschlossen auf einen Empfehlungsbeschluss des Ausschusses fir
Verwaltungs-, Finanz- und Sozialangelegenheiten zu verzichten.

In der Sitzung des Stadtrates am 26.04.2022 wurde der Haushalt 2022 verabschiedet
und anschlieRend beim Landratsamt Weilheim-Schongau zur Genehmigung
eingereicht.

Nach zahlreichen Abstimmungen zwischen der Kdmmerei der Stadt und dem
Landratsamt Weilheim-Schongau erfolgt eine Neutberarbeitung des Haushaltes, da
seither sich wesentliche Veranderungen ergaben.

a)
Der ausgearbeitete Haushalt 2022 mit Finanzplanung ist in Einnahmen und Ausgaben
ausgeglichen.

Jahr Verwaltungshaushalt | Vermdgenshaushalt | Gesamt

2022 66.464.600 € 63.935.800 € 130.400.400 €
2023 66.337.300 € 37.833.600 € 104.170.900 €
2024 67.071.400 € 33.367.600 € 100.439.000 €
2025 68.736.400 € 12.779.600 € 81.516.000 €

Der Haushaltsplan 2022 liegt bereits vor.

b)
Die Steuersatze (Hebeséatze) fur nachstehende Gemeindesteuern sind im Augenblick wie folgt
festgesetzt und sollen beibehalten werden:

1. Grundsteuer

1.1. fir die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (A) 350 v.H.
1.2.  fur die Grundstiicke (B) 350 v.H.
2. Gewerbesteuer 330 v.H.
C)

Der Kassenkredit wird von 8.500.000 € auf 9.000.000 € erhoht.

Der ausgearbeitete Haushalt mit Finanzplanung wurde Ihnen vorab
zugestellt.

Die Haushaltssatzung ist beigeflgt.

2. Beschlussantrag der Verwaltung:

a) Der Stadtrat nimmt den Beschluss ,Haushaltssatzung 2022 mit Finanzplanung 2021-
2025: Beschluss® vom 26.04.2022 zurtck. Der damalige Beschluss ist damit
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aufgehoben.

b) Der Stadtrat beschliel3t den Haushalt 2022 sowie die Finanzplanung 2021-2025 und die
Haushaltssatzung.

HAUSHALTSSATZUNG
DER

STADT PENZBERG

{Landkreis Weilhaim-Schongau)

fiir das Haushaltsjahr 2022

Auf Grund der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlasst die Stadt Penzberg folgende Haushaltssatzung:

51

Dwar als Anlage beigefugte Haushaltsplan fur das Haushaltsjahr 2022 wird hiermit festgesetzt;

er schiieltt ab

im Verwaltungshaushalt

in den Einnahmen und Ausgaben mit G5 464 800 €

und im Yermogenshaushalt

in den Einnahmen und Ausgaben mit 63.935.800 €
52

Dar Gesamibetrag der Kreditaufnahmean fir Investitionen und Investitionsfordenungsmainahmen wird auf
21.000.000 € festgesatzt.

53

Werpflichtungsermachtigungen im Vermoagenshaushalt werden nicht festgesetzi.

54

Die Steuersatze (Hebesatze) fiir nachsiehende Gemeindesteuam werden wia folgt fesigasetzt:
1.  Grundsteuer

1.1 fir die land- und forstwirtschaflichen Betriaba (A) 350 v.H.

1.2 fir die Grundsticka (B) 350 v.H.

2.  Gawerbesteuer 330 v.H.
55

Dar Hochstbelrag der Kassenkredite zur rechizeitigen Laistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan
wird auf 9.000.000 € festgeselzt.

586

Diase Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Janwar 2022 in Kraft.

Panzbarg, den (Datum der Ausfartigung)

Stadt Penzberg

Stafan Korpan
Erstar Burgarmeister

c) Der Stadtrat fuhrt die Steuersatze wie bisher fort.
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d) Der Stadtrat erhdht den Kassenkredit auf 9.000.000,00 €.

3. Sitzungsverlauf:

Der Tagesordnungspunkt wird auf die Stadtratssitzung am Donnerstag, 28.07.2022 vertagt.

Zur Kenntnis genommen
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Erlass einer Satzung lber die Erhebung der Zweitwohnungssteuer in der Stadt
Penzberg

1. Vortrag:

Die Verwaltung bekam in der 6ffentlichen Stadtratssitzung vom 30.06.2021 die Aufgabe, die
EinfUhrung einer Zweitwohnungssteuer als Einnahmequelle unter anderem zur
Gegenfinanzierung der Holzbaumehrkosten bei der Kindertageseinrichtung an der
Nonnenwaldstral3e zu prifen.

In der Stadtratssitzung vom 26.04.2022 stellte die Verwaltung die Ergebnisse der Uberprifung
vor. Nach dem Sachvortrag beschloss der Stadtrat die Einfihrung und Umsetzung der
Zweitwohnungssteuer zum 01.01.2023. Die Verwaltung wurde beauftragt, einen
Satzungsentwurf Uber die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer vorzulegen. Zudem sollte ein
Anschreiben an die Birgerinnen und Burger erstellt werden, um die erforderlichen Daten
abzurufen.

Rechtliche Zuldssigkeit der Zweitwohnungssteuer

§1
Allgemeines

Die Stadt Penzberg erhebt eine Zweitwohnungssteuer als ortliche Aufwandsteuer im Sinne des

Art. 105 Abs. 2a Grundgesetz (GG).

§2
Steuergegenstand

Die Stadt Penzberg erhebt eine Zweitwohnungssteuer fir das Innehaben einer Zweitwohnung
im Stadtgebiet.

Die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer ist sowohl kommunalrechtlich wie auch
verfassungsrechtlich moglich.

Die verfassungsrechtliche Grundlage fir die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer stellt Art.
105 Abs. 2a Grundgesetz (GG) dar. Die Lander haben die Befugnis zur Gesetzgebung tber die
ortlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern, solange und soweit sie nicht bundesgesetzlich
geregelten Steuern gleichartig sind. Das Aufkommen der ortlichen Aufwandsteuer steht gem.
Art. 106 Abs. 6 Satz 1 GG den Gemeinden zu.

Kommunalrechtlich gesehen handelt es sich um Ortsrecht, Art. 23 Satz 1 Gemeindeordnung fur

den Freistaat Bayern (GO). Der Ortsbezug ist durch die Begrenzung auf das Stadtgebiet
gewahrleistet.

Begriff der Zweitwohnung

§3
Begriff der Zweitwohnung

(1) Wohnung im Sinne dieser Satzung ist jeder umschlossene Raum, der zum Wohnen oder Schlafen

benutzt werden kann. Als Wohnung gelten auch Mobilheime, Wohnmobile, Wohn- und
Campingwagen, die nicht oder nur gelegentlich fortbewegt werden.
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(2) Zweitwohnung im Sinne dieser Satzung ist jede Wohnung, die melderechtlich als Nebenwohnung
gefasst ist. Zweitwohnung ist weiterhin jede Wohnung im Stadtgebiet der Stadt Penzberg, die eine
Person, die in einem anderen Gebdude ihre Hauptwohnung hat, zu ihrer persénlichen Lebensfiihrung
oder der ihrer Familienangehérigen innehat. Die voriibergehende Nutzung zu anderen Zwecken,
insbesondere zur Uberlassung an Dritte, steht der Zweitwohnungseigenschaft nicht entgegen.

(3) Als Zweitwohnung gelten nicht:
1. Wohnungen, die von éffentlichen oder gemeinniitzigen Trégern zu therapeutischen Zwecken
oder fiir Erziehungszwecke zur Verfiigung gestellt werden.
2. Wohnungen in Alten-, Altenwohn- und Pflegeheimen, Einrichtungen zur voriibergehenden
Aufnahme pflegebediirftiger Personen und dhnliche Einrichtungen.
3. Wohnungen, die verheiratete und nicht dauernd getrenntlebende Personen aus beruflichen
Griinden in der Stadt Penzberg innehaben, wenn sich die Hauptwohnung der Eheleute
auferhalb der Stadt Penzberg befindet.

Der Begriff der Wohnung in Abs. 1 bildet die Legaldefinition des melderechtlichen
Wohnungsbegriffs des § 20 Satz 1 Bundesmeldegesetzes (BMG) ab. Hier ist auf Bundesrecht
zurlickzugreifen, da das bayerische Gesetz Uber das Meldewesen in Bayern (MeldeG) vom
08.12.2006 mit Ablauf des 31.10.2015 auler Kraft getreten ist. Das Bayerische Gesetz zur
Ausfihrung des Bundesmeldegesetzes (BayAGBMG) enthdlt keine Definition.

In bayerischen Kommunen wird in Zusammenhang mit Zweitwohnungssteuersatzungen die
Definition des BMG herangezogen, da der melderechtliche Wohnungsbegriff im Gegensatz zum
baurechtlichen Wohnungsbegriff weiter gefasst ist. Der baurechtliche Wohnungsbegriff stellt
Anforderungen an die Abgeschlossenheit der Raume und an bestimmte Ausstattungsmerkmale.
Durch eine zu enge Auslegung wiirde man jedoch den Steuergegenstand zu stark eingrenzen
und ggf. auch verfassungsrechtliche Probleme hinsichtlich des Gleichheitsgrundsatzes (Art. 3
Abs. 1 GG) aufwerfen.

Der melderechtliche Wohnungsbegriff umfasst somit neben abgeschlossenen Wohneinheiten
auch einzelne Zimmer mit der Mdglichkeit, Gemeinschaftseinrichtungen wie Bad und Kiiche zu
nutzen (umgangssprachlich: WG-Zimmer).

Unter den melderechtlichen Wohnbegriff kobnnen auch Mobilheime, Wohnmobile und Wohn-
und Campingwagen subsumiert werden, wenn sie nicht oder nur gelegentlich bewegt werden
(Vgl. hierzu auch § 20 Satz 3 BMG). Anwendungsfalle in der Stadt Penzberg finden sich ggf.
am Campingplatz Huber See. Die Entscheidung, diese Regelung in die Satzung
mitaufzunehmen, obliegt dem Stadtrat.

Der Begriff der Zweitwohnung wird in Abs. 2 definiert. Hierbei wird in Satz 1 zunachst darauf
abgestellt, dass die Wohnung melderechtlich als Nebenwohnung erfasst ist.

In Satz 2 erfolgt die Konkretisierung der Definition Giber die Negativabgrenzung zur
Hauptwohnung.

Eine Hauptwohnung ist gem. § 21 BMG die vorwiegend benutzte Wohnung des Einwohners.
Alleinstehende Personen:

Beim Innehaben mehrere Wohnungen wird somit auf die quantitative/zeitlich Giberwiegende
Nutzung der Wohnung in einem Kalenderjahr abgestellt. Sollte der Vergleich der
Aufenthaltszeiten zu keinem Ergebnis fuhren, ist auf den Schwerpunkt der Lebensbeziehungen
abzustellen. Hierzu zahlen Beziehungen zu Eltern, Partnern, Freunden, Bindungen an einen
Beruf, an Vereine, Kirchengemeinden oder Parteien, etc.

Ehepaare/Eingetragene Lebenspartnerschaft:

Bei dieser Fallgruppe wird darauf abgestellt, welche die Uberwiegend von der Familie
gemeinsam genutzte Wohnung darstellt. Eine weitere Wohnung neben der Familienwohnung ist
somit die Nebenwohnung. Die zeitliche Komponente bleibt in dieser Fallgruppe
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unbertcksichtigt.

Ehepaare/Eingetragene Lebenspartnerschaft, die dauernd getrennt leben:
Siehe Ausfuhrungen zu alleinstehenden Personen.

Minderjdhrige Personen:

Bei dieser Fallgruppe ist die Hauptwohnung die Wohnung des Personensorgeberechtigten.
Leben die Personensorgeberechtigten getrennt, ist die Hauptwohnung die Wohnung
desjenigen, die von dem Minderjahrigen vorwiegend genutzt wird.

Bei dem Tatbestandsmerkmal ,innehaben® handelt es sich um einen unbestimmten
Rechtsbegriff, der auslegungsbedurftig ist. Voraussetzung fur das Innehaben ist, dass der
Steuerpflichtige Uber die Wohnung jederzeit tatsachlich verfiigen kann und sie mit einer
gewissen RegelméaRigkeit, wenn auch in gréReren Zeitabstéanden, aufsucht (Vgl.
Schwarz/Pahlke, AO § 8 Wohnsitz). Hierfir ist es nicht erforderlich, dass eine rechtlich
abgesicherte Verfigungsbefugnis wie z.B. ein Mietverhdltnis vorliegen muss. Eine
Mindestanzahl an Aufenthaltstagen im Jahr ist ebenso nicht erforderlich, jedoch muss die
Nutzung hinsichtlich Umfang und Regelmafigkeit tber eine gewdhnliche Feriennutzung
hinausgehen. Bei einer Ferienwohnung, die z.B. fur 2 bis 3 Wochen p.a. als Ferienwohnung
genutzt wird, ist das Tatbestandsmerkmal ,innehaben® nicht erfullt.

Des Weiteren muss der Steuerpflichtige Gber die Wohnung derart tatsachlich verfliigen, dass er
sie jederzeit tatsdchlich zu Wohnzwecken nutzen kann. Der blof3e unmittelbare oder mittelbare
Besitz einer Wohnung genigt nicht (z.B. Vermietung an einen Dritten).

Zu beachten ist, dass fur das Vorliegen einer Zweitwohnung diese sich in einem anderen
Gebaude als die Hauptwohnung befinden muss.

Ausnahmeregelungen sind in Abs. 3 geregelt. Diese Ausnahmen dirfen allerdings nur unter
Einhaltung des in Art. 3 Abs. 1 GG verankerten Gleichheitsgrundsatzes festgelegt werden.
Hierzu wird auf den Beschluss vom Bundesverfassungsgericht vom 06.12.1983 verwiesen (Az.
2 BVR 1275/79). Eine unterscheidende Berlicksichtigung von Griinden Gber den Aufenthalt zum
Zwecke der Abgrenzung des Kreises der Steuerpflichtigen stellt im Rahmen der
Aufwandssteuer ein sachfremdes Kriterium dar und hat vor Art. 3 Abs. 1 GG keinen Bestand.

- Nrn. 1 und 2: Es liegen besondere Lebensumstéande vor, die nicht mit anderen
vergleichbar sind.

- Nr. 3: Die Ausnahme wurde aufgrund des Beschlusses vom Bundesverfassungsgericht
vom 11.10.2005 aufgenommen, welcher einen Verstol3 gegen Art. 6 Abs. 1 GG (Schutz
von Ehe und Familie) sieht, wenn das Innehaben einer aus beruflichen Griinden
gehaltenen Wohnung eines nicht dauernd getrenntlebenden Verheirateten, dessen
eheliche Wohnung sich in einer anderen Gemeinde befindet, besteuert wird (Az. 1 BVR
132/00 und 1 BVR 2627/03).

Minderjahrige bzw. sich noch in Ausbildung befindliche Kinder sind nicht zu erwéhnen, da bei
ihnen das Tatbestandsmerkmal ,innehaben” nicht erfiillt ist. Dieser Personenkreis hat kein
rechtliches Verfigungsrecht Giber sein Zimmer in der Wohnung des
Personensorgeberechtigten.

Steuerpflichtiger

§4
Steuerpflichtiger

(1) Steuerpflichtig ist jede natiirliche Person, die im Stadtgebiet eine Zweitwohnung im Sinne des § 2
inne hat.
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(2) Haben mehrere Personen gemeinschaftlich eine Zweitwohnung inne, so sind sie Gesamtschuldner
nach § 44 der Abgabenordnung (AQ) in der geltenden Fassung.

Steuermalflstab

85
Steuermalflstab

(1) Die Steuer wird nach dem jdhrlichen Mietaufwand berechnet. Der jéhrliche Mietaufwand ist die
Nettokaltmiete, die der Steuerpflichtige fiir die Benutzung der Wohnung aufgrund vertraglicher
Vereinbarungen nach dem Stand im Zeitpunkt der Entstehung der Steuerpflicht fiir ein Jahr zu
entrichten hdtte (Jahresnettokaltmiete). Als Mietaufwand gelten auch alle anderen Formen eines
vertraglich vereinbarten Uberlassungsentgeltes, beispielsweise Pachtzins, Nutzungsentgelt,
Erbbauzins, Leibrente.
(2) Wenn nur eine Bruttokaltmiete (einschliefslich Nebenkosten, aber ohne Heizung) vereinbart wurde,
gilt als Nettokaltmiete die um einen Abzug von 10 % verminderte Bruttokaltmiete. Wenn nur eine
Bruttowarmmiete (einschliefSlich Nebenkosten und Heizkosten) vereinbart wurde, gilt als
Nettokaltmiete die um einen Abzug von 20 % verminderte Bruttowarmmiete.
(3) Fiir Wohnungen, die im Eigentum des Steuerpflichtigen stehen oder die dem Steuerpflichtigen
unentgeltlich oder zu einem Entgelt unterhalb der ortsiiblichen Miete (iberlassen wird, ist die
Nettokaltmiete in der ortsiiblichen H6he anzusetzen. Sie wird von der Stadt Penzberg in Anlehnung
an die Nettokaltmiete geschditzt, die fiir Rdume gleicher oder dhnlicher Art, Lage und Ausstattung
regelmdflig gezahlt wird.
(4) Bei Mobilheimen, Wohnmobilen, Wohn- und Campingwagen, die ldnger als drei Monate im
Kalenderjahr nicht oder nur unerheblich fortbewegt werden, wird als Steuer eine jdhrliche Pauschale
angesetzt.
(5) Die Bemessungsgrundlage ist auf volle Euro abzurunden.

Es wurde als Bemessungsgrundlage die Jahresnettokaltmiete gewahlt. Dies ist in bayerischen
Kommunen Ublich und wurde auch bereits vom Bundesverwaltungsgericht als zulassig
bezeichnet (Urteil vom 27.09.2000, Az. 11 C 4.00).

Bei Eigentumswohnungen oder unentgeltlich Gberlassenen Wohnungen liegt keine
Vertragsgrundlage fir eine Ermittlung der Zweitwohnungssteuer vor. In diesen Fallen wird auf
die ortsiibliche Miete abgestellt, welche unter Berticksichtigung des aktuellen Mietspiegels
(Nettokaltmiete) ermittelt wird.

Die Regelung in Abs. 4 wird nur in die Satzung aufgenommen, wenn der Stadtrat der
Besteuerung von Mobilheimen, Wohnmobilen und Wohn- und Campingwagen zustimmt (s.0.).

Steuersatz

86
Steuersatz

(1) Die Steuer betrdgt jihrlich 20 v.H. der Bemessungsgrundlage.
(2) Bei Mobilheimen, Wohnmobilen, Wohn- und Campingwagen, die ldnger als drei Monate im
Kalenderjahr nicht oder nur unerheblich fortbewegt werden, gilt ein pauschaler Betrag in Hé6he von
100,00 €.
(3) Ist zum Zeitpunkt der Entstehung der Steuerschuld die Verfiigbarkeit der Zweitwohnung fiir Zwecke
der persénlichen Lebensfiihrung aufgrund eines Vertrags mit einer Vermietungsagentur, einem
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Hotelbetrieb oder einem vergleichbaren Betreiber zwecks Weitervermietung zeitlich begrenzt,
betrdgt die Steuerschuld bei einer Eigennutzungsméglichkeit im Veranlagungszeitraum von
a) bis zu zwei Wochen 25 v.H.
b) bis zu einem Monat 50 v.H.
c) bis zu zwei Monaten 75 v.H.
der Séitze nach Abs. 1.

Die Verwaltung schlagt einen Steuersatz von jahrlich 20 % vor (Abs. 1).

Wie bereits in der Stadtratssitzung vom 26.04.2022 vorgestellt, bewegen sich die Steuersatze
der bayerischen Kommunen zwischen 15 und 20 Prozent.

Kommune Steuersatz
Benediktbeuern | 20 %
Bichl 20 %
Iffeldorf 15%
Markt Murnau 20 %
Seeshaupt 15%

Der Steuersatz in Hohe von 20 % erscheint angemessen. Die Kommunen Benediktbeuern,
Bichl und Murnau haben erst in den vergangenen Monaten ihren Steuersatz nach oben
korrigiert. Bichl, Benediktbeuern und Murnau haben im vergangenen Jahr den Steuersatz um 9
Prozentpunkte von 11 auf 20 Prozent angehoben. Es ist somit in vergleichbaren Kommunen ein
deutlicher Trend nach oben zu erkennen.

Die Regelung in Abs. 2 wird nur in die Satzung aufgenommen, wenn der Stadtrat der
Besteuerung von Mobilheimen, Wohnmobilen und Wohn- und Campingwagen zustimmt (s.0.).

Entstehung und Ende der Steuerpflicht

§8
Festsetzung und Falligkeit der Steuer

(1) Die Stadt Penzberg setzt die Steuer fiir ein Kalenderjahr oder, wenn die Steuerpflicht erst wdhrend
des Kalenderjahres entsteht, fiir den Rest des Kalenderjahres durch Bescheid fest. In dem Bescheid
kann bestimmt werden, dass er auch fiir kiinftige Zeitabschnitte gilt, solange sich die
Bemessungsgrundlage und der Steuerbetrag nicht édndern.
(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach der Bekanntgabe des Steuerbescheides fdllig. Bis zur
Bekanntgabe eines neuen Steuerbescheides ist die Steuer jeweils zum 1. Juli eines Jahres fdllig und
ohne weitere Aufforderung zu entrichten. Die Steuer wird erstmalig im Kalenderjahr 2023 fdllig.
(3) Endet die Steuerpflicht, so wird die zu viel gezahlte Steuer auf Antrag erstattet.

Die Festsetzung der Zweitwohnungssteuer erfolgt fur ein Kalenderjahr.

Bei unverédnderter Bemessungsgrundlage und unverandertem Steuerbetrag wird die
Zweitwohnungssteuer nicht jahrlich neu festgesetzt. Dies ist gangige Praxis in der Verwaltung.

Die Zweitwohnungssteuer wird bei erstmaliger Festsetzung einen Monat nach Bekanntgabe des
Steuerbescheides fallig. Liegen keiner Anderungen vor, ist in den Folgejahren der Steuerbetrag
jeweils zum 1. Juli ohne weitere Zahlungsaufforderung fallig.

Bei unterjahrigen Veranderungen, die zum Entfallen der Steuerpflicht fihren, wie Ummeldung

auf den Hauptwohnsitz oder Aufgabe der Wohnung, wird die zu viel entrichtete Steuer auf
Antrag erstattet. Der Antrag ist an kein Formerfordernis gebunden.
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Ermittlung der Besteuerungsqgrundlage

§9
Anzeigepflicht

(1) Wer Inhaber einer Zweitwohnung ist bzw. wird oder eine Zweitwohnung aufgibt, hat dies der Stadt
Penzberg innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. Die Anmeldung oder Abmeldung von
Personen nach dem Bayerischen Gesetz zur Ausfiihrung des Bundesmeldegesetzes (BayAGBMG) gilt
als Anzeige im Sinne dieser Vorschrift.
(2) Die Inhaber einer Zweitwohnung sind verpflichtet, der Stadt Penzberg fiir die Héhe der Steuer
mafigebliche Verdnderungen unverziiglich zu melden und tiber den Umfang dieser Verénderungen,
auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen, Auskunft zu erteilen.

8§10
Steuererklarung

(1) Der Inhaber einer Zweitwohnung ist zur Abgabe einer Steuererkldrung verpflichtet. Zur Abgabe einer
Steuererkldrung ist auch verpflichtet, wer hierzu von der Stadt Penzberg aufgefordert wird.
(2) Der Steuerpflichtige hat innerhalb eines Monats nach Aufforderung oder bei Anderung des
SteuermafSstabes nach § 4 eine Steuererkldrung gemdfs dem Formblatt der Stadt Penzberg
abzugeben.
(3) Die Steuererkldrung ist eigenhdndig zu unterschreiben.
(4) Die Angaben sind durch geeignete Unterlagen, insbesondere durch Mietvertrdéige,
Mietdnderungsvertrége und Mietbescheinigungen nachzuweisen.
(5) Es sind die Bestimmungen der Abgabenordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung heranzuziehen,
soweit das Kommunalabgabengesetzes in seiner jeweils geltenden Fassung auf diese verweist.

§11
Mitwirkungspflichten

Die Mitwirkungspflichten Dritter, insbesondere desjenigen, der dem Steuerpflichtigen die
Wohnung Uberlassen oder ihm die Mitnutzung gestattet, z.B. des Vermieters, des Eigentiimers
des Grundstlicks oder der Wohnung oder des Hausverwalters nach 8§ 20 ff. des
Wohnungseigentumsgesetzes (WEG), ergeben sich aus § 93 AO.

§12
Ordnungswidrigkeiten- und Strafvorschriften

Es gelten die Ordnungswidrigkeiten- und Strafvorschriften des Kommunalabgabengesetzes
(Art. 14 bis 17 KAG).

Die 88 10 ff. ermdglichen, dass durch entsprechende Erklarungen der Birgerinnen und Blrger
Steuerobjekte festgestellt werden kdnnen und die Besteuerung auf Grundlage dieser Daten
durchgefuhrt werden kann.

Ein entsprechendes Formular fur die Zweitwohnungssteuer wurde vorbereitet und liegt der
Sitzungsvorlage bei.

Verstolie gegen die Mitwirkungspflichten werden mit den Ordnungswidrigkeiten- und
Strafvorschriften des KAG verfolgt.
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Glltigkeit der Satzung

8§13
In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt mit sofortiger Wirkung in Kratft.

2. Beschlussantrag der Verwaltung:

Der Stadtrat beschliel3t die Satzung Uber die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der Stadt
Penzberg (Zweitwohnungssteuersatzung — ZwStS).

Satzung Uber die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der Stadt Penzberg
(Zweitwohnungssteuersatzung — ZwStS)

vom 29.07.2022

Aufgrund des Art. 22 Abs. 2 der Bayerischen Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-), die zuletzt durch § 1
des Gesetzes vom 9. Mérz 2021 (GVBI. S. 74) geédndert worden ist, und des Art. 3 Abs. 1 des
Bayerischen Kommunalabgabengesetzes (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 04.
April 1993 (GVBI. S. 264, BayRS 2024-1-1), das zuletzt durch Art. 10b des Gesetzes vom 10.
Dezember 2021 (GVBI. S. 638) geandert worden ist, erlasst die Stadt Penzberg folgende
Satzung:

§1
Allgemeines

Die Stadt Penzberg erhebt eine Zweitwohnungssteuer als ortliche Aufwandsteuer im Sinne des
Art. 105 Abs. 2a Grundgesetz (GG).

§2
Steuergegenstand

Die Stadt Penzberg erhebt eine Zweitwohnungssteuer flir das Innehaben einer Zweitwohnung
im Stadtgebiet.

§3
Begriff der Zweitwohnung

(4) Wohnung im Sinne dieser Satzung ist jeder umschlossene Raum, der zum Wohnen oder Schlafen
benutzt werden kann. Als Wohnung gelten auch Mobilheime, Wohnmobile, Wohn- und
Campingwagen, die nicht oder nur gelegentlich fortbewegt werden.

(5) Zweitwohnung im Sinne dieser Satzung ist jede Wohnung, die melderechtlich als Nebenwohnung
gefasst ist. Zweitwohnung ist weiterhin jede Wohnung im Stadtgebiet der Stadt Penzberg, die eine
Person, die in einem anderen Gebaude ihre Hauptwohnung hat, zu ihrer personlichen
Lebensfiihrung oder der ihrer Familienangehdrigen innehat. Die voribergehende Nutzung zu
anderen Zwecken, insbesondere zur Uberlassung an Dritte, steht der Zweitwohnungseigenschaft
nicht entgegen.

(6) Als Zweitwohnung gelten nicht:

1. Wohnungen, die von offentlichen oder gemeinniitzigen Tragern zu therapeutischen
Zwecken oder fir Erziehungszwecke zur Verfligung gestellt werden.
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2. Wohnungen in Alten-, Altenwohn- und Pflegeheimen, Einrichtungen zur voriibergehenden
Aufnahme pflegebediirftiger Personen und dhnliche Einrichtungen.

3. Wohnungen, die verheiratete und nicht dauernd getrenntlebende Personen aus beruflichen
Griinden in der Stadt Penzberg innehaben, wenn sich die Hauptwohnung der Eheleute
auBerhalb der Stadt Penzberg befindet.

§4
Steuerpflichtiger

(3) Steuerpflichtig ist jede natirliche Person, die im Stadtgebiet eine Zweitwohnung im Sinne des § 2
inne hat.

(4) Haben mehrere Personen gemeinschaftlich eine Zweitwohnung inne, so sind sie Gesamtschuldner
nach § 44 der Abgabenordnung (AO) in der geltenden Fassung.

85
Steuermafl3stab

(6) Die Steuer wird nach dem jahrlichen Mietaufwand berechnet. Der jahrliche Mietaufwand ist die
Nettokaltmiete, die der Steuerpflichtige fir die Benutzung der Wohnung aufgrund vertraglicher
Vereinbarungen nach dem Stand im Zeitpunkt der Entstehung der Steuerpflicht fiir ein Jahr zu
entrichten hatte (Jahresnettokaltmiete). Als Mietaufwand gelten auch alle anderen Formen eines
vertraglich vereinbarten Uberlassungsentgeltes, beispielsweise Pachtzins, Nutzungsentgelt,
Erbbauzins, Leibrente.

(7) Wenn nur eine Bruttokaltmiete (einschlieRlich Nebenkosten, aber ohne Heizung) vereinbart wurde,
gilt als Nettokaltmiete die um einen Abzug von 10 % verminderte Bruttokaltmiete. Wenn nur eine
Bruttowarmmiete (einschlieRlich Nebenkosten und Heizkosten) vereinbart wurde, gilt als
Nettokaltmiete die um einen Abzug von 20 % verminderte Bruttowarmmiete.

(8) Fur Wohnungen, die im Eigentum des Steuerpflichtigen stehen oder die dem Steuerpflichtigen
unentgeltlich oder zu einem Entgelt unterhalb der ortsiiblichen Miete lberlassen wird, ist die
Nettokaltmiete in der ortsiiblichen Hohe anzusetzen. Sie wird von der Stadt Penzberg in Anlehnung
an die Nettokaltmiete geschatzt, die fir Raume gleicher oder ahnlicher Art, Lage und Ausstattung
regelmaRig gezahlt wird.

(9) Bei Mobilheimen, Wohnmobilen, Wohn- und Campingwagen, die langer als drei Monate im
Kalenderjahr nicht oder nur unerheblich fortbewegt werden, wird als Steuer eine jahrliche
Pauschale angesetzt.

(10)Die Bemessungsgrundlage ist auf volle Euro abzurunden.

86
Steuersatz

(4) Die Steuer betragt jahrlich 20 v.H. der Bemessungsgrundlage.

(5) Bei Mobilheimen, Wohnmobilen, Wohn- und Campingwagen, die langer als drei Monate im
Kalenderjahr nicht oder nur unerheblich fortbewegt werden, gilt ein pauschaler Betrag in Hohe von
100,00 €.

(6) Ist zum Zeitpunkt der Entstehung der Steuerschuld die Verfiigbarkeit der Zweitwohnung fiir Zwecke
der personlichen Lebensfiihrung aufgrund eines Vertrags mit einer Vermietungsagentur, einem
Hotelbetrieb oder einem vergleichbaren Betreiber zwecks Weitervermietung zeitlich begrenzt,
betragt die Steuerschuld bei einer Eigennutzungsmaoglichkeit im Veranlagungszeitraum von

d) bis zu zwei Wochen25 v.H.

e) bis zu einem Monat 50 v.H.

f) bis zu zwei Monaten 75 v.H.
der Satze nach Abs. 1.
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(3)
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(6)
(7)

(8)
(9)

8§87
Entstehung und Ende der Steuerpflicht

Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Besteuerungszeitraum ist das Kalenderjahr. Besteht die
Steuerpflicht nicht wahrend des gesamten Kalenderjahres, ist Besteuerungszeitraum der Teil des
Kalenderjahres, in dem die Steuerpflicht besteht.

Die Steuerpflicht fiir ein Kalenderjahr entsteht am 1. Januar. Tritt die Zweitwohnungseigenschaft
erst nach dem 1. Januar ein, so entsteht die Steuerpflicht mit dem ersten Tag des auf diesen
Zeitpunkt folgenden Monats.

Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die Zweitwohnungseigenschaft
entfallt.

§8
Festsetzung und Falligkeit der Steuer

Die Stadt Penzberg setzt die Steuer fir ein Kalenderjahr oder, wenn die Steuerpflicht erst wahrend
des Kalenderjahres entsteht, fiir den Rest des Kalenderjahres durch Bescheid fest. In dem Bescheid
kann bestimmt werden, dass er auch fir kiinftige Zeitabschnitte gilt, solange sich die
Bemessungsgrundlage und der Steuerbetrag nicht andern.

Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach der Bekanntgabe des Steuerbescheides fallig. Bis zur
Bekanntgabe eines neuen Steuerbescheides ist die Steuer jeweils zum 1. Juli eines Jahres fallig und
ohne weitere Aufforderung zu entrichten. Die Steuer wird erstmalig im Kalenderjahr 2023 fallig.
Endet die Steuerpflicht, so wird die zu viel gezahlte Steuer auf Antrag erstattet.

§9
Anzeigepflicht

Wer Inhaber einer Zweitwohnung ist bzw. wird oder eine Zweitwohnung aufgibt, hat dies der Stadt
Penzberg innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. Die Anmeldung oder Abmeldung von
Personen nach dem Bayerischen Gesetz zur Ausfiihrung des Bundesmeldegesetzes (BayAGBMG) gilt
als Anzeige im Sinne dieser Vorschrift.

Die Inhaber einer Zweitwohnung sind verpflichtet, der Stadt Penzberg fiir die Hohe der Steuer
malgebliche Verdanderungen unverziglich zu melden und tGiber den Umfang dieser Verdanderungen,
auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen, Auskunft zu erteilen.

810
Steuererklarung

Der Inhaber einer Zweitwohnung ist zur Abgabe einer Steuererklarung verpflichtet. Zur Abgabe
einer Steuererkldrung ist auch verpflichtet, wer hierzu von der Stadt Penzberg aufgefordert wird.
Der Steuerpflichtige hat innerhalb eines Monats nach Aufforderung oder bei Anderung des
SteuermaRstabes nach § 4 eine Steuererklarung gemaR dem Formblatt der Stadt Penzberg
abzugeben.

Die Steuererklarung ist eigenhandig zu unterschreiben.

Die Angaben sind durch geeignete Unterlagen, insbesondere durch Mietvertrage,
Mietanderungsvertrage und Mietbescheinigungen nachzuweisen.

(10)Es sind die Bestimmungen der Abgabenordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung heranzuziehen,

soweit das Kommunalabgabengesetzes in seiner jeweils geltenden Fassung auf diese verweist.

Offentliche Sitzung des Stadtrates vom 26.07.2022 Seite 31 von 124



§11
Mitwirkungspflichten

Die Mitwirkungspflichten Dritter, insbesondere desjenigen, der dem Steuerpflichtigen die
Wohnung uberlassen oder ihm die Mitnutzung gestattet, z.B. des Vermieters, des Eigentimers
des Grundstiicks oder der Wohnung oder des Hausverwalters nach 88 20 ff. des
Wohnungseigentumsgesetzes (WEG), ergeben sich aus § 93 AO.

8§12
Ordnungswidrigkeiten- und Strafvorschriften

Es gelten die Ordnungswidrigkeiten- und Strafvorschriften des Kommunalabgabengesetzes
(Art. 14 bis 17 KAG).

813
In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

Penzberg, 29. Juli 2022
Stadt Penzberg

Stefan Korpan
Erster Burgermeister

3. Beschluss:

Der Stadtrat beschliel3t die Satzung Uber die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der Stadt
Penzberg (Zweitwohnungssteuersatzung — ZwStS).

Satzung Uber die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der Stadt Penzberg
(Zweitwohnungssteuersatzung — ZwStS)

vom 29.07.2022

Aufgrund des Art. 22 Abs. 2 der Bayerischen Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-), die zuletzt durch § 1
des Gesetzes vom 9. Méarz 2021 (GVBI. S. 74) geandert worden ist, und des Art. 3 Abs. 1 des
Bayerischen Kommunalabgabengesetzes (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 04.
April 1993 (GVBI. S. 264, BayRS 2024-1-I), das zuletzt durch Art. 10b des Gesetzes vom 10.
Dezember 2021 (GVBI. S. 638) geandert worden ist, erlasst die Stadt Penzberg folgende
Satzung:

§1
Allgemeines

Die Stadt Penzberg erhebt eine Zweitwohnungssteuer als ortliche Aufwandsteuer im Sinne des
Art. 105 Abs. 2a Grundgesetz (GG).
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§2
Steuergegenstand

Die Stadt Penzberg erhebt eine Zweitwohnungssteuer fir das Innehaben einer Zweitwohnung
im Stadtgebiet.

§3
Begriff der Zweitwohnung

(7) Wohnung im Sinne dieser Satzung ist jeder umschlossene Raum, der zum Wohnen oder Schlafen
benutzt werden kann. Als Wohnung gelten auch Mobilheime, Wohnmobile, Wohn- und
Campingwagen, die nicht oder nur gelegentlich fortbewegt werden.

(8) Zweitwohnung im Sinne dieser Satzung ist jede Wohnung, die melderechtlich als Nebenwohnung
gefasst ist. Zweitwohnung ist weiterhin jede Wohnung im Stadtgebiet der Stadt Penzberg, die eine
Person, die in einem anderen Gebaude ihre Hauptwohnung hat, zu ihrer persénlichen
Lebensfiihrung oder der ihrer Familienangehorigen innehat. Die voriibergehende Nutzung zu
anderen Zwecken, insbesondere zur Uberlassung an Dritte, steht der Zweitwohnungseigenschaft
nicht entgegen.

(9) Als Zweitwohnung gelten nicht:

1. Wohnungen, die von 6ffentlichen oder gemeinnitzigen Tragern zu therapeutischen
Zwecken oder fiir Erziehungszwecke zur Verfligung gestellt werden.

2. Wohnungen in Alten-, Altenwohn- und Pflegeheimen, Einrichtungen zur voriibergehenden
Aufnahme pflegebediirftiger Personen und dhnliche Einrichtungen.

3. Wohnungen, die verheiratete und nicht dauernd getrenntlebende Personen aus beruflichen
Grinden in der Stadt Penzberg innehaben, wenn sich die Hauptwohnung der Eheleute
auBerhalb der Stadt Penzberg befindet.

§4
Steuerpflichtiger

(5) Steuerpflichtig ist jede natirliche Person, die im Stadtgebiet eine Zweitwohnung im Sinne des § 2
inne hat.

(6) Haben mehrere Personen gemeinschaftlich eine Zweitwohnung inne, so sind sie Gesamtschuldner
nach § 44 der Abgabenordnung (AO) in der geltenden Fassung.

85
Steuermalf3stab

(11)Die Steuer wird nach dem jahrlichen Mietaufwand berechnet. Der jahrliche Mietaufwand ist die
Nettokaltmiete, die der Steuerpflichtige fiir die Benutzung der Wohnung aufgrund vertraglicher
Vereinbarungen nach dem Stand im Zeitpunkt der Entstehung der Steuerpflicht fiir ein Jahr zu
entrichten hatte (Jahresnettokaltmiete). Als Mietaufwand gelten auch alle anderen Formen eines
vertraglich vereinbarten Uberlassungsentgeltes, beispielsweise Pachtzins, Nutzungsentgelt,
Erbbauzins, Leibrente.

(12)Wenn nur eine Bruttokaltmiete (einschlieflich Nebenkosten, aber ohne Heizung) vereinbart wurde,
gilt als Nettokaltmiete die um einen Abzug von 10 % verminderte Bruttokaltmiete. Wenn nur eine
Bruttowarmmiete (einschlieBlich Nebenkosten und Heizkosten) vereinbart wurde, gilt als
Nettokaltmiete die um einen Abzug von 20 % verminderte Bruttowarmmiete.

(13)Far Wohnungen, die im Eigentum des Steuerpflichtigen stehen oder die dem Steuerpflichtigen
unentgeltlich oder zu einem Entgelt unterhalb der ortsiiblichen Miete Uberlassen wird, ist die
Nettokaltmiete in der ortsiiblichen H6he anzusetzen. Sie wird von der Stadt Penzberg in Anlehnung
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an die Nettokaltmiete geschatzt, die fir Raume gleicher oder ahnlicher Art, Lage und Ausstattung
regelmaRig gezahlt wird.

(14)Bei Mobilheimen, Wohnmobilen, Wohn- und Campingwagen, die langer als drei Monate im
Kalenderjahr nicht oder nur unerheblich fortbewegt werden, wird als Steuer eine jahrliche
Pauschale angesetzt.

(15)Die Bemessungsgrundlage ist auf volle Euro abzurunden.

86
Steuersatz

(7) Die Steuer betragt jahrlich 20 v.H. der Bemessungsgrundlage.

(8) Bei Mobilheimen, Wohnmobilen, Wohn- und Campingwagen, die langer als drei Monate im
Kalenderjahr nicht oder nur unerheblich fortbewegt werden, gilt ein pauschaler Betrag in Héhe von
100,00 €.

(9) Ist zum Zeitpunkt der Entstehung der Steuerschuld die Verflgbarkeit der Zweitwohnung fiir Zwecke
der personlichen Lebensfiihrung aufgrund eines Vertrags mit einer Vermietungsagentur, einem
Hotelbetrieb oder einem vergleichbaren Betreiber zwecks Weitervermietung zeitlich begrenzt,
betragt die Steuerschuld bei einer Eigennutzungsmaoglichkeit im Veranlagungszeitraum von

g) bis zu zwei Wochen25 v.H.

h) bis zu einem Monat 50 v.H.

i) bis zu zwei Monaten 75 v.H.
der Satze nach Abs. 1.

87
Entstehung und Ende der Steuerpflicht

(4) Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Besteuerungszeitraum ist das Kalenderjahr. Besteht die
Steuerpflicht nicht wahrend des gesamten Kalenderjahres, ist Besteuerungszeitraum der Teil des
Kalenderjahres, in dem die Steuerpflicht besteht.

(5) Die Steuerpflicht fur ein Kalenderjahr entsteht am 1. Januar. Tritt die Zweitwohnungseigenschaft
erst nach dem 1. Januar ein, so entsteht die Steuerpflicht mit dem ersten Tag des auf diesen
Zeitpunkt folgenden Monats.

(6) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die Zweitwohnungseigenschaft
entfallt.

§8
Festsetzung und Falligkeit der Steuer

(7) Die Stadt Penzberg setzt die Steuer fiir ein Kalenderjahr oder, wenn die Steuerpflicht erst wéhrend
des Kalenderjahres entsteht, fiir den Rest des Kalenderjahres durch Bescheid fest. In dem Bescheid
kann bestimmt werden, dass er auch fir kiinftige Zeitabschnitte gilt, solange sich die
Bemessungsgrundlage und der Steuerbetrag nicht andern.

(8) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach der Bekanntgabe des Steuerbescheides fallig. Bis zur
Bekanntgabe eines neuen Steuerbescheides ist die Steuer jeweils zum 1. Juli eines Jahres fallig und
ohne weitere Aufforderung zu entrichten. Die Steuer wird erstmalig im Kalenderjahr 2023 fallig.

(9) Endet die Steuerpflicht, so wird die zu viel gezahlte Steuer auf Antrag erstattet.
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§9
Anzeigepflicht

(5) Wer Inhaber einer Zweitwohnung ist bzw. wird oder eine Zweitwohnung aufgibt, hat dies der Stadt
Penzberg innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. Die Anmeldung oder Abmeldung von
Personen nach dem Bayerischen Gesetz zur Ausfiihrung des Bundesmeldegesetzes (BayAGBMG) gilt
als Anzeige im Sinne dieser Vorschrift.

(6) Die Inhaber einer Zweitwohnung sind verpflichtet, der Stadt Penzberg flr die Ho6he der Steuer
malgebliche Veranderungen unverziiglich zu melden und tber den Umfang dieser Verdanderungen,
auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen, Auskunft zu erteilen.

§10
Steuererklarung

(11)Der Inhaber einer Zweitwohnung ist zur Abgabe einer Steuererklarung verpflichtet. Zur Abgabe
einer Steuererklarung ist auch verpflichtet, wer hierzu von der Stadt Penzberg aufgefordert wird.

(12)Der Steuerpflichtige hat innerhalb eines Monats nach Aufforderung oder bei Anderung des
SteuermaBstabes nach § 4 eine Steuererklarung gemall dem Formblatt der Stadt Penzberg
abzugeben.

(13)Die Steuererklarung ist eigenhdndig zu unterschreiben.

(14)Die Angaben sind durch geeignete Unterlagen, insbesondere durch Mietvertrage,
Mietdnderungsvertrage und Mietbescheinigungen nachzuweisen.

(15)Es sind die Bestimmungen der Abgabenordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung heranzuziehen,
soweit das Kommunalabgabengesetzes in seiner jeweils geltenden Fassung auf diese verweist.

§11
Mitwirkungspflichten

Die Mitwirkungspflichten Dritter, insbesondere desjenigen, der dem Steuerpflichtigen die
Wohnung tberlassen oder ihm die Mitnutzung gestattet, z.B. des Vermieters, des Eigentiimers
des Grundstiicks oder der Wohnung oder des Hausverwalters nach 88 20 ff. des
Wohnungseigentumsgesetzes (WEG), ergeben sich aus § 93 AO.

8§12
Ordnungswidrigkeiten- und Strafvorschriften

Es gelten die Ordnungswidrigkeiten- und Strafvorschriften des Kommunalabgabengesetzes
(Art. 14 bis 17 KAG).
§13
In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

Penzberg, 29. Juli 2022
Stadt Penzberg

Stefan Korpan
Erster Burgermeister

Nach 2 Jahren (im Fruhjahr 2025) soll eine Evaluierung in einer Stadtratssitzung stattfinden, ob
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sich die Zweitwohnungssteuer rentiert hat und wie viele Birger/innen ihren Zweitwohnsitz in
einen Erstwohnsitz umgemeldet haben.

Mehrheitlich beschlossen Ja 21 Nein 2 (StRe Trifunovic, Bartusch)
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Sanierung Stauanlagen Gut Hub: Hauptdamm, kleiner Weiher und
6 Verbindungsbauwerk; Beschluss zur Beantragung des vorzeitigen
MaRnahmenbeginn

1. Vortrag:

Die BaumalRnahme Sanierung Stauanlagen Gut Hub (Hauptdamm, kleiner Weiher und
Verbindungsbauwerk) kdnnte nach der Richtlinie des Bayerischen Staatsministeriums fr
Umwelt und Verbraucherschutz fir Zuwendungen zu wasserwirtschaftlichen Vorhaben (RZWas
2021) forderfahig sein.

Die Stadt Penzberg hat mit Antrag vom 11.05.2021 unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen
ein wasserrechtliches Plangenehmigungsverfahren zur Sanierung bzw. Ertlichtigung der
Stauanlagen Gut Hub an Kirnbergsee und Kleiner Weiher sowie des Verbindungsbauwerkes
zwischen Hubersee und Kirnbergsee beantragt. Mit Schreiben vom 27.04.2022 erhielt die Stadt
Penzberg am 05.05.2022 vom Landratsamt Weilheim-Schongau die entsprechende
Plangenehmigung.

Der Ausschuss fur Bau-, Mobilitats- und Umweltangelegenheiten hat daraufhin in seiner Sitzung
vom 21.06.2022 beschlossen von den beauftragten Planungsbiiros die LPH 5 abzurufen. In
diesem Zusammenhang sollten gleichzeitig die Kostenberechnungen aufgrund der in den
letzten zwei Jahren stattgefundenen Baukostenentwicklungen auf den aktuellen Stand gebracht
und auf dieser Basis der Férderantrag eingereicht werden.

Nach Ruicksprache mit den Vertretern des Wasserwirtschaftsamtes ist gleichzeitig vorgesehen,
den vorzeitigen MaRnahmenbeginn zu beantragen, damit das Projekt zeitnah umgesetzt
werden kann. Durch kénnte auch die vom Bayernwerk konzipierte notwendige neue
Stromtrasse vom Umspannwerk Schonmuihl bis zum Ortsteil Kirnberg Giber den Hauptdamm
des Kirnbergsees verlegt werden. Uber diese neue Trasse soll gleichzeitig auch der aktuell
geplante Solarparkes auf Gut Hub mit angebunden werden.

Auf Basis der von den Planungsbiiros aktualisierten Unterlagen (Stand 08.07.2022 fir die
Ingenieurleistungen und Stand 14.07.2022 fiir die Landschaftsbauarbeiten und den
naturschutzfachlichen Ausgleich) ergeben sich folgende prognostizierte Gesamtkosten fiir das
Projekt. Die Fordersatze wurden dabei auf Basis der aktuell giltigen RZWas 2021 von der
Verwaltung angesetzt. Eine Férderung des Verbindungsbauwerkes ist nicht moglich.
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Baukosten
Baukosten auf Basis des vorliegenen ,mlt .
N . : Verbindungs- Bearbeitungs-
Wasserrechtes fiir die Ingenieurplanung und Freianlagenplanung bauwerk stand
(aktualisierte Kostenberechnungen vom 08.07.2022 und 14.07.2022) —
[EUR]

Abdichtung Hauptdamm Kirnberger See,
01 |Uberlaufschwelle zur Umgehung des Kleinen Weihers, 626.201,80 LPH4

Herstellung Standsicherheit Kleiner Weiher
02 |Kosten aus Freianlagen Hauptdamm 82.340,38 LPH4
03 |Verbindungsbauwerk 189.043,40 LPH4
04 |Unvorhergesehenes (5%) 44.879,28
10 |ZS 1: Baukosten 942.464,86
11 |Objektplanung Tiefbau (LPH 1-9) inkl. értliche BU 63.655,44 LPH4
12 |statischer Nachweis Hauptdamm 5.707,72 LPH 4
13 |statischer Nachweis inkl. Schwerlastfahrzeug 359,86 LPH 4
14 |statischer Nachweis Spundwand 1.504,40 LPH 4
15 |hydraulischer Nachweis der Uberlaufschwelle 1.921,73 LPH 4
16 |Freianlagenplanung (LPH 1-9) 18.790,40 LPH 4
17 |saP 10.308,38 LPH 4
18 |LPB 10.000,00 LPH 4
19 [6kologische Fachbauleitung 2.500,00 noch offen
20 [Verbindungsbauwerk - Vermessung 1.368,50 erledigt
21 |Verbindungsbauwerk - Baugrunduntersuchung 6.158,25 erledigt
22 |Verbindungsbauwerk - Objektplanung 20.727,23 LPH 4
23 |Verbindungsbauwerk - Tragwerksplanung 3.191,56 LPH 4
24 |Verbindungsbauwerk - Prifstatik 1.500,00 noch offen
25 |Unvorhergesehenes (5%) 7.384,67
30 |ZS 2: Baunebenkosten 155.078,14
40 |Summe Baukosten + Baunebenkosten (ZS 1 + ZS 2) 1.097.543,00
51 |geschéatzte Fordermittel aus forderfahigen Baukosten (Ansatz 45% statt moglichen 50%) -339.039,66
52 |geschatzte Fordermittel aus forderfahigen Planungskosten (Ansatz 13,5% statt moéglichen 15%) -100.435,85
53 |Summe geschatzter Fordermittel (ZS 3) -439.475,51

r 60 |Prognostizierter Eigenanteil Stadt Penzberg | 658.067,49

Bei der Ermittlung der Gesamtkosten wurde seitens der Verwaltung sowohl bei den Baukosten
als auch bei den Planungskosten ein Anteil fir Unvorhergesehenes in Héhe von 5% (44.879,28
+ 7.384,67 = 52.263,95 Euro) angesetzt.

Die Projektkosten erhdhen sich somit aufgrund der Preisentwicklungen der letzten beiden Jahre
von urspringlich 791.780,43 Euro auf 1.097.543,00 Euro. Dies entspricht einer Erh6hung um
305.762,57 Euro oder rund 39%. Unter Berlicksichtigung von Fordermitteln fir das Projekt
wirde sich der Eigenanteil der Stadt Penzberg von urspriinglich 522.538,33 Euro auf
658.067,49 Euro erhéhen. Dies entspricht einer Erhéhung um 135.529,16 Euro oder rund 26%.

Um Anteile von nicht forderfahigen Kosten zu beriicksichtigen, wurde hinsichtlich der
forderfahigen Baukosten ein kalkulierter Fordersatz von 45% statt moglichen 50% und bei den
Planungskosten ebenfalls ein um 10% reduzierter Fordersatz in Bezug auf die anrechenbaren
Baukosten angesetzt.

Dazu muss der Stadtrat einen Beschluss fassen, der bestétigt, dass die Stadt Penzberg fur das
Projekt Sanierung Stauanlagen Gut Hub (Hauptdamm, kleiner Weiher und
Verbindungsbauwerk) die nachfolgend aufgelisteten Punkte beachtet:

- Das Vorhaben soll durchgefuihrt werden.
- Aufgrund der Zustimmung zum vorzeitigen Mal3nahmenbeginn kann kein
Rechtsanspruch auf eine staatliche Forderung abgeleitet werden.
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- Die Zustimmung zum vorzeitigen Mal3hahmenbeginn stellt keine Zusicherung im Sinne
des Art. 38 BayVwVf{G auf Erlass eines Zuwendungsbescheids dar.

- Eine etwaige spéatere Foérderung wird nach den dann jeweils geltenden
Zuwendungsrichtlinien insbesondere mit dem dann geltenden Zuwendungssatz erfolgen.

- Der Antragssteller hat das Finanzierungsrisiko fiir das Vorhaben selbst zu tragen.

- Die Kosten einer Vorfinanzierung sind nicht zuwendungsfahig.

Die Verwaltung empfiehlt die Beantragung des vorzeitigen MaRhahmenbeginns.
Das Projekt soll im nachsten Jahr umgesetzt werden. Die entsprechenden Finanzmittel sind auf

der Haushaltsstelle 1.8818.9500 bereitzustellen.

2. Beschlussantrag der Verwaltung:

Der Stadtrat beschlief3t, dass der vorzeitige Mal3nahmenbeginn fur die Sanierung Stauanlagen
Gut Hub (Hauptdamm, kleiner Weiher und Verbindungsbauwerk) beantragt wird und dass die
Stadt Penzberg bei dem Projekt die nachfolgend aufgelisteten Punkte beachtet:

- Das Vorhaben soll durchgefuihrt werden.

- Aufgrund der Zustimmung zum vorzeitigen MalRnahmenbeginn kann kein
Rechtsanspruch auf eine staatliche Forderung abgeleitet werden.

- Die Zustimmung zum vorzeitigen Maf3nahmenbeginn stellt keine Zusicherung im Sinne
des Art. 38 BayVwVfG auf Erlass eines Zuwendungsbescheids dar.

- Eine etwaige spéatere Forderung wird nach den dann jeweils geltenden
Zuwendungsrichtlinien insbesondere mit dem dann geltenden Zuwendungssatz erfolgen.

- Der Antragssteller hat das Finanzierungsrisiko fiir das Vorhaben selbst zu tragen.

- Die Kosten einer Vorfinanzierung sind nicht zuwendungsfahig.

Das Projekt soll im ndchsten Jahr umgesetzt werden. Die entsprechenden Finanzmittel sind auf
der Haushaltsstelle 1.8818.9500 bereitzustellen.

3. Beschluss:

Einstimmig beschlossen Ja 23 Nein 0
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7 Tarifzuschuss in der Schilerbeférderung wegen hoher Treibstoffkosten

1. Vortrag:

Fur den Bereich der Schulerbeférderung hat das Bayerische Staatsministerium der Finanzen
dazu mit Schreiben vom 21.03.2022 hinsichtlich der FAG-Férderung mitgeteilt, dass die
Aufgabentrager der Schilerbeférderung berechtigt sind, auf die Erhéhung der Treibstoffkosten
mit einer Erh6hung der Vergutung angemessen zu reagieren. Oberstes Ziel soll es sein, dass
die Schulerbeférderung auch weiterhin ordnungsgemaf durchgefuhrt werden kann und
mdgliche Insolvenzen von Verkehrsunternehmen verhindert werden.

Die Treibstoffpreise haben sich in den letzten Monaten (insbesondere seit Marz 2022) deutlich
erhoht. Der sog. Index des Statistischen Bundesamtes geht im Bereich Treibstoff von einer
Erhéhung im vergangenen Jahr (Méarz 2021 — Marz 2022) um ca. 70 % aus.

Die Kraftstoffkosten sind jedoch nur ein Teil der vereinbarten Vergitung im Bereich der
Schiilerbeforderung bzw. des OPNV. Diese umfasst daneben insb. Auch Personal- und
Investitionskosten. Nach Angaben des Landesverbands der bayerischen Omnibusunternehmen
(LBO) wird der Anteil der Kraftstoffkosten zu den Gesamtkosten mit durchschnittlich 17 %
angegeben.

Die Treibstoffkalkulationen der Unternehmen weisen sehr differenzierte Ergebnisse auf. Die
Schulbusunternehmen im Landkreis weisen eine Spanne von einem Anteil von 7 % bis zu 16 %
auf, je nachdem in welchem Umfang der jeweilige Unternehmer die Treibstoffkosten in seiner
Kalkulation berticksichtigt. Dies gilt jedoch nur bei den Vertragen mit einer sogenannten
Preisgleitklausel. Bei Altvertragen ohne Klausel liegen keine Unterlagen vor.

Um unabhangig von dieser unterschiedlichen vertraglichen Ausgangslage dem Grundsatz der
Gleichbehandlung Rechnung zu tragen, wird seitens der Stadtverwaltung vorgeschlagen, die
Tarife einheitlich fir den Zeitraum von 01.04.2022 bis 31.07.2022 um einen Zuschuss von 10 %
zu erhéhen, um auf die aktuelle Notlage der Unternehmer angemessen zu reagieren.

AnschlieRend muss fiir das kommende Schuljahr 2022/23 die Situation neu bewertet werden.

Bei der 0.g. Losung handelt es sich um eine befristete einmalige Subvention an die
Schulbusunternehmen, die die Empfehlung des BayStMF im Sinne einer angemessenen
Reaktion durch den Sachaufwandstrager der Schilerbeférderung in geeigneter Weise umsetzt.

Die Mehrkosten dieser Regelung belaufen sich auf insgesamt ca. 5.800 €.

Diese Mehrkosten werden mit ca. 60 % vom Freistaat Bayern tber die pauschale Zuweisung
zur Schulerbeférderung geférdert. Somit verbleiben ca. 40 % ca. 2.400 €, die die Stadt
Penzberg aus eigenen Mitteln tragen muss.

Der Kreisausschuss des Landkreises Weilheim-Schongau hat in seiner Sitzung vom 20.06.2022
einen Beschluss, mit den Eckdaten rickwirkend ab 01.03.2022 bis 31.07.2022 einen Zuschuss
von monatlich 10 % des vertraglich vereinbarten Entgelts im Sinne einer einmaligen Subvention
zu erh@hen, gefasst.

2. Beschlussantrag der Verwaltung:

1. Der Stadtrat beschlie3t die Vergutung fur die Schulbusunternehmer im sog. Freigestellten
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Schilerverkehr, die einen Vertrag mit der Stadt Penzberg als Aufgabentrager in der
Schulerbeférderung besitzen, riickwirkend ab 01.04.2022 bis 31.07.2022 um einen Zuschuss
von monatlich 10 % des vertraglich vereinbarten Entgelts im Sinne einer einmaligen
Subvention zu erhdhen.

2. Die Subvention gilt in dem beschlossenen Zeitraum einheitlich sowohl fur
Vertragsverhaltnisse mit vereinbarten Tagespauschalen als auch mit vereinbarten
Kilometerpauschalen.

3. Der Stadtrat beschlief3t die Haushaltsmittel auf Haushaltsstelle 2901.6393 in Hohe von
5.800 € bereitzustellen.

3. Beschluss:

Einstimmig beschlossen Ja 23 Nein 0
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Kostenfreie Beférderung aller Schulkinder im Schuljahr 2022/2023: Entscheidung
Uber die Fortfihrung

1. Vortrag:

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 27.11.2019 erstmals beschlossen, dass alle Penzberger
Schiler/-innen kostenfrei die Stadt- und Schulbusse im Stadtgebiet benutzen dirfen. Zuletzt hat
der Stadtrat in seiner Sitzung am 23.02.2021 fir das Schuljahr 2021/2022 diese Regelung
einstimmig verlangert (VO 4/006/2021).

Diese Regelung gilt auch in den Ferien bzw. an schulfreien Tagen. Die Schulkinder missen fur
die Busfahrt als Nachweis einen Schillerausweis bzw. eine Bestéatigung der betreffenden
Schulen vorzeigen.

Die von dem beauftragten Busunternehmen RVO bei der ersten Beratung im Jahr 2018
vorgetragenen Bedenken, dass es zu einer Uberschreitung der Kapazitatsgrenze kommen
koénnte haben sich nicht bestatigt. Die RVO wurde heuer erneut um eine Stellungnahme
gebeten. Bedenken gegen die Fortfiihrung der kostenlosen Schilerbeférderung wurden nicht
erhoben.

Nachdem der Stadtrat diese kostenlose Befdrderung aller Schulkinder zeitlich befristet fur
jeweils ein Schuljahr bewilligt hat, ist vor Beginn eines neuen Schuljahres tber die Fortfihrung
neu zu entscheiden.

Die Verwaltung sieht keine Griinde, die gegen eine kostenfreie Beférderung der Penzberger

Schiiler-/innen fur das kommende Schuljahr sprechen und schlagt dem Stadtrat vor, diese
Regelung fir das Schuljahr 2022/2023 fortzufihren.

2. Beschlussantrag der Verwaltung:

Der Stadtrat beschlief3t, die kostenfreie Schilerbeférderung in den Stadt- und Schulbussen fir
das Schuljahr September 2022 — Juli 2023 fortzuftihren.

3. Beschluss:

Einstimmig beschlossen Ja 23 Nein 0
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Bebauungsplan "Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord" und 34. Anderung
9 des Flachennutzungsplans: Billigung des Entwurfs zur Beteiligung der
Offentlichkeit, Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange

1. Vortrag:

Der Stadtrat der Stadt Penzberg hat am 16.12.2020 die Aufstellung des Bebauungsplans
,Industriepark Nonnenwald Nord“ und die Aufstellung der 34. Anderung des
Flachennutzungsplanes der Stadt Penzberg fir das Grundstuck Flurnummer 1226 TF der
Gemarkung Penzberg beschlossen.

Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans ,Industriepark Nonnenwald Nord" sowie zur
34. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Penzberg wurde am 11.01.2021 im
Amtsblatt der Stadt Penzberg ortstiblich bekannt gemacht.

Der Stadtrat hat am 29.03.2022 den Vorentwurf des Bebauungsplans ,Biotechnologiezentrum
Nonnenwald Nord“ in der Planfassung vom 09.03.2022 sowie den Vorentwurf der 34. Anderung
des Flachennutzungsplans der Stadt Penzberg in der Planfassung vom 09.03.2022 gebilligt und
beschlossen, die Verfahrensschritte gemaf § 3 Abs. 1 BauGB und gemal § 4 Abs. 1 BauGB
durchzufuhren.

Die Aufstellung des Bebauungsplans dient zur Standortsicherung des Werks Penzberg mit
mittel- und langfristigen Mdglichkeiten zur Erweiterung des Werksgelandes und somit zur
Sicherung und Schaffung von Arbeitsplatzen.

Da die Erweiterungsflache zur Standortsicherung dient und ausschlielich Uber das bestehende
Werksgelande erschlossen wird, wird die Art der baulichen Nutzung nicht als Industriegebiet
gemal § 9 Baunutzungsverordnung (BauNVO), sondern als sonstiges Sondergebiet mit der
Bezeichnung ,Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord“ gemaR § 11 BauNVO festgesetzt.

Die Bezeichnung des Bebauungsplans wurde demzufolge von ,Industriepark Nonnenwald
Nord“ auf ,Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord“ geandert.

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB hat vom 20.04.2022 bis
20.05.2022 in Form der o6ffentlichen Auslegung der Planvorentwirfe stattgefunden.
Die Bekanntmachung hierzu erfolgte am 12.04.2022.

Die Unterrichtung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange geméaR § 4 Abs. 1
BauGB fand vom 20.04.2022 bis 20.05.2022 statt.
Auf Anfrage wurde eine Fristverlangerung bis 10.06.2022 gewahrt.

Planunterlagen:

Zur frihzeitigen Beteiligung standen folgende Planunterlagen zur Verfiigung (Auslegung bei der
Stadtverwaltung und Einstellung auf der Homepage der Stadt Penzberg):

e 01-Vorentwurf der 34. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Penzberg in der
Fassung vom 09.03.2022

e (02-Stadtebauliche Begrindung zur FlAchennutzungsplananderung vom 10.03.2022

e 03-Umweltbericht zur Flachennutzungsplananderung vom 10.03.2022

e 04-Vorentwurf des Bebauungsplans ,Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord“ vom
09.03.2022

e (05-Stadtebauliche Begrundung zum Bebauungsplan ,Biotechnologiezentrum Nonnenwald
Nord“ vom 10.03.2022
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06-Umweltbericht zum Bebauungsplan ,Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord“ vom
10.03.2022

07-Spezielle artenschutzrechtliche Prifung vom 02.02.2022

08-Bestandsaufnahmen Flora und Fauna 2021

09-Ermittlung und Bewertung der schalltechnischen Belange zur 34. Anderung des
Flachennutzungsplans vom 10.03.2022

10-Prufung der schalltechnischen Belange zum Bebauungsplan ,Biotechnologiezentrum
Nonnenwald Nord“ vom 09.03.2022

11-Prognose der Emissionen und Immissionen zur Aufstellung des Bebauungsplans
,Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord“ vom 10.12.2021

12-Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan ,Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord*
vom Februar 2022

13-Anlagenband zur Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan ,Biotechnologiezentrum
Nonnenwald Nord“ vom Februar 2022

14-Aufstellungsbeschluss Stadtrat vom 16.12.2020

15-Billigungsbeschluss Stadtrat vom 29.03.2022

16-Prasentation der Planung im Stadtrat am 29.03.2022

17-Betriebliches Entwicklungskonzept Firma Roche

Nachfolgend ist der Vorentwurf der 34. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt
Penzberg in der Fassung vom 09.03.2022 dargestellt:
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34. Anderung des Flichennutzungsplanes der Stadt Penzberg
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Nachfolgend ist der Planteil des Vorentwurfs des Bebauungsplans ,Biotechnologiezentrum
Nonnenwald Nord“ in der Planfassung vom 09.03.2022 dargestellt:
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Vorentwurf des Bebauungsplans
.Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord“ vom 09.03.2022
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2. Stellungnahmen der Behdrden:

2.1 Landratsamt Weilheim-Schongau

2.2 Regierung von Oberbayern (héhere Landesplanungsbehdérde)
2.3 Planungsverband Region Oberland

2.4 Staatliches Bauamt

2.5 Wasserwirtschaftsamt

2.6 Kommunalunternehmen Stadtwerke Penzberg
2.7 E.ON SE
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2.8 Bergamt Siudbayern

2.9 Bay. Landesamt fur Denkmalpflege

2.10 Amt fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten (AELF)

2.11 Landratsamt Weilheim-Schongau Brandschutzdienststelle
2.12 Bund Naturschutz in Bayern e. V.

2.13 bayernets GmbH

2.14 Vodafone Deutschland GmbH

2.15 Amt fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung Weilheim
2.16 Gemeinde Sindelsdorf

2.17 Gemeinde Iffeldorf

3. Stellungnahmen aus der Offentlichkeit:

3.1 Stellungnahme eines Penzberger Birgers vom 09.02.2021
3.2 Stellungnahme eines Penzberger Blrgers

2.1 Stellungnahmen des Landratsamtes Weilheim-Schongau:

2.1.1 Stellungnahmen zur 34. Anderung des Flachennutzungsplans

Das Landratsamt Weilheim-Schongau hat die Stellungnahmen der Sachgebiete Bauleitplanung,
technischer Umweltschutz und fachlicher Naturschutz als Stellungnahmen des Landratsamtes
abgegeben und im Ubrigen folgende Aul3erung mitgeteilt:

2.1.1.1 Stellungnahme des Landratsamtes Weilheim-Schongau (Sachgebiet
Bauleitplanung) vom 20.05.2022:

Sonstige Sondergebiete sind stets mit einer Zweckbestimmung zu versehen, die die Gemeinde
im Rahmen ihrer kommunalen Planungshoheit formuliert. Auch wenn dies auf Ebene des
Bebauungsplans hinreichend umgesetzt wird empfehlen wir dennoch, dies im Rahmen der
vorbereitenden Bauleitplanung bereits im Flachennutzungsplan zu verankern. Entweder wird
die Nutzungsart vom Bebauungsplan tilbernommen, oder es werden Uberbegriffe verwendet,
aus denen sich die Nutzungsart im Bebauungsplan entwickelt.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.1.1.1:
Der Anregung wird gefolgt und im Flachennutzungsplan fir das SO-Gebiet die
Zweckbestimmung Biotechnologie erganzt.

2.1.1.2: Stellungnahme des Landratsamtes Weilheim-Schongau (Sachgebiet technischer
Umweltschutz) vom 20.05.2022:

Das Landratsamt Weilheim-Schongau (Sachgebiet technischer Umweltschutz) hat mitgeteilt,
dass aus immissionsschutzfachlicher Sicht keine Einwande gegen die geplante Anderung des
Flachennutzungsplanes bestehen.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.1.1.2:
Die zustimmende Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

2.1.1.3: Stellungnahme des Landratsamtes Weilheim-Schongau (Sachgebiet fachlicher
Naturschutz) vom 20.05.2022:
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Das Landratsamt Weilheim-Schongau (Sachgebiet fachlicher Naturschutz) hat folgende
fachlichen Informationen und Empfehlungen geauf3ert und als Rechtsgrundlage § 1a BauGB .
V. m. § 18 BNatSchG; 8§88 2 Abs. 4, 8 2 a BauGB nebst Anlage angegeben:

Die von der Stadt nun als 34. FNP-Anderung geplante Flachenausweisung zur Erweiterung des
Betriebs- u. Firmengelandes der Fa. Roche Diagnostics am Standort Nonnenwald ist auch aus
Sicht des Natur- und Landschaftsschutzes verstandlich und nachvollziehbar, fuhrt allerdings zu
einem nachhaltigen Eingriff in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild und zu einem
weiteren Verlust wichtiger stadtnaher Waldflachen mit entsprechenden Schutz- und
Erholungsfunktionen, die so auch nicht ohne weiteres und vor allem erst nach sehr langer
Entwicklungszeit in Zukunft an anderer Stelle ersetzt werden kénnen. Der Eingriff und die damit
verbundenen substanziellen Flachenverluste tangieren auch artenschutzrechtliche Belange in
nicht unerheblichem Ausmal3. Deswegen erfolgte der vorausgegangene Planungs- und
Entscheidungsprozess von Anfang an in enger und kontinuierlicher Abstimmung zwischen dem
Stadtbauamt, der Fa. Roche, dem Planungsbiro H2 und der UNB.

Begriindung und Umweltbericht zur FNP-Anderung beinhalten die wesentlichen Ergebnisse
dieses Prozesses und begriinden die Standortentscheidung auf FNP-Ebene vollumfanglich und
absolut nachvollziehbar. Von daher sind dariberhinausgehende fachliche Informationen,
Hinweise und Empfehlungen seitens des fachlichen Naturschutzes im Rahmen der Trager-
Anhorung nicht erforderlich. Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung und die
artenschutzrechtlichen Belange werden auf der Ebene des Bebauungsplans abgearbeitet.
Insoweit durfen wir auf unsere Stellungnahme zum Bebauungsplanentwurf verweisen.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.1.1.3:
Die zustimmende Stellungnahme und der Verweis auf die Stellungnahme zum
Bebauungsplanverfahren werden zur Kenntnis genommen.

2.1.2 Stellungnahmen zum Bebauungsplan ,,Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord*
Das Landratsamt Weilheim-Schongau hat die Stellungnahmen der Sachgebiete technischer
Umweltschutz und fachlicher Naturschutz sowie Umweltverwaltung als Stellungnahmen des
Landratsamtes abgegeben und im Ubrigen folgende AuRerung mitgeteilt:

2.1.2.1: Stellungnahme des Landratsamtes Weilheim-Schongau (Sachgebiet fachlicher
Naturschutz) vom 20.05.2022:

21211

Naturschutz:

Die von der Stadt nun als Sondergebiet fir die geplante Erweiterung des Betriebs- u.
Firmengelandes der Fa. Roche Diagnostics am Standort Nonnenwald vorgesehene
Flachenausweisung ist auch aus Sicht des Natur- und Landschaftsschutzes verstandlich und
nachvollziehbar, fihrt allerdings zu einem nachhaltigen Eingriff in den Naturhaushalt und das
Landschaftsbild und — auch wenn etwa zur Halfte anthropogen verénderte Standorte und
ehemalige Deponieflachen betroffen sind — zu einem weiteren Verlust wichtiger stadtnaher
Waldflachen mit entsprechenden Schutz- und Erholungsfunktionen, die so auch nicht ohne
weiteres und vor allem erst nach sehr langer Entwicklungszeit in Zukunft an anderer Stelle
ersetzt werden kdnnen. Der Eingriff und die damit verbundenen substanziellen Flachenverluste
tangieren auch artenschutzrechtliche Belange in nicht unerheblichem Ausmal3. Deswegen
erfolgte der vorausgegangene Planungs- und Entscheidungsprozess von Anfang an in enger
und kontinuierlicher Abstimmung zwischen dem Stadtbauamt, der Fa. Roche, dem
Planungsbiro H2 und der UNB.

Begriindung und Umweltbericht zum BPlan-Vorentwurf in der Fassung vom 09.03.2022
beinhalten die wesentlichen Ergebnisse dieses Abstimmungsprozesses und begriinden die
Baugebietsausweisung vollumfanglich und absolut nachvollziehbar. Die naturschutzrechtliche
Eingriffsregelung und die spezielle artenschutzrechtliche Prifung wurden ordnungsgeman
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abgearbeitet und kommen zu dem Ergebnis, dass bei Realisierung der Planung rund 13 ha
Waldflachen und damit auch wichtige Habitate fur besonders geschutzte Arten wie
Gelbbauchunke, Laubfrosch und Zauneidechse verloren gehen. Dadurch entsteht ein
umfangreicher Kompensationsbedarf fir Ersatzlebensrdume, insb. fir Ersatz-Waldflachen, der
aber nach dem vorgelegten Planungskonzept fiir notwendige Vermeidungs- und
Ausgleichsmaflinahmen innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans wie auch auf
externen Flachen insgesamt wohl gedeckt werden kann.

Fur den aul3erhalb des Geltungsbereichs noch zu erbringenden Ausgleich in der
GroRRenordnung von 328.337 Wertpunkten, ebenso wie fur den notwendigen waldrechtlichen
Ausgleich, gab es im Vorfeld Abstimmungsgesprache zwischen der Forstverwaltung am AELF
Weilheim, der UNB und dem Landschaftsarchitekten J. Wurm aus Weilheim, bei denen man
sich grundsétzlich einvernehmlich darauf verstandigt hat, auf inzwischen bereits genehmigte
Aufforstungsflachen im seeshaupter Ortsteil Kronleiten (Privatwaldflachen) zurlickzugreifen. Ein
entsprechendes Flachen- und Aufforstungskonzept liegt inzwischen dafir vor. Der
Abstimmungsprozess insgesamt ist aber noch nicht ganz abgeschlossen, und insbesondere die
dazugehorigen privat- und 6ffentlich-rechtlichen Absicherungen stehen unserer Information
noch aus.

Spéatestens bis zum Satzungsbeschluss missen die Verantwortlichkeiten beztglich der
konkreten Umsetzung der MaRnahmen sowie die Flachenverflgbarkeit (Erwerb durch die Stadt
bzw. die Fa. Roche Diagnostics, dingliche Sicherung, Stadtebaulicher Vertrag) geklart werden.
Dabei sollte auch geregelt werden, dass fur den Fall der Nichterfullung von Auflagen bezogen
auf notwendige Eingriinungs- u. Ausgleichsmafinahmen die Stadt Penzberg berechtigt ist, auf
den dienenden Grundstiicken alle MalRnahmen — insbesondere Gestaltungs-, Pflege- und
Erhaltungsmal3nahmen — durchzufiihren bzw. durchfihren zu lassen, welche zur Schaffung und
Erhaltung der Ausgleichsmafl3nahmen und Ersatz-Lebensraume entsprechend den
Festsetzungen des Bebauungsplans erforderlich oder zweckdienlich sind, und zu diesem
Zweck die dienenden Grundstiicke durch beauftragte Personen betreten und befahren zu
lassen.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.1.2.1.1

Die Flachen fiur Ersatzaufforstungen in Kronleiten (Gemeinde Seeshaupt) sind zwischenzeitlich
vertraglich abgesichert. Auf diesen Flachen wird zusatzlich zu dem groften Teil der
Ersatzaufforstungen auch etwa ein Drittel der erforderlichen Biotopwertpunkte fiir den
naturschutzrechtlichen Ausgleich erbracht. Zur Einarbeitung in den B-Plan: s. folgender Punkt.
Die MalRnahmen auf den Flachen in Kornleiten wurden bereits in Abstimmung mit den
Fachbehdrden vorzeitig durchgefiihrt und sind abgeschlossen. Auch erfolgte hierzu bereits eine
Abnahme durch die UNB sowie das AELF. Die Fa. Roche hat mit dem Eigenttiimer der Flachen
eine vertragliche Vereinbarung getroffen, in der sich der Eigentimer verpflichtet hat, die
Flachen dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Dafiir wurden Dienstbarkeiten und Reallasten
bestellt und eingetragen zugunsten von Roche. Im stadtebaulichen Vertrag, der zwischen
Roche und der Stadt Penzberg abgeschlossen wird, wird vereinbart, dass die Stadt Penzberg
sowie der Freistaat Bayern- vertreten durch das hiesige LRA UNB- ebenfalls Dienstbarkeiten
und Reallasten erhalten fur diese Flachen. Das ist bereits im Vertrag zwischen Roche und dem
Eigentiimer so vereinbart.

Die Waldsaumflachen werden analog gesichert. Die im Geltungsbereich gelegenen Flachen
des Waldumbaus sind durch die Festsetzungen im Bebauungsplan gesichert. Zudem wird
Roche im Vorfeld mit dem Eigentiimer (Bayerische Staatsforsten) eine Vereinbarung treffen,
wonach der Eigentimer die Maflinahmen durchfiihrt und dauerhaft pflegt. Diese Verpflichtung
wird er auch zugunsten der Stadt Penzberg und dem Freistaat Bayern- vertreten durch das
hiesige LRA UNB- tbernehmen. Auch dies wird im stadtebaulichen Vertrag zwischen Roche
und der Stadt Penzberg geregelt. Alle dinglichen Sicherungen werden vor Satzungsbeschluss
im Grundbuch eingetragen. Die Beschreibung der Ma3Bnahmen auf3erhalb des Umgriffs des
Bebauungsplans erfolgt zusatzlich in der Begriindung/ dem Umweltbericht zum Bebauungsplan.
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Zusatzlich erfolgt eine Zuordnungsfestsetzung nach § 9 Abs. 1 a BauGB. Die Flachen des
Waldumbaus sind im Geltungsbereich enthalten und in den Festsetzungen geregelt.

2.1.2.1.2

Die AusgleichsmafRnahmen missen spéatestens in der Endfassung des BPlans als Festsetzung
in den B-Plan — zumindest in der Begriindung — aufgenommen sein und dabei durch einen
entsprechenden Lageplanausschnitt und eine Beschreibung der MaRnahmen im Einzelnen
hinreichend bestimmt sein. Die Darstellung erfolgt gegebenenfalls aul3erhalb des
Geltungsbereichs in einem separaten ,Ausgleichsbebauungsplan®. Falls die
Ausgleichsmalinahmen weder im Eingriffs- noch in einem gesonderten
Ausgleichsbebauungsplan behandelt werden, muss die Stadt vor Satzungsbeschluss die
Verfligungsgewalt Giber die Flachen haben und gegeniber dem Landratsamt nachweisen.

Abwéaqung und Beschlussvorschlag zu 2.1.2.1.2

Weitere Flachen fir Waldersatz und naturschutzrechtlichen Ausgleich werden derzeit
abgestimmt. Sie werden spatestens zur Endfassung in den B-Plan aufgenommen.

Zur rechtlichen Sicherung vgl. Ausfiihrungen unter 2.1.2.1.1. Eine Festsetzung in einem
separaten Ausgleichsbebauungsplan ist rechtlich nicht zwingend (vgl. 8 1 a BauGB). Die Stadt
wahlt hier das Mittel der vertraglichen Sicherung flankiert durch Grundbuchsicherungen in
Gestalt von Dienstbarkeiten und Reallasten.

2.1.2.1.3

Wir empfehlen in diesem Zusammenhang der Stadt aul3erdem, das Entwicklungskonzept zu
prazisieren und einen moglichst exakten Handlungsrahmen bzw. ein Prifschema festzulegen,
wonach die Kommune (zusammen mit der UNB) die notwendigen Erfolgskontrollen
(Entwicklungs-, Funktions-, u. Ziel-Erreichungskontrollen) durchftihren will.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.1.2.1.3
Die Empfehlung zur Préazisierung des Entwicklungskonzeptes wird zur Kenntnis genommen und
dem Umweltbericht als Anlage beigefugt.

21.2.14

Die fur KompensationsmalRnahmen festgesetzten Flachen sind im Kompensationsverzeichnis
als Teil des Okoflachenkatasters zu erfassen (§ 17 Abs. 6 BNatSchG i. V. m. Art. 9 Bay-
NatSchG). Nach Art. 9 Satz 4 BayNatSchG muss die Kommune unverziiglich nach Inkrafttreten
des Bebauungsplans die erforderlichen Angaben zur Erfassung der Ausgleichsflachen und -
maRnahmen im landesweiten Okoflachenkataster am Landesamt fiir Umwelt (LfU) melden. Die
Verpflichtung besteht, sobald Ausgleichsmalinahmen oder —flachen gemaf § 1a Abs. 3 Satz 2
BauGB in einem gesonderten BPlan (Ausgleichsbebauungsplan) festgesetzt werden oder wenn
diese auf von der Gemeinde ggf. auch vertraglich - bereitgestellten Flachen durchgefihrt
werden sollen.

Fur die Meldung wurde vom LfU dafir eigens ein elektronischer Meldebogen entwickelt
(Https:/iwww.Ifu.bayern.de/natur/oefka_oeko/flaechenmeldung/ausgleich_ersatz/in-

dex.htm). Die Meldung hat unverziiglich nach Inkrafttreten des Bebauungsplans unter
Verwendung des ausgefiillten Formblatts zusammen mit einem Lageplan M 1:5.000
elektronisch zu erfolgen.

Unabhé&ngig von der gesetzlichen Meldepflicht ist eine Meldung zum OFK den Gemeinden
grundsétzlich zu empfehlen, da nur so ein umfassender Uberblick tiber die Ausgleichsflachen
im Gemeindegebiet gewahrleistet werden kann. Ein solcher Uberblick kann einen wesentlichen
Beitrag fir eine effiziente Flachennutzung leisten.
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Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.1.2.1.4

Die Meldung von Flachen in das Kompensationsverzeichnis als Teil des landesweiten
Okoflachenkatasters erfolgt durch die Stadt Penzberg entsprechend den verpflichtenden
Vorgaben.

2.1.2.15

Um einen Verbotstatbestand nach § 44 BNatSchG (Totungsverbot) ausschliel3en zu kénnen,
muss sichergestellt werden, dass keine signifikante Risikoerh6hung fir Vogelschlag aufgrund
von grof3en Glasflachen, stark spiegelnden Glasflachen, Eckfenstern (transparente
Gebaudeecken) und der Nahe zu Vogellebensrdumen besteht. Die Glasflachen sind so zu
gestalten, dass der Vogelschlag minimiert wird. Die MaRnahmen gegen Vogelschlag (z.B.
halbtransparente Materialien, flachige Markierungen, Auf3en-Jalousien) sind entspr.
vorauszuplanen. LfU, BMU und LBV halten diesbeztglich wertvolle Informationen und
Vorschlage bereit. Greifvogel-Silhouetten und UV-Licht reflektierendes Glas bieten keinen
Schutz vor Vogelschlag.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.1.2.1.5

Der Empfehlung wird gefolgt und folgende Festsetzung als Vermeidungsmaflnahme V13 in den
Bebauungsplan aufgenommen:

Zur Minderung des Kollisionsrisikos von Vogeln an Glasfassaden und Glasbauteilen sind
diese ab einer Glasflache von 4 m? an den vom Werksgelande nach auRen gerichteten
Gebaudeseiten vogelschonend auszubilden, z.B. durch

o eine kleinteiligere Gliederung der Glasflachen,

o die Verwendung fester, vorgelagerter Konstruktionen (z.B.
Rankgitterbegriinungen, feststehender Sonnenschutz), ),

o die Verwendung von Vogelschutzglas mit hochwirksamen flachigen Markierungen
oder die Wahl transluzenter, mattierter oder eingeféarbter Materialien (z.B.
Milchglas, Glasbausteine, Ornamentglas).

Hinweis: Das Anbringen von Greifvogelsilhouetten ist keine geeignete Malinahme zur
Vorbeugung von Vogelschlagrisiko.

Dariiber hinaus werden Scheiben mit méglichst geringem AuRenreflexionsgrad
empfohlen (maximal 15 %). Uber-Eck-Verglasungen von insgesamt tiber 4 m? Glasflache
sind nicht zulassig.

Im Nahbereich von grof3flachigen Glasfassaden und Glasbauteilen ist auf eine Pflanzung
von Beeren und Friichte tragenden Baumen und Biischen zu verzichten. Fur den Fall,
dass solche Pflanzungen dennoch erfolgen sollen, gelten die 0.g.
Minimierungsmafinahmen auch innerhalb des Werksgelandes und nicht nur nach aul3en
zum Wald hin.

2.1.2.1.6

Grunordnung:

Dachbegriinung und Fassadenbegriinung wurde festgesetzt. Zur Einfriedung gibt es ebenfalls
eine Festsetzung. Die GRZ liegt bei 0,8, und somit verbleiben weitere Flachen fur die
Gringestaltung. Wir empfehlen, die Beleuchtung soweit wie méglich zu reduzieren und
insektenfreundlich zu gestalten.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.1.2.1.6

Im Bereich der weiteren Flachen, die innerhalb der geplanten Werkserweiterung fiir eine
Gringestaltung verbleiben kommt das Gestaltungskonzept (s. Pkt. 4.6 der Begriindung) zum
Tragen.

Der Empfehlung wird gefolgt und folgende Festsetzung als VermeidungsmalRnahme V16 in den
Bebauungsplan aufgenommen:
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Die AulRenbeleuchtung der Erweiterungsflache ist zur Vermeidung von
Beeintrachtigungen nachtaktiver Insektenarten und ihrer hdheren Konsumenten in ihrem
Umfang und in ihrer Betriebsdauer auf das zwingend notwendige Mal3 zu reduzieren. Es
sind geschlossene Leuchtentypen mit optimierter Lichtlenkung in voll abgeschirmter
Ausfuhrung zu verwenden; ein Abstrahlen in die Umgebung ist nicht zuldssig. Es sind
Leuchtmittel mit geringer Lockwirkung, wie z.B. Natriumdampf-Niederdrucklampen,
Natriumdampf-Hochdrucklampen oder LED mit gelblichem Farbspektrum bis max. 2.500
Kelvin einzusetzen; auf einen geringen Blaulichtanteil im Farbspektrum ist zu achten.
GrofR¥flachige Reklametafeln und Werbeflachen mit Lichtemissionen sind nicht zulassig.
Ferner sind Dunkelraume zu erhalten, insbesondere im Ubergangsbereich vom
Werksgelande nach auf3en (z.B. durch Abschalten der nachtlichen Beleuchtung ab 22.30
Uhr).

2.1.2.2: Stellungnahme des Landratsamtes Weilheim-Schongau (Sachgebiet technischer
Umweltschutz) vom 20.05.2022:

Aus immissionsschutzfachlicher Sicht bestehen keine Einwénde gegen die geplante
Ausweisung des Sondergebietes.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.1.2.2:
Die zustimmende Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

2.1.2.3: Stellungnahme des Landratsamtes Weilheim-Schongau
(Umweltschutzverwaltung) vom 20.05.2022:

Zu oben genannten Bauleitplanverfahren wird aus bodenschutzrechtlicher Sicht wie folgt
Stellung genommen:

Die Gemeinde Penzberg plant die 34. Anderung des Flachennutzungsplans sowie die
Aufstellung des Bebauungsplans ,Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord” dessen Umgriff
die Flurnummer (TF) 1226/12 der Gemarkung Penzberg umfasst.

Dieses Grundstuick ist derzeit nicht im Altlastenkataster (vgl. Art. 3 Bayerisches
Bodenschutzgesetz), Stand: 26.04.2022, eingetragen. Ferner sind uns keine Informationen
bekannt, dass sich auf der vorgenannten Flurnummer Altlasten befinden.

Es wird gebeten, folgenden Hinweis unter ,Altlasten und schédliche Bodenverédnderungen®im
0.g. Bebauungsplan aufzunehmen: Sofern bei Erd- und Aushubarbeiten optische oder
organoleptische Auffélligkeiten des Bodens festgestellt werden, die auf eine schadliche
Bodenveranderung oder Altlast hindeuten, ist unverziiglich das Landratsamt Weilheim-
Schongau, Bodenschutzbehdrde, zu informieren (Mitteilungspflicht nach Art. 1 Bayerisches
Bodenschutzgesetz) und das weitere Vorgehen abzustimmen.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.1.2.3:

Der Anregung wird gefolgt und der genannte Hinweis in die Planfassung unter Altlasten und
schadliche Bodenveranderungen aufgenommen:

»Sofern bei Erd- und Aushubarbeiten optische oder organoleptische Aufféalligkeiten des
Bodens, die auf eine schadliche Bodenveranderung oder Altlast hindeuten, festgestellt
werden, ist unverzuglich das Landratsamt Weilheim-Schongau, Bodenschutzbehdrde, zu
informieren (Mitteilungspflicht nach Art. 1 Bayerisches Bodenschutzgesetz) und das
weitere Vorgehen abzustimmen.“

2.2 Stellungnahme der Regierung von Oberbayern (héhere Landesplanungsbehorde)
vom 07.06.2022

Die Regierung von Oberbayern (h6here Landesplanungsbehérde) hat folgende Stellungnahme
abgegeben:
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Planung
Die Stadt Penzberg beabsichtigt mit der 0.g. Planung, die bauplanungsrechtlichen

Voraussetzungen fir die Erweiterung des Werksgeldndes der Roche Diagnostics GmbH in
Richtung Norden zu schaffen.

Unternehmerisches Ziel sei es, am Biotechnologiestandort im Nonnenwald neue Produkte und
Projekte zu entwickeln und ihn so im internationalen Wettbewerb innerhalb und auf3erhalb des
Konzerns zu starken. Dazu bestiinden kurz-, mittel- und langfristig ein erheblicher
Erweiterungsbedarf gegentber dem aktuellen Geb&udebestand.

Der Erweiterungsbereich umfasst rund 25 ha, wovon 13 ha als sonstige Sondergebietsflache
und 12 ha als Grunflache festgesetzt werden sollen. Dabei sei planerische Intension der Stadt
Penzberg, dass die notwendige Rodung der Waldflachen nur fiir eine Sicherung und
Erweiterung des Roche-Standorts und nicht fiir beliebige industrielle Nutzungen in Frage
kommt.

Im rechtswirksamen Flachennutzungsplan vom 25.04.2002 ist das Plangebiet als Mischwald
dargestellt.

Beruhrte Belange

2.2.1

Siedlungsentwicklung /Flachensparen

Durch den Status als Mittelzentrum gemaf3 Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) 2.1.2 Z
i. V. m. Anhang 1 qualifiziert sich die Stadt grundsatzlich fur eine umfangreichere
Gewerbeentwicklung. Durch o.g. Bauleitplanung leistet die Stadt zudem einen Beitrag zur
Erhaltung und Sicherung der Standortvoraussetzungen fur die bayerische Wirtschaft (vgl. LEP
5.1 G). Im Zuge der Flachensparoffensive der Bayerischen Staatsregierung (vgl. Schreiben
StMWi vom 05.08.2019 an die Gemeinden in Bayern) soll jedoch auch die
Flacheninanspruchnahme in Bayern reduziert werden. Demzufolge sind Neuausweisungen fiir
Siedlungs- und Verkehrsflachen verstarkt kritisch zu prifen. Um den Festlegungen einer
nachhaltigen Raumentwicklung sowie den Festlegungen zur Reduzierung der
Flacheninanspruchnahme gerecht zu werden, bedarf es bei der Planung neuer
Siedlungsflachen einer Prifung, ob fir diese hinreichender Bedarf besteht, der in Abwagung mit
anderen Belangen die Flacheninanspruchnahme rechtfertigt (vgl. LEP 1.2.1, 3.1 G; vgl.
Auslegungshilfe zu den Anforderungen an die Prifung des Bedarfs neuer Siedlungsflachen).
Obwohl es sich bei vorliegender Planung um eine reine Angebotsplanung handelt, wird der
kurz-, mittel- und langfristige Bedarf einer Betriebserweiterung Roche Diagnostics GmbH um ca.
13 ha nachvollziehbar dargelegt.

Zur Verringerung der Inanspruchnahme von Grund und Boden sollen nach LEP 3.1 G
flachensparende Siedlungs- und ErschlieRungsformen unter Berlicksichtigung ortsspezifischer
Gegebenheiten angewendet werden. Vor dem Hintergrund der begrenzten gewerblichen
Entwicklungspotentiale der Stadt empfehlen wir, im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung
eine moglichst effiziente Nutzung der gewerblichen Bauflachen sicherzustellen. Mégliche
Ansatzpunkte sind eine mehrgeschossige Bauweise, wie sie der vorliegende
Bebauungsplanentwurf bereits vorsieht, sowie eine flachensparende Ausgestaltung der Flachen
fur den ruhenden Verkehr (siehe auch nachfolgender Punkt).

Abwéagung und Beschlussvorschlag zu 2.2.1:

Die Empfehlung zur flachensparenden Bauweise wird zur Kenntnis genommen. Die getroffenen
Festsetzungen zu Art und Mal? der baulichen Nutzung erfiillen das Ziel der effizienten Nutzung
der gewerblichen Bauflache. Durch die Festsetzung entsprechender Gebaudehéhen wird
erma@glicht, die Betriebserweiterung vorrangig in die Hoéhe wie in die Flache zu lenken, wie die
Reg. v. Oberbayern zutreffend anmerkt. Die vorhandene Bebauung belegt, dass Roche den
Vorgaben an flachensparendes Bauen bereits gefolgt ist und weiterhin folgen wird. Der
Flachenbedarf wurde in der Begriindung dargestellt. Er ergibt sich aus dringend bendtigten
Erweiterungsflachen fur den Betrieb. Auf die dortigen Ausfihrungen wird verwiesen, vgl. Pkt. 4
Begriindung zum Bebauungsplan. Eine Entwicklung an einem anderen Standort im
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Gemeindegebiet scheidet dabei aus, wie ebenfalls in der Begriindung dargelegt wird, vgl. Pkt. 5
der Begruindung zur Anderung des Flachennutzungsplans.

2.2.2

Siedlungsentwicklung / Innenentwicklung

Zudem erfordert LEP-Ziel 3.2, Innenentwicklung vor Auf3enentwicklung, dass vor der
Inanspruchnahme neuer Flachen fir Siedlungszwecke im bauplanungsrechtlichen
AuRRenbereich zunachst samtliche Potentiale der Innenentwicklung genutzt werden (vgl. auch
Regionalplan der Region Oberland (RP 17) B 1l 1.1 G). Als Potenzialflachen kommen
grundsatzlich im Flachennutzungsplan dargestellte oder im Bebauungsplan festgesetzte
Gewerbe- und Industrieflaichen bzw. -gebiete sowie freie, unbebaute Flachen, fir die Baurecht
besteht, in Betracht. Soweit die beabsichtigte Entwicklung der Stadt nicht oder nicht in vollem
Umfang auf den innerhalb bestehender und ausgewiesener Siedlungsgebiete noch nicht
ausgeschopften Flachenreserven stattfinden soll, ist dies nachvollziehbar zu begrinden. Aus
den Verfahrensunterlagen (insb. Begriindung zur FNP-Anderung 5.10 ,Planvariante West*, S.
33ff.) ist noch nicht vollumfanglich nachvollziehbar, warum 13 ha neue Sondergebietsflache im
Norden des Werksgelandes ausgewiesen werden muss, obwohl im westlichen Bereich noch
freie Bauflachen vorhanden sind (Flur-Nrn 1143/14, 1143/17, 1143/28, 1143/33, 1143/35,
1143/37, 1194/39). Es sollte somit gepruft werden, ob das Betriebsgeldnde hier zumindest
teilweise erweitert oder die Flache fir weitere Gewerbebetriebe zur Verfigung gestellt werden
kann. Andernfalls kdnnte bspw. tber eine Riicknahme jener Bauflachen nachgedacht werden.
Ferner sind im rechtskréftigen Bebauungsplan ,Industriepark Nonnenberg“im Bereich des
bestehenden Mitarbeiterparkplatzes auf einer Flache von ca. 6 ha Baufenster festgesetzt.
Hierzu hat die Stadt auf Nachfrage erganzende Unterlagen eingereicht. Darin ist ersichtlich,
dass fur diesen Bereich ein konkretes Nutzungskonzept besteht. Ein Teil der Flache wird derzeit
bereits mit einem mehrstdckigem Blro- und Laborgebaude bebaut. Um die
Neuinanspruchnahme von Flachen fur Siedlungszwecke zu reduzieren bzw. die Flachen
effizienter zu nutzen, regen wir fur die verbleibende Parkplatzflache an, Alternativen zu
ebenerdigen Stellplatze (Parkhaus, Tiefgarage oder Parkdeck) oder eine multifunktionale
Nutzung dieses Bereiches in die Uberlegungen einzubeziehen.

Abwéagung und Beschlussvorschlag zu 2.2.2:

Die Anregung zur detaillierten Priifung ob das Betriebsgeldnde auf den noch freien Bauflachen
im Westen des Werksgelandes ganz oder teilweise erweitert werden kann, wird aufgenommen
und im Folgenden ausgefiihrt bzw. in die Begriindung zur Flachennutzungsplanédnderung unter
Pkt. 5.7 Flachenverfiigbarkeit — planungsrechtliche Betrachtung von Flachenpotenzialen und
Pkt. 5.11 Planvariante West entsprechend aufgenommen.

Die angegebenen Flurnummern im Westen des Werksgelandes befinden sich bis auf die
Flurnummer 1143/28 innerhalb des Geltungsbereichs des rechtswirksamen Bebauungsplans
»industriepark Nonnenwald* der Stadt Penzberg. Die Flurnummer 1143/28 (teilweise
bestehender Forstweg) bildet die stdliche Geltungsbereichsgrenze des Bebauungsplans
,Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord“ und weist eine Flache von lediglich 659 m? auf.
Damit steht dieses Flurstiick als Bauflache nicht zur Verfligung.

Die Grundsticke Flurnummern 1143/37 und 1143/39 weisen eine Breite von lediglich 14 m auf
und sind im Bebauungsplan ,Industriepark Nonnenwald® als éffentliche Grinflache mit
Baumbepflanzung festgesetzt. Diese Grundstiicke stehen ebenfalls als Bauflache nicht zur
Verfligung.

Das Grundstiick Flurnummer 1134/35 ist im Bebauungsplan als Béschung zur Uberwindung der

Hohendifferenz des 6stlich angrenzenden Baugrundstiicks Flurnummer 1134/33 zum westlich
angrenzenden Forstwald mit Forstweg festgesetzt und stellt somit keine Baufléache dar.
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Lediglich die drei Grundstlicke mit den Flurnummern 1143/14, 1143/17 und 1143/33 sind
gemal den Festsetzungen des Bebauungsplans ,Industriepark Nonnenwald“ der Stadt
Penzberg mit Festsetzung als Industriegebiet bebaubar. Die Grundstiicke weisen
Grundstucksflachen von ca. 10.000 m2 bis 14.000 m2 auf. Das festgesetzte Maf3 der baulichen
Nutzung betragt bei der Grundflachenzahl maximal 0,5, was nicht den Anforderungen des
Unternehmens an eine Werkserweiterung entspricht.

AuRerdem werden diese Grundstlicke derzeit nach einem Auswahlvergabeverfahren durch den
Stadtrat zur Vermarktung mit anschlieRender Bebauung vorbereitet und stehen fir eine
Betriebserweiterung der Firma Roche damit nicht zur Verfiigung.

Die Stadt Penzberg verfolgt dabei das Ziel, auch anderen Unternehmen die Ansiedlung im
Gemeindegebiet zu ermdglichen, um damit eine breitere Basis zur Schaffung von
Arbeitsplatzen unterschiedlicher Bereiche zu eréffnen (zum Bedarf vgl. nachstehend). Das
beugt der Entstehung von ,Monokulturen® und damit negativen Auswirkungen im Falle von
negativen Betriebsentwicklungen solcher Monopolbetriebe vor, von denen im ungunstigsten Fall
das gesamte Gemeindegebiet oder gar die Region betroffen sein kénnten. Die Stadt will somit
durch die westlichen Flachen den Bedarf an entsprechenden Grundstiicken fir die Ansiedlung
von Gewerbebetrieben anderer Sparten erfillen, der auch nachhaltig besteht. Das belegen die
aktuellen Anfragen solcher Betriebe bei der Stadt Penzberg.

Hinzu kommt, dass die Flachen alleine nicht ausreichen wirden, um die
Erweiterungsbediirfnisse von Roche zu erfillen. Die Folge ware eine Aufteilung der
Erweiterungsflachen auf 2 Bereiche. Damit sind Stérungen der innerbetrieblichen Ablaufe
verbunden, wie sie fir diese Variantenbetrachtung bereits in der Begriindung dargestellt
wurden. Um dem zu begegnen, misste die Erweiterung im Westen uber den Geltungsbereich
des bereits bestehenden Baurechts hinaus erweitert werden. Die dagegensprechenden
Belange wurden ebenfalls bereits in der Begrindung dargestellt. Die Stadt hatte sich unter
Wirdigung der fur und gegen die jeweiligen potentiellen Erweiterungsbereiche sprechenden
Grlnde bislang fur die Norderweiterung entschieden und sieht derzeit diese Entscheidung nicht
in Frage gestellt, bzw. halt unter Verweis auf die vorbeschriebenen Argumente daran fest.

Die Grundstlicke, der Bebauungsplanauszug sowie die Kennzahlen und das Prifungsergebnis
sind in nachfolgendem Plan dargestellt:
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Auszug aus dem Bebauungsplan

Industriepark Nonnenwald

Flurkarte mit Luftbild
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Nr.im [Flur-
Plan nummer

Fliche in
m’

Nutzung

Bemerkung

1 1143/14

9.861

Industrieflache

Grundstiick wird derzeit nach einem
Auswahlvergabeverfahren durch den
Stadtrat der Stadt Penzberg zur
Vermarktung mit anschlieRender
Bebauung vorbereitet und steht somit fur
eine Betriebserweiterung der Firma Roche
nicht zur Verfugung.

2 11143117

13.937

Industrieflache

Grundstiick wird derzeit nach einem
Auswahlvergabeverfahren durch den
Stadtrat der Stadt Penzberg zur
Vermarktung mit anschlieRender
Bebauung vorbereitet und steht somit fur
eine Betriebserweiterung der Firma Roche
nicht zur Verfigung.

4 |1143/33

13.152

Industrieflache

Grundstuck wird derzeit nach einem
Auswahlvergabeverfahren durch den
Stadtrat der Stadt Penzberg zur
Vermarktung mit anschlielfender
Bebauung vorbereitet und steht somit fur
eine Betriebserweiterung der Firma Roche
nicht zur Verfigung.

3 |1143/28

659

Forswirtschaftliche
Flache / Bestandteil des
Bebauungsplans
"Biotechnologie-
zentrum Nonnenwald
Nord" (vgl. Pkt. 6.2 der
Begriindung zum
Bebauungsplan)

Forstweg, an dem die
Geltungsbereichsgrenze des vorliegenden
Bebauungsplans "Biotechnologiezentrum
Nonnenwald Nord" verlduft. Im Bereich der
nordlichen Waldflache wird die
AusgleichsmalRnahme AF1 Artenschutz
CEF-Malinahme Amphibien® festgesetzt.
1143/ 28 steht somit einer Bebauung nicht
zur Verfigung.

5 [1143/35

1.206

Béschung

Zum Ausgleich der Hohendifferenz
erforderlich, steht als Bauflache nicht zur
Verfigung

6 |1143/37

2.083

offentliche Grinflache
mit Badumen

Stralenbegleitgriin mit Baumen als
Bestandteil der Eingriffsminimierung
erforderlich des rechtswirksamen
Bebauungsplans "Industriepark
Nonnenwald”

7 |1143/39

1.525

offentliche Grunflache
mit Badumen

Stralenbegleitgrin mit Baumen als
Bestandteil der Eingriffsminimierung
erforderlich des rechtswirksamen
Bebauungsplans "Industriepark
Nonnenwald”
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2.2.3

Forstwirtschaft

Gemal Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) 5.4.2 sollen u.a. grof3e
zusammenhangende Waldgebiete vor Zerschneidungen und Flachenverlusten bewahrt werden.
Zudem sollen die Waldfunktionen gesichert und verbessert werden. Von der Planung ist Wald
betroffen, der im Waldfunktionsplan fiir die Region Oberland als Schutzwald fiir Immissionen,
Larm und lokales Klima klassifiziert ist. Gemalf3 LEP sind Walder aufgrund ihrer natdrlichen
Speicherfunktion fur Kohlendioxid und andere Treibhausgase zu erhalten (LEP 1.3.1 G). Die
Walder im Alpenvorland sollen nach dem Regionalplan der Region Oberland in ihrem
Flachenbestand erhalten werden, dass sie ihre Funktionen langfristig erfiillen kénnen (RP 17 B
Il 3.1.1 Z). Die genannten Belange sind in der kommunalen Abwagung zu beriicksichtigen. Ob
die bisher geplanten Ersatzmaflinahmen ausreichen, um den Belangen der Forstwirtschaft
ausreichend Rechnung zu tragen, bitten wir mit dem zustandigen Amt fir Ernahrung,
Landwirtschaft und Forsten abzustimmen.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.2.3:

Die Empfehlung zu den Abstimmungen wird zur Kenntnis genommen. Ein entsprechender
Abstimmungsprozess mit dem zustandigen Amt fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten in
Weilheim ist bereits seit mehreren Monaten im Gange. Er umfasst die Notwendigkeit zu
Ersatzaufforstungen, deren Umfang und Ausgestaltung. Die Stadt ist sich der Bedeutung der
Belange der Forstwirtschaft im vorliegenden Bereich bewusst und steht in enger Abstimmung
mit den benannten Fachbehérden. Hier zeigt sich derzeit auf, dass die Eingriffe in den Wald
durch entsprechende geeignete Malinahmen ausgeglichen werden kénnen. Dazu tragt auch
der Umbau der bestehenden Waldflachen im Geltungsbereich sowie die Schaffung von
Waldsaumen im Geltungsbereich und auf weiteren Flachenbei.

2.2.4

Natur und Landschaft

Aufgrund der Ortsrandlage der Planung ist auf eine an die Umgebung angepasste Bauweise
und schonende Einbindung der geplanten Neubauten in das Orts- und Landschaftsbild zu
achten (LEP 7.1.1 G,RP 17 B 11 1.4 Z, B Il 1.6 Z). Den Belangen von Natur und Landschatft ist
diesbezlglich in enger Abstimmung mit der unteren Bauaufsichts- und unteren
Naturschutzbehdrde Rechnung zu tragen. Die fir den Eingriff in Natur und Landschaft
erforderlichen Ersatz-und Ausgleichsmafinahmen sind zudem in Abstimmung mit Letzterer
festzulegen.

Gemal § 1a Abs. 3 Satz 3 bzw. § 200 a Satz 2 BauGB miussen die Ausgleichs- und
ErsatzmalRnahmen, die nicht in unmittelbarem raumlichem Zusammenhang zwischen Eingriff
und Ausgleich liegen, mit den Zielen der Raumordnung vereinbar sein. Zur Prufung, ob dies der
Fall ist, benétigen wir die Kenntnis der Lage der externen Ausgleichsflache und bitten daher,
diese im weiteren Verfahren zu erganzen.

Abwagqung und Beschlussvorschlag zu 2.2.4:

Eine schonende Einbindung der geplanten Neubauten wird durch die geplante
Fassadenbegriinung (s. Pkt. 10. der Begriindung), das Gestaltungskonzept (s. Pkt. 4.6 der
Begriindung) und die festgesetzte Begriinung von Bdschungsflachen beriicksichtigt.
Abstimmungen mit der Unteren Naturschutzbehérde am Landratsamt in Weilheim zu den
AusgleichsmalRnahmen innerhalb und aul3erhalb des Geltungsbereiches sowie zur damit in
Zusammenhang stehenden Eingriinung finden seit Langerem statt. Die bereits bekannten
Kompensationsflachen umfassen die folgenden, mit der UNB bereits abgestimmten
MaRnahmen: dkologischer Waldumbau im Geltungsbereich, Entwickeln von Waldmantel auf
Flachen fur die Gelandeangleichung und Ersatzaufforstungen bei Kronleiten in der Gemeinde
Seeshaupt, fur die auch Wertpunkte zum naturschutzrechtlichen Ausgleich anerkannt werden.
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Weitere Wertpunkte fiir den naturschutzrechtlichen Ausgleich sind innerhalb des bereits durch
die UNB anerkannten Okofonds Kronleiten (OFK e.K) gesichert.

Zu den weiteren Ausgleichsmafinahmen, die aul3erhalb des Geltungsbereichs geplant sind,
erfolgen derzeit in Abstimmungen mit Eigentiimern und Bewirtschaftern. Ein Abgleich dieser
Maflinahmen mit den Zielen der Raumordnung wird im Zuge dieses Abstimmungsprozesses
durchgefihrt.

Die Mallnahmen werden insgesamt im kommenden Verfahrensschritt konkretisiert und in den
Planunterlagen detailliert dargestellt, sowie verbindlich gesichert werden.

Die geplanten Ersatzaufforstungen und der 6kologische Waldumbau im Geltungsbereich sind
mit den Zielen der Raumordnung (LEP und RP, s. Kap. 7.1, 7.2 der Begriindung) vereinbar: sie
betreffen keine geschitzten Flachen oder Gebiete, die von Aufforstungen freizuhalten sind.

2.2.5

Immissionsschutz

Gemall RP 17 B XIlI 3.1 Z sowie 3.3 Z sollen Larmemissionen méglichst geringgehalten werden
und die Bevdlkerung vor schadlichen Larmeinwirklungen geschiitzt werden. Ob die Belange des
Larmschutzes durch das bereits erstellte Gutachten hinlanglich beriicksichtigt sind, bitten wir mit
der unteren Immissionsschutzbehérde abzustimmen (vgl. BayLPIG Art. 6 Abs. 2 Nr. 7 Satz 9).

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.2.5:

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Eine Abstimmung mit der unteren
Immissionsschutzbehdrde hat bereits stattgefunden. Auf die Stellungnahme unter 2.1.2.2, dass
Fachgutachten der BEKON Larmschutz & Akustik GmbH Bebauungsplan
"Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord" - Prufung der schalltechnischen Belange -
Kontingentierung nach der DIN 45691 mit der Bezeichnung LA05-035-G73-T02-E04-01 vom
24.06.2022 sowie die Festsetzungen zu Larmimmissionen unter Pkt. 9 des B-Plan
,Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord“ in der Fassung des Entwurfs vom 26.07.2022 wird
verwiesen.

2.2.6

Energieversorgung

Die verbindlichen Festsetzungen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie werden begrifdt (vgl.
LEP 6.2.1Z,RP 17 B X 3.1 G).

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.2.6:
Die zustimmende Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

2.2.7

Sonstiges

Beim geplanten Areal handelt es sich um ein ehemaliges Bergwerksgelande. Laut den
Planunterlagen befinden sich unter der gesamten nérdlichen Erweiterungsflache keine
oberflachennahen Fl6ze oder Schachte. Zur Bewertung dieser Einschatzung verweisen wir auf
die fachbehordliche Stellungnahme des Bergamtes Stuidbayern.

Abwaéagung und Beschlussvorschlag zu 2.2.7:
Der Verweis auf die Fachbehdrde Bergamt Stidbayern wird zur Kenntnis genommen und auf
die Stellungnahme unter 2.8 hingewiesen.
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2.2.8

Ergebnis

Nur unter der Voraussetzung, dass die Planung in Einklang mit LEP-Ziel 3.2 gebracht wird,
sowie unter Berlcksichtigung der Belange der Forstwirtschaft, von Natur und Landschaft und
des Immissionsschutzes stehen Erfordernisse der Raumordnung der vorliegenden
Bauleitplanung nicht entgegen.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.2.8:
Es wird auf die Abwéagung unter 2.2.2, 2.2.3, 2.2.4 und 2.2.5 verwiesen.

2.2.9

Hinweise

Die Begrindung B-Plan S. 2, 27 und 30 zitiert die Festlegungen des Regionalplans ,Region
Oberbayern®; richtig wére: ,Region Oberland®.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.2.9:
Der Anregung wird gefolgt und die Formulierung entsprechend korrigiert.

2.3 Stellungnahme des Planungsverbands Region Oberland vom 09.06.2022

auf Vorschlag unserer Regionsbeauftragten schlie3en wir uns der Stellungnahme der Hoheren
Landesplanungsbehoérde vom 07.06.2022 an.

Abwéaqung und Beschlussvorschlag zu 2.3:
Der Verweis auf die Stellungnahme der Hoheren Landesplanungsbehérde wird zur Kenntnis
genommen, vgl. Stellungnahme 2.2.

2.4 Stellungnahme des Staatlichen Bauamts Weilheim vom 25.04.2022

Keine AuRerung

2.5 Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamts Weilheim vom 23.05. und erganzend vom

14.06.2022

2511

Allgemeines + Gelandesituation

Im Zusammenhang mit der Standortwahl im Rahmen der Flachennutzungsplanung wurden in
jeder Himmelsrichtung Alternativstandorte als Entwicklungsmaglichkeiten fir das Sondergebiet
mit einer GesamtgréRe von 25 ha Uberprift (davon 13 ha befestigte Erweiterungsflache). Die
Erweiterung fiel aufgrund der geringsten Eingriffe und anderen Erweiterungsprojekte auf die
nordliche Variante, wofir tberwiegend Waldflachen gerodet werden muissten. Die ndrdliche
Erweiterungsflache an das bestehende Werksgelande liegt, ebenso wie das Bestandsgeléande
der Roche Diagnostics GmbH, im Bereich ehemaliger intensiver Bergbautatigkeit (Berghalde)
mit Aufschittungen (Auffillungen von Haldenmaterial des ehemaligen Bergbaubetriebs).

Die zur Bebauung vorgesehen Flachen liegt auf mehreren unterschiedlichen Topographischen
Niveaus. Diese erstrecken sich von etwa 605 m u. NN bis etwa

625 m U.NN. Die Gelandeoberkante fallt im Norden um etwa 10 bis 11 m ab. Das ist der Nor-
drand der Bergwerkshalde, die stellenweise durch die Nutzung als Erdumlagerung von der Fa.
Fiechtner nach Norden verschoben wurde. Um fiur die Erweiterung ungefahr ebenerdig
anzuschliel3en, ist deshalb in den meisten Bereichen im Norden eine Aufschittung notwendig.
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Dafir soll vor allem Material aus den dstlichen Erweiterungsflachen verwendet werden, wo die
GOK derzeit hoher liegt als fur die Erweiterung geplant.

Die zukunftige Gelandeoberkante kann im Mittel bei etwa 616 m . NN angenommen werden.
Es werden keine Wasserschutzgebiete oder wasserwirtschaftlichen

Vorrang- und Vorbehaltsgebiete von der Planung direkt betroffen.

2.5.1.2

Grundwasser

Dem WWA Weilheim liegen keine Grundwasserstandsbeobachtungen im Planungsgebiet vor.
Der Grundwasserstand muss durch geeignete Erkundungen im Planungsgebiet ermittelt
werden. Hierzu ist ein hydrogeologisches Fachgutachten erstellen zu lassen. Innerhalb der
Begrindung wurden auf Fachgutachten der ,,GHB Consult (2021a-c) — Anlage 2“ verwiesen,
welche den Unterlagen der Flachennutzungsplanung bzw. Bauleitplanung jedoch nicht
beiliegen.

Laut beiliegendem Umweltbericht liegt der tertiare Grundwasserstand anhand der Baugrund-
untersuchungen von GHB Consult (2021a-c) aktuell bei etwa 590 mNN, was ca. 30 m unterhalb
der Geléandeoberkante und ca. 25 m unterhalb der kiinftigen Gelandehdhe entspricht. Im
Bereich der Halde wurde in unterschiedlichen Tiefen Grund- und Schichtenwasser angetroffen
(It. GHB Consult). Lt. stadtebaulicher Begriindung ist seitens GHB Cosult (Gutachten von
April/Mai 2021) im ,,Bereich der Nonnenwald Mulde Grundwasser in den sandigen Ge-
steinsverbé&nden des Unteren und Oberen Sandes anzutreffen. Im Rahmen des Bergwerks-
betriebs war deshalb eine Grundwasserforderung, die zwischen 1900 und 1966 kontinuierlich
betrieben wurde, erforderlich. Durch die Wasserhaltung des Bergbaubetriebes wurde die
Nonnenwald Mulde zu einem erheblichen Teil entwassert. Seit Einstellung des Bergwerksbe-
triebes flllt sich der Grundwasserspeicher durch natirliche Grundwasserneubildung tber
Niederschlag sowie durch Infiltration aus der Loisach wieder auf. Inzwischen durfte der ur-
sprungliche Grundwasserstand wohl weitgehend wieder erreicht sein, womit die Loisach wieder
Vorflutfunktion fir das in den tertidren Sanden abstromende Grundwasser einnimmt. Der
tertiare Grundwasserspiegel im Werksgelande kann mit Loisachniveau grob abgeschatzt
werden, womit der Wasserstand in den durchléassigeren Sanden bei ca. 590 m {. NN, ent-
sprechend ca. 30m unter Gelénde liegt. Die FlieR3richtung des Grundwassers in den Nonnen-
wald Sanden ist zur Loisach, d. h. nach Osten hingerichtet.”

Seitens WWA wurden durch Bohrprofile direkt siidlich und mittig des geplanten Erschlie-
Bungsbereichs ein angebohrter Grundwasserstand von ca. 8,8 m unter GOK (ca. 620 miNN)
angetroffen (Datenstand ca. 1985). Unabhangig davon kdnnen auch hohere Grundwasser-
stande auftreten. Belastbarere Grundwasserstandsdaten liegen dem WWA Weilheim somit
letztlich nicht vor.

Fur eine abschlieBende Stellungnahme seitens des WWA Weilheims innerhalb des
Flachennutzungsplans bzw. der Bauleitplanung, bitten wir um Ubermittlung des/der
hydrogeologischen Fachgutachten (mitsamt Analytik).

Nach Informationen des WWA Weilheims sind zudem wassersensible Gebiete im Nordwesten
des Plangebiets auf ca. 603 mUNN zu erwarten (hohe Grundwasserstande). Es wird somit
zeitweise oberflachennahes Grundwasser angenommen.

In den Unterlagen zum Bebauungsplan ist die Grundwassersituation zu beschreiben und
durch eigene Fachgutachten fur das konkrete Planungsgebiet zu ermitteln.

Vorschlag fiir Festsetzungen:

»Die Einleitung von Grund-, Dran- und Quellwasser in den 6ffentlichen Schmutz-
/Mischwasserkanal ist nicht zulassig.*

»Zum Schutz vor hohen Grundwasserstidnden miissen Keller oder sonstige unterhalb
des anstehenden Gelandes liegende Raume bis mindestens zu dem durch
Fachgutachten ermittelten schadensverursachenden / héchsten bekann-

ten Grundwasserstand von m 0. NN zuzuglich einem geeigneten Sicher-
heitszuschlag wasserdicht (z.B. weiRe Wanne) und auftriebssicher hergestellt werden
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bzw. ist auf einen Keller zu verzichten oder die Nutzung des Kellergeschosses
entsprechend anzupassen.“ (Angabe des GW-Standes durch den Planer erforderlich)
Vorschlag firr die Anderung des Plans:

Sollten Bereiche mit hohen Grundwasserstanden mit weniger als vier Meter Abstand zur
spateren Gelandeoberkante (GOK) auftreten, so sind diese innerhalb des Bebauungsplans
darzustellen.

Vorschlag fur Hinweise zum Plan:

»Im Planungsgebiet betrédgt der Grundwasserstand nach Fachgutachten des

Biros vom Datum m i NN.“ (Angabe des GW-Standes durch

den Planer erforderlich)

»Unabhdngig von den vorstehenden Angaben kénnen auch héhere Grundwasserstande
auftreten. Diese sind durch einen geeigneten Sicherheitszuschlag zu beriicksichtigen
»Die Erkundung des Baugrundes einschl. der Grundwasserverhéltnisse obliegt
grundsatzlich dem jeweiligen Bauherrn, der sein Bauwerk bei Bedarf gegen auftretendes
Grund- oder Hang- und Schichtenwasser sichern muss.*“

»Um negative Einfliisse auf das Grundwasser ausschlieen zu kénnen, hat der Bauherr
einen fachlich qualifizierten Nachweis Uber die quantitativen und qualitativen Einflisse
auf das Grundwasser wahrend der Bauphase und im Endzustand zu erbringen (z. B.
hydrogeologisches Gutachten). Fir entsprechende Malinahmen sind regelmaRig
wasserrechtliche Genehmigungen bei der Kreisverwaltungsbehérde einzuholen.
»3Sind im Rahmen von Bauvorhaben Malinahmen geplant, die in das Grundwasser
eingreifen (z.B. Grundwasserabsenkungen durch Bauwasserhaltung, Herstellen von
Grundungspfahlen oder Bodenankern mittels Injektionen), so ist rechtzeitig vor deren
Durchfihrung mit der Kreisverwaltungsbehdrde bezlglich der Erforderlichkeit einer
wasserrechtlichen Erlaubnis Kontakt aufzunehmen.*

»Es ist fragwiirdig, ob die Grundwasser- / Untergrundsituation eine Versickerung von
Niederschlagswasser grundsatzlich zulassen. Der bemessungsrelevante kf-Wert ist
innerhalb des Fachgutachtens zu ermitteln und festzusetzen. Abhangig davon ist sodann
das Niederschlagswasserentsorgungskonzept zu entwerfen.*

»Die geplante Bebauung kénnte besonders im nordwestlichen Teil der Planung (ohne
Aufschittungen) in einem Gebiet mit vermuteten hohen Grundwasserstanden von
weniger als 3 m unter Geldnde (603 mNN) liegen. Durch bauliche MaRnahmen, wie eine
wasserdichte und auftriebssichere Bauweise des Kellers oder eine angepasste Nutzung,
kdnnen Schaden vermieden werden. Grundstiicksentwadsserungsanlagen sind
wasserdicht und auftriebssicher zu errichten. Entsprechende Vorkehrungen obliegen
dem Bauherrn.”

,»In Bereichen von Schwankungen des Grundwasserspiegels besteht die Gefahr von
Setzungen des Bodens unter Auflast.”

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.5.1.2:

Die Vorschlage und Anregungen werden zur Kenntnis genommen.

Das dem WWA nachgereichte Gutachten der GHB Consult GmbH (s. ergdnzende
Stellungnahme des WWA vom 14.06.2022) schlief3t eine Versickerung aufgrund der
Bodenverhaltnisse nahezu aus. Die Grundwasser- und Schichtwassersituation kann im
gesamten Plangebiet als sehr inhomogen bezeichnet werden, da sie stark durch die ehemalige
oberflachige Wassersituation (Sumpfgebiet) gepragt ist.

Grund- und Schichtwasser tritt in unterschiedlichen Tiefen auf. Eine pauschale gutachterliche
Angabe zum Grundwasserstand von XXX m 0. NN ist daher nicht mdglich.

Entsprechende Hinweise zur Bauausfiihrung werden in den Bebauungsplan aufgenommen (vgl.
Stellungnahme 2.5.2 und 2.5.3)
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2.5.13

Altlasten und Bodenschutz

1.3.1 Altlasten und schéadliche Bodenverénderungen

Im Bereich des geplanten Bebauungsplanes sind keine Grundstucksflachen im Kataster gem.
Art. 3 Bayer. Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) aufgefuhrt, fur die ein Verdacht auf Altlasten
oder schadliche Bodenveranderungen besteht. Da das Areal ehemals dem Bergbau diente,
wurden u.A. Auffullungen aus Haldenmaterial verkippt. Im Westen und Norden schlieRen sich
daran vermutlich Deponien an. Erfahrungsgemaf muss besonders fur den Parameter Sulfat mit
Erhéhungen gerechnet werden. Die Sulfaterhéhung ist geogener Art und It. Umweltbericht
typisch flr den Abraum.

Sofern Altlasten und/oder schadliche Bodenveranderungen im Planungsbereich vorliegen oder
noch entdeckt werden, stehen diese unter Umstanden in Konflikt mit der geplanten Bebauung.
Um das bestehende Gefahrdungspotential der Altlasten und schéadlichen Bodenveranderungen
im Hinblick auf den Wirkungspfad Boden-Grundwasser abschatzen zu kdnnen, ist eine
orientierende Untersuchung gemanR § 2 Abs. 3 BBodSchV durch ein qualifiziertes Fachbiiro von
der Gemeinde zu veranlassen.

Laut beiliegendem Umweltbericht wurde bereits eine orientierende Baugrund- und Altlasten-
untersuchung durch die Fa. GHB Consult (2021a-c) im Grundwasser durgeftihrt, wobei, ab-
gesehen von der geogenen Sulfatbelastung, keine relevanten Grenzwertiiberschreitungen
festgestellt werden. Es liegen somit It. Bericht keine entsorgungsrelevanten Schadstoffbelas-
tungen vor.

Fur eine abschlielende Stellungnahme seitens des WWA Weilheims beziiglich Boden,
bitten wir abermals die Baugrunduntersuchung mitsamt orientierender Untersu-
chung/Analytik zu Gbermitteln.

Dem Wasserwirtschaftsamt liegen keine Informationen tber weitere Altlasten, schédliche Bo-
denveranderungen oder entsprechende Verdachtsflachen in diesem Bereich vor. Dessen un-
geachtet sind entsprechende ergdnzende Erkundigungen bei der zustandigen Kreisverwal-
tungsbehdorde unverzichtbar.

Auf den ,Mustererlass zur Berticksichtigung von Fldchen mit Bodenbelastungen, insbesondere
Altlasten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren® der ARGEBAU, der mit
IMS vom 18.04.02, Az. 1IB5-4611.110-007/91, in Bayern verbindlich eingefiihrt wurde, wird
vorsorglich verwiesen.

Vorschlag zur Anderung des Plans:

Kennzeichnungspflicht nach § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB

Vorschlag fur Hinweise zum Plan:

»Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffélligkeiten des Bodens festgestellt
werden, die auf eine schadliche Bodenveranderung oder Altlast hindeuten, ist unverziglich die
zustandige Bodenschutzbehdrde (Kreisverwaltungsbehorde) zu benachrichtigen
(Mitteilungspflichten gem. Art. 1, 12 Abs. 2 BayBodSchG).*“

sEine Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser im Bereich méglicher schadlicher
Bodenveranderungen oder Altlasten ist nicht zulassig. Gesammeltes Niederschlagswasser
muss in verunreinigungsfreien Bereichen aulRerhalb der Auffillung versickert werden oder
anderweitig beseitigt werden (erforderliches Niederschlagswasserbeseitigungskonzept). Bei
Vorfinden von schadlichen Bodenveranderungen oder Altlasten ist alternativ ein Bodenaus-
tausch bis zum nachweislich verunreinigungsfreien, sickerfdhigen Horizont vorzunehmen.*

1.3.2 Vorsorgender Bodenschutz

Zentrales Ziel des BBodSchG ist es, Bodenfunktionen zu erhalten bzw. wiederherzustellen. Die
Eingriffsregelung des BNatSchG ist nach § 1a Abs. 3 BauGB in der Abwagung zu be-
ricksichtigen. Nach 81a, Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend
umgegangen werden. Das BNatSchG fordert zudem, dass Eingriffe in den Boden als Be-
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standteil des Naturhaushalts moglichst zu vermeiden, unvermeidbare Eingriffe auszugleichen
sind.

Wir empfehlen in diesem Zusammenhang mdoglichst hohe Gebaude zuzulassen, das Festsetzen
von Mindesthdhen fur Gebaude, geringere Grundflachenzahlen und dadurch das ermdéglichen
von grof3eren innerstadtischen Griunflachen fur die multifunktionale und durchdachte Nutzung
(Web-Link: ,Wassersensible Siedlungsentwicklung®) bei gleichbleibender oder hoherer
Geschol3flachenzahl.

Das Festsetzen von Dachbegriinungen und PV-Nutzungen dient der Teilkompensation bzw.
dem sparsamen Umgang mit Boden und wird daher ausdriicklich begriif3t. Das ermdglichen von
Dachterrassen und das Festsetzen von Fassadenbegriinungen waren ebenfalls sinnvolle
Mdglichkeiten in dieser Richtung.

Die Festsetzung unter Punkt 5.3 sollen wie folgt geéndert werden:

»[---] Alle Dachflachen sind extensiv zu begriinen. Dabei ist eine durchwurzelbare
Mindestgesamtschichtdicke von mindestens 15 cm (einschlie3lich exklusive
Dranschicht) vorzusehen. [...]*

Vorschlage fur Hinweise zum Plan:

»Mutterboden ist nach § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor
Vergeudung und Vernichtung zu schiitzen. Uberschiissiger Mutterboden (Oberboden)
oder geeigneter Unterboden sind méglichst nach den Vorgaben des §12 BBodSchV zu
verwerten. Es wird empfohlen, hierflir von einem geeigneten Fachbiiro ein
Verwertungskonzept erstellen zu lassen“

»Der belebte Oberboden und ggf. kulturfdhige Unterboden sind zu schonen, getrennt
abzutragen, fachgerecht zwischenzulagern, vor Verdichtung zu schiitzen und mdaglichst
wieder seiner Nutzung zuzufiihren.“

»Dem Wasserwirtschaftsamt liegen Anhaltspunkte flr organische Boden (Moore), Boden
mit hoher Funktionserfullung oder besonders empfindliche Boden im Planungsbereich
vor. Es sind daher MalBhahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich
nachteiliger Auswirkungen erforderlich. "

»Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind zum Schutz des Bodens vor physikalischen

und stofflichen Beeintrachtigungen sowie zur Verwertung des Bodenmaterials die
Vorgaben der DIN 18915 und DIN 19731 zu beriicksichtigen.”

»Es wird empfohlen, entsprechend DIN 19639, die Baumalnahme in der Planungs- und
Ausfihrungsphase von einer qualifizierten bodenkundlichen Baubegleitung
beaufsichtigen zu lassen.”

»Zulieferung von Bodenmaterial: Soll Bodenmaterial i. S. d. § 12 BBodSchV zur
Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht verwendet werden, sind die
Anforderung des § 12 BBodSchV einzuhalten.*

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.5.1.3:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Eine Festsetzung zur Dachbegriinung ist im
Bebauungsplan bereits unter A 5.2 enthalten.

Folgender Hinweis wird unter ,Altlasten und schadliche Bodenveranderungen®in den
Bebauungsplan aufgenommen: Sofern bei Erd- und Aushubarbeiten optische oder
organoleptische Auffalligkeiten des Bodens festgestellt werden, die auf eine schadliche
Bodenverédnderung oder Altlast hindeuten, ist unverziglich das Landratsamt Weilheim-
Schongau, Bodenschutzbehdrde, zu informieren (Mitteilungspflicht nach Art. 1
Bayerisches Bodenschutzgesetz) und das weitere Vorgehen abzustimmen.

vgl. Stellungnahme 2.1.2.3

25.14

Wasserversorgung

Samtliche Neubauten sind an die zentrale Wasserversorgungsanlage anzuschlie3en. Die hierzu
erforderliche Wasserverteilung ist so auszufuhren, dass ausreichende Betriebsdriicke und auch
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die Bereitstellung von Loschwasser im Brandfall Uber die 6ffentliche Anlage gewahrleistet sind.
Insofern beseht mit dem vorliegenden Plan Einverstandnis.

2.5.15

Abwasserentsorgung

1.5.1 Hausliches und industrielles Schmutzwasser

Die Fa. Roche (Standort Penzberg) ist vom satzungsrechtlichen Anschluss- und
Benutzungszwang befreit und verfligt Gber eine eigenstandige Abwasserreinigungsanlage
(ARA), in der die anfallenden hauslichen, hausabwasserahnlichen und industriellen
Schmutzwasser behandelt werden. Eine glltige wasserrechtliche Erlaubnis fur die
Direkteinleitung von gereinigtem Abwasser liegt vor. Aktuell wird der Wasserrechtsantrag zur
Neuerteilung der gehobenen Erlaubnis mit den zustandigen Behdrden abgestimmit.

Die bestehende ARA weist eine AusbaugréfZe von 165.000 EW (entspricht 19.800 kg CSB pro
Tag) auf. Derzeit und in absehbarer Zukunft sind noch Kapazitatsreserven vorhanden. Aufgrund
der langerfristigen Erweiterungspléane muss allerdings mittel- bis langfristig davon ausgegangen
werden, dass die bestehende ARA an ihre Belastungsgrenze gerét. In den vorgelegten
Planunterlagen wird bereits auf die Notwendigkeit von zukiinftigen Kapazitatserweiterungen der
ARA hingewiesen.

Sobald der wasserrechtlich zugelassene (und klartechnisch nachgewiesene)
Benutzungsumfang der ARA erreicht bzw. in absehbarer Zeit Gberschritten wird, sind
Anpassungsmaflnahmen zu planen und umzusetzen. Bei wesentlichen Anderungen der ARA ist
ein neuer Wasserrechtsantrag zu stellen. Eine friihzeitige Abstimmung mit den zustandigen
Behdrden wird empfohlen.

Samtliche Bauvorhaben sind vor Bezug an die zentrale Abwasseranlage im Trennsystem
anzuschliel3en. Die Dichtheit der Grundstiicksentwéasserungsanlagen ist nach DIN 1986-30 vor
Inbetriebnahme nachzuweisen.

Die Sammelkanalisation au3erhalb von Gebauden ist entsprechend den technischen Regeln
(DIN EN 752) zu erstellen und zu betreiben.

Bei neu anfallenden industriellen Abwassern ist zu priifen, ob diese Teilstrdme durch die jeweils
gultige wasserrechtliche Erlaubnis abgedeckt werden. Falls erforderlich, ist rechtzeitig ein
entsprechender Antrag bei der Kreisverwaltungsbehdrde zu stellen. Auch hier wird die
frihzeitige Beteiligung der zustandigen Behtérden empfohlen.

1.5.2 Niederschlagswasser

Innerhalb der Flachennutzungsplanung bzw. Bauleitplanung wurde auf die Beseitigung des
anfallenden Niederschlagswassers bisher nicht detailliert, sondern nur grundlegend, einge-
gangen. Lt. stadtebaulicher Begriindung vom 10.03.2022 sollen die anfallenden Regenwéasser
,von Dachern und versiegelten Flachen [...] in einem separaten Regenwasserkanalnetz
gesammelt und zu einer zentralen Analysenstation geleitet [werden]. Dort kénnen schédliche
Verunreinigungen erkannt und die Ableitung in die naturnahen Regenriickhaltebecken 6stlich
des Werkgelandes unterbunden werden. Das fir die Erweiterungsflachen erforderliche Re-
tentionsvolumen im Regenwasserkanalnetz wird Uber ausreichend dimensionierte Stau-
raumsysteme innerhalb des Werkgelandes so weit gepuffert und zuriickgehalten, dass die
genehmigten Einleitmengen in die naturnahe Regenwasserriickhaltung und den Ringseegra-
ben zuverlassig eingehalten werden. Alle restlichen fur die Ver- und Entsorgung der Gebaude
erforderlichen Medien und Energien werden innerhalb des Werkgelandes ohne Verbindung
nach aufRen lUber Rohrbrickenleitungen oder erdverlegte Rohre und Kandle geftihrt. Die
Flachen zwischen der Bebauung und den Stral3enbereichen soll nur fur untergeordnete
infrastrukturelle Nutzung Uber- und unterbaut und ansonsten so weit als méglich unversiegelt
bleiben und begriint werden. Bepflanzung erfolgt auf ausgewiesenen Flachen mit autochthonen
Stréduchern und Bdumen.“ Zudem werden die angedachten begriinten Flachddcher und
geplanten Fassadenbegriinungen zur Abflussverringerung und Verbesserung des Mikroklimas
ausdrucklich begraf3t.
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Die zu vermutenden Mehreinleitungen Uber die bereits genehmigten Einleitstellen sind
innerhalb eines Niederschlagswasserbeseitigungskonzeptes im weiteren Verfahren
darzulegen. Dabei muss eine (Teil-)Versickerung primar untersucht werden:

Gemal 855 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswasser moglichst ortsnah versickert werden, soweit
dem weder wasserrechtliche noch sonstige 6ffentlich-rechtliche Vorschriften oder
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Die Aufnahmeféahigkeit des Untergrundes ist
mittels Sickertest nach Arbeitsblatt DWA-A 138, Anhang B, exemplarisch an reprasentativen
Stellen im Geltungsbereich nachzuweisen (z.B. innerhalb eins hydrogeologischen Boden-
Fachgutachtens). Eine fundierte Baugrunduntersuchung ist fir das weitere Verfahren und
fur abschlieBende fachliche Beurteilung zwingend erforderlich.

Sollten die Untergrundverhéltnisse eine oberflachennahe Versickerung nicht oder nicht
flachendeckend zulassen, ist von der Stadt ein Konzept zur schadlosen Niederschlagswas-
serbeseitigung der 6ffentlichen und privaten Flachen unter Beachtung der hydraulischen
Belastung der Vorfluter durch ein erfahrenes Planungsfachbiro aufzustellen.

Fur die Einleitung von Niederschlagswasser in ein Gewasser ist eine quantitative Beurteilung
nach LfU Merkblatt 4.4/22 /| DWA-M 153 erforderlich. Sofern diese ergibt, dass vor Einleitung
eine Drosselung erforderlich ist, sind die dazu erforderlichen Riickhalteflachen im
Bebauungsplan festzusetzen.

Schiitzende Deckschichten des Grundwassers dirfen bei der Niederschlagswasserbeseitigung
nicht durchstoB3en werden. Bei schwierigen hydrologischen Verhaltnissen sollten alle
Mdglichkeiten zur Reduzierung, Riickhaltung und Nutzung des Regenwasseranfalles (z.B.
durch Grindacher, Zisternen, Bewasserung) genutzt werden. Die angedachten begriinten
Flachdacher und geplanten Fassadenbegriinungen zur Abflussverringerung und Verbesserung
des Mikroklimas sind aus wasserwirtschaftlicher Sicht ausdriicklich zu begrifZen.

Der Bauleitplanung bzw. der Flachennutzungsplanung muss eine ErschlielRungskonzeption
zugrunde liegen, nach der das anfallende Niederschlagswasser schadlos beseitigt werden
kann. Die Sicherheit gegen Uberflutung bzw. einer kontrollierten schadlosen Uberflutung
des Grundstiicks muss rechnerisch nachgewiesen werden (Uberflutungsnachweis nach
DIN 1986-100). Ein schlussiges Konzept ist aus den vorliegenden Unterlagen derzeit (noch)
nicht ersichtlich. Es ist ein Nachweis einer ordnungsgemaRen ErschlieBung fur das
weitere Verfahrenen notwendig und daher (ggf. in Verbindung mit einem
Generalentwéasserungsplan) aufzuzeigen.

Die Kommune ist zur Beseitigung des Niederschlagswassers verpflichtet. Sie kann dieses
Benutzungsrecht dem Grundstlickseigentiimer nur dann versagen, soweit ihm eine
Versickerung oder anderweitige Beseitigung von Niederschlagswasser ordnungsgemalf
moglich ist.

Der notwendige Flachenbedarf zur Niederschlagswasserbeseitigung ist im
Bebauungsplan zu berticksichtigen. Auch auf Privatgrundstiicken missen die notwendigen
Ruckhalte- und Sickerflachen vorgesehen werden.

Vorschlag zur Anderung des Plans:

Festsetzung der Flachen, die fur die Versickerung, Ableitung bzw. Retention von
Niederschlagswasser erforderlich sind (entsprechend der ErschlieBungskonzeption).
Die Festsetzung unter Punkt 5.3 sollen wie folgt ge&ndert werden:

»[...] Alle Dachfldchen sind extensiv zu begriinen. Dabei ist eine durchwurzelbare
Mindestgesamtschichtdicke von mindestens 15 cm (einschlie3lich exklusive
Drédnschicht) vorzusehen. [...]“

Vorschlag fur Festsetzungen:

»,Bei Stellplédtzen, Zufahrten und Zugangen sind fiir die Oberflichenbefestigung und
deren Tragschichten nur Materialien mit einem Abflussbeiwert kleiner oder gleich 0,7 zu
verwenden, wie z.B. Pflasterung mit mind. 30 % Fugenanteil, wasser- und
luftdurchlassige Betonsteine, Rasengittersteine, Rasenschotter, wassergebundene
Decke.”
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»Niederschlagswasser, welches nicht auf Grundstiicken, auf denen es anfillt, versickert
oder als Brauchwasser genutzt werden kann, ist Retentionsflachen zuzufihren und dort
zur Versickerung zu bringen, bzw. falls dies nicht moglich ist, ggf. gepuffert direkt in ein
Gewasser oder nach den MaflRgaben der kommunalen Entwasserungssatzung in einen
offentlichen (Misch- oder) Regenwasserkanal einzuleiten.*

»Das auf privaten, befestigten Flachen anfallende geringverschmutzte
Niederschlagswasser darf nicht der 6ffentlichen Kanalisation zugeleitet werden, sofern
die grundsatzliche Versickerungsfahigkeit gegeben ist. Dies gilt auch fiir Uberlaufe von
Anlagen zur Regenwassernutzung (bspw. Zisternen) und fir sonstige nicht schadlich
verunreinigte Tag-, Stau-, Quellwasser sowie Dran-und Sickerwasser jeder Art.“

»Die gekennzeichneten Griinflichen sollten méglichst multifunktional als
Gelandemulden mit durchdachter Freizeit-Nutzung, fur die Sammlung und Ruckhaltung
sowie natirliche Versickerung und Verdunstung von Niederschlagswasser geplant
werden. Wir verweisen auf die multifunktionale und durchdachte Nutzung von gréR3eren
innerstadtischen Grinflachen bei gleichbleibender oder héherer Geschol3flachenzahl:
vgl. Web-Link: ,Wassersensible Siedlungsentwicklung®.*

»In Bereichen der Niederschlagswasserbeseitigung sind —sofern Metalleindeckungen auf
Dachflachen zum Einsatz kommen sollen- nur Kupfer- und Zinkbleche mit geeigneter
Beschichtung oder besser noch andere wasserwirtschaftlich unbedenkliche Materialen
(z. B. Aluminium, Edelstahl) zuldssig.“

Ruckstausicherung:

»,Bei der Erstellung der Bebauung und der Grundstiicksgestaltung (Zugange,
Lichtschéachte, Einfahrten etc.) ist die Riickstauebene zu beachten. Unter der
Rickstauebene liegende Raume und Entwasserungseinrichtungen (auch Drananlagen,
sofern zuldssig) missen gegen Rickstau aus der Kanalisation gesichert werden.*
Vorschlag fur Hinweise zum Plan:

»Fassaden sind zur Abflussverringerung und Verbesserung des Mikroklimas zu
begriinen.”

»Anlagen zur Ableitung von Niederschlagswasser sind so zu unterhalten, dass der
Wasserabfluss dauerhaft gewahrleistet ist. Die Flachen sind von Abflusshindernissen
frei zu halten. Uberbauen oder Verfilllen, verstopfende Anpflanzungen, Zaune sowie die
Lagerung von Gegenstanden, welche den Zu-und Abfluss behindern oder
fortgeschwemmt werden kdnnen, sind unzulassig. Fur die ggf. mogliche Versickerung
vorgesehenen Flachen sind vor Verdichtung zu schiitzen. Deshalb sind die Ablagerung
von Baumaterialien, Bodenaushub oder das Befahren dieser Flachen bereits wahrend
der Bauzeit nicht zulédssig.“

,,Grundsitzlich ist fiir eine gezielte Versickerung von gesammeltem
Niederschlagswasser oder eine Einleitung in oberirdische Gewéasser (Gewasserbenut-
zungen) eine wasserrechtliche Erlaubnis durch die Kreisverwaltungsbehdrde
erforderlich. Hierauf kann verzichtet werden, wenn bei Einleitungen in oberirdische
Gewasser die Voraussetzungen des Gemeingebrauchs nach § 25 WHG in Verbindung mit
Art. 18 Abs. 1 Nr. 2 BayWG mit TRENOG (Technische Regeln zum schadlosen Einleiten
von gesammeltem Niederschlagswasser in oberirdische Gewasser) und bei Einleitung in
das Grundwasser (Versickerung) die Voraussetzungen der erlaubnisfreien Benutzung im
Sinne der NWFreiV (Niederschlagswasserfreistellungsverordnung) mit TRENGW
(Technische Regeln fir das zum schadlosen Einleiten von gesammeltem
Niederschlagswasser in das Grundwasser) erfiillt sind.*

»Hinweise zur Bemessung und Gestaltung von erforderlichen Behandlungsanlagen fiir
verschmutztes Niederschlagswasser von Strafl3en sind den einschlagigen Technischen
Regeln zu entnehmen.“

»Anlagen und Entwéasserungseinrichtungen zur Ableitung von Dranwasser (Drananlagen)
sind wasserrechtlich zu behandeln und im Entwasserungsplan in Lage und Dimension zu
kennzeichnen.”
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Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.5.1.5:

Die Empfehlung zu einer multifunktionalen Nutzung der Grinflachen wird zur Kenntnis
genommen. Die aufRerhalb der stadtischen Bebauung gelegene Grunflache ist vorgesehen fir
den naturschutzrechtlichen Ausgleich und fiir den Ersatz von Waldrodungen. Sie wird nicht
versiegelt, sondern der Wald 6kologisch aufgewertet. Natirliche Versickerung und Verdunstung
bleiben somit weiterhin uneingeschrankt moglich bzw. werden durch besser an die
Standortverhaltnisse angepasste Waldbestande gefdrdert. Stadtnahe Erholung /
Freizeitnutzung in der freien Landschaft werden im Anschluss an die Griinflache weiterhin
maoglich sein.

Die Vorschlage und Anregungen werden zur Kenntnis genommen.

Das dem WWA nachgereichte Gutachten der GHB Consult GmbH (s. ergdnzende
Stellungnahme des WWA vom 14.06.2022) schliel3t eine Versickerung aufgrund der
Bodenverhaltnisse nahezu aus. Dariliber hinaus sieht das ErschlieRungskonzept der Fa. Roche
fur die Behandlung des Niederschlagswassers von Déachern und versiegelten Flachen ein
separates Kanalnetzt, eine Analyse auf Verunreinigungen vor Einleitung ins
Regenruckhaltebecken sowie ausreichende Retentionsvolumen fir die Pufferung vor (vgl. Pkt.
4.6 und 4.7 der Begriindung zum Bebauungsplan).

Eine Festsetzung zur Fassadenbegrinung ist Bebauungsplan unter A 5.3 bereits enthalten.
Folgende Festsetzung zur Oberflachengestaltung wird in den Bebauungsplan dbernommen:
»Bei Stellplatzen, Zufahrten und Zugéngen sind fiir die Oberflachenbefestigung und
deren Tragschichten nur Materialien mit einem Abflussbeiwert kleiner oder gleich 0,7 zu
verwenden, wie z.B. Pflasterung mit mind. 30 % Fugenanteil, wasser- und
luftdurchlassige Betonsteine, Rasengittersteine, Rasenschotter, wassergebundene
Decke.“

2.5.2

Zusammenfassung

Gegen den Bebauungsplan bestehen keine grundlegenden wasserwirtschaftlichen Bedenken,
wenn obige Ausfuhrungen berticksichtigt werden. Die Ermittlung der Umweltauswirkungen
(,Umweltbericht zum Vorentwurf vom 10.03.2022) kommt jedoch zu dem Ergebnis, dass bei
Durchfiihrung der Planung erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen fir die Schutzguter
Tiere, Pflanzen und Biologische Vielfalt, Flache, Boden und Landschaft zu erwarten sind.

Fur eine abschlieBende Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes (u.A. im spateren
Bauleitverfahren) sind folgende Unterlagen zu erganzen:

e ErschlieRungskonzeption mit Uberpriifung ausreichender Kapazitaten fir die Was-
server- und Abwasserentsorgung einschlie3lich Niederschlagswasserentsorgung
Nachfolgende Untersuchungen und Gutachten sind dem WWA Weilheim nachzureichen. Diese
sind erforderlich und deren Ergebnisse sind in den Flachennutzungsplan bzw. Bebauungsplan

einzuarbeiten:

e hydrogeologisches Gutachten, d.h. Untersuchungen zu den
grundwasserhydraulischen und qualitativen Verhaltnissen des Grundwassers mit
besonderer Berlcksichtigung von HHW (hochster gemessener Grundwasserstand)

e Bodengutachten (inkl. Schadstoffanalytik), d. h. Untersuchungen der Eigenschaften,
Empfindlichkeit und Belastbarkeit von Béden sowie des Grades der Funktionserfillung
und der Versickerungsfahigkeit

2.5.3

Ergénzende Stellungnahme per Mail am 14.06.2022

Vielen Dank fur die nachtragliche Ubersendung der Baugrunduntersuchungen zur geplanten
Erweiterung des Firmengelandes der Roche AG im Nonnenwald Nord.

Im Grunde nach halten wir unsere Stellungnahme vom 23.05.2022 nach aufrecht. Die
Stellungnahme wird infolge der Zusendung der Bodengutachten um folgende Punkte erganzt:
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Bezlglich anfallenden Bodenaushubs im Zuge von Baumaflinahmen im Plangebiet wird
auf die Entsorgungshinweise innerhalb des Bodengutachten der GHB Consult
verwiesen, mit Bitte um Beachtung und Einhaltung. Entsorgungsnachweise sind dem
Landratsamt Weilheim-Schongau vorzulegen.

Da eine Versickerung aufgrund der Bodenverhéltnisse ungiinstig erscheint bzw. nahezu
ausgeschlossen ist, muss ein Gesamt-Konzept zur schadlosen Ableitung von (gaf.
gereinigtem) Niederschlagswasser erarbeitet werden. Es wird nochmals auf die
Mdglichkeit der dezentralen Rickhaltung und Abflussreduktion mittels
Grun(dach)Flachen sowie der Regenwassernutzung verwiesen (vgl. weiterfihrende
Informationen zur ,wassersensible Stadtentwicklung/Siedlungsentwicklung®).

Die Einleitung von Niederschlagswasser in ein Oberflachengewasser (89 WHG) bedarf
einer wasserrechtlichen Erlaubnis nach 88 WHG bzw. Art. 15 BayWG.

Die Entnahme/Entsorgung von Torfbéden sollte auf ein Minimum begrenzt bzw. wenn
mdglich komplett vermieden werden. Diese Bbéden dienen als wichtige CO,- und
Wasserspeicher und sind daher in ihrer Funktion zu erhalten. Aus wasserwirtschaftlicher
Sicht wird insbesondere der grof3flachige Aushub dieser wertvollen Boden sehr kritisch
gesehen. Sofern Torfbdden zwingend ausgehoben werden missen, sind diese
mdglichst hochwertig (z.B. als Pflanzsubstrat) und ortsnah wieder zu verwerten; eine
Entsorgung der organischen Béden z.B. in Gruben oder gar eine Beseitigung in
Deponien sollte auch in Hinblick der monetéren Kosten, vermieden werden. Bei einer
Verwertung des Torfbodens ist das LfU-Merkblatt ,Umgang mit humusreichem und
organischem Bodenmaterial — Vermeidung — Verwertung — Beseitigung” zwingend zu
beachten. Grundsatzlich gelten bei Uberschiissigem Aushubmaterial die rechtlichen und
technischen Anforderungen (z. B. 8§ 12 BBodSchV, Leitfaden zur Verfillung von Gruben
und Briichen sowie Tagebauen, LAGA M 20 1997 sowie DepV).

Der Neubau von Dranagen ist aufgrund der Vorgabe zur Beibehaltung des mdéglichst
naturlichen Wasserhaushalts nicht erlaubt.

Bei Unterkellerung sind die Geb&ude druckwasserdicht zu errichten (vgl. Hinweise im
Baugrundgutachten). Wir empfehlen Keller grundsatzlich fensterlos, mit einem
Belliftungssystem planen. So kdnnen kritische Dichtheitsrisiken beziiglich Gase und
Wasser sowie Kosten minimiert werden.

Die Sicherheit gegen schadlose Uberflutung des Grundstiicks muss rechnerisch
nachgewiesen werden (Uberflutungsnachweis nach DIN 1986-100).

Die innerhalb der Baugrunderkundung angetroffenen Grund- und Schichtwasserstande
sind zu beachten.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.5.2 und 2.5.3:

Alle Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Detaillierte Ausfuihrungsplanungen und Konzepte zur Ver- und Entsorgung werden im Zuge der
Bauausfuhrung erarbeitet. Wie das WWA selbst ausfiihrt, ist die betriebseigene Anlage derzeit
sowie auch fir die geplante Erweiterung noch ausreichend leistungsfahig. Kunftiger Bedarf ist
Zu gegebener Zeit zu bewerten und zu l6sen

Bezugnehmend auf die Ergebnisse des Ingenieurgeologischen Gutachtens der GHB Consult
GmbH von April-Mai 2021 werden folgende daraus resultierende Hinweise unter Geologie /
Hydrologie in den Bebauungsplan aufgenommen:

nach Angaben GHB Consult GmbH vom 21. und 29.06.2022

Bodenaushub Abfalltechnische Untersuchung:

Die Analysenergebnisse zeigen entsorgungsrelevante Schadstoffbelastungen im Abraum
des Bergbaus (Z 2 bis > Z 2) besonders fiir den Parameter Sulfat. Die Sulfaterhéhung ist
geogener Art und typisch fir den Abraum. Dabei kdnnen lokal hohe organische Gehalte
zu erh6htem Entsorgungsaufwand fuhren. Von auffélligen Chargen (z.B. stark
kohlehaltig) sollten Haufwerke gebildet werden. Die fachtechnische Begleitung der
AushubmalRnahmen wird empfohlen. Der Analyseumfang und die Deklaration sollten
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nach dem in Bayern giiltigen Leitfaden zu den Anforderungen an die Verfillung von
Gruben und Briuchen sowie Tagebauen (LVGBT) und DOC und TOC vorgenommen
werden. Werden Schadstoffgehalte festgestellt, welche die Z 2-Zuordnungswerte nach
LVGBT uberschreiten, ist eine Nachanalytik der Mischproben nach Deponieverordnung
(DepV) notwendig. Die Entsorgungsnachweise missen der zustandigen Stelle im
Landratsamt vorgelegt werden.

Ansonsten sollte der Aushub ortsnah wieder eingebaut werden, zumal er dort auch
durch die Bergbautatigkeit verkippt wurde und geogener Natur ist.

Torfbdden:

Wenn Gebaude tiefer als der anstehende Torf griinden, muss dieser entsorgt werden. Bei
einer Pfahlgrindung kann der Torf im Untergrund verbleiben.

Fur Torf sind je nach Verwendungszweck die Vorsorgewerte flir Boden nach
Bundesbodenschutzverordnung (z.B. bei der Rekultivierung von Kiesgruben), 70% der
Vorsorgewerte fur Boden (bei landwirtschaftlicher Folgenutzung) nach
Bundesbodenschutzverordnung oder die Grenzwerte der Dingemittelverordnung
malf3geblich. Die untersuchten Torfbdden hielten die Grenzwerte der
Dungemittelverordnung ein. Der Torf konnte auch fir spéatere Grinanlagen zur
Beimengung von Oberboden zwischengelagert werden. Torf muss aber unbedingt feucht
gehalten werden. Torf sollte nicht hoher als 1,5 m geschiuttet werden, um die
Mikroorganismen nicht zu schadigen.

Untergeschosse:

Alle Bauteile unterhalb des Bemessungswasserstands sollten druckwasserdicht z.B. in
WU-Beton-Bauweise (System weilRe Wanne) oder mittels Beschichtung gegen
driickendes und aufstauendes Grund- und Sickerwasser entsprechend DIN 18533 Teil
abgedichtet werden. Diese Bauweise in Kombination eines Kiespolsters unter der
Bodenplatte und einer Arbeitsraumverfillung aus Kies minimiert die vorhandene
Radoneinwirkung. Eine dauerhafte Drainage zur Absenkung des
Bemessungswasserstands ist nicht erlaubt. Die Auftriebssicherheit ist bis auf Kote des
Bemessungswasserstands nachzuweisen. Das heildt im Bauendzustand kdnnen
gewaltige Krafte auf das Untergeschol’ bzw. das Bauwerk wirken, denen mit Zugpfahlen
entgegengewirkt werden muss.

Zum Wirkpfad Boden-Mensch trifft der Gutachter folgende Aussage:

Nach Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) sind fur Industrie- und Gewerbegrundstiicke
nur die oberen 10 cm (Kontaktbereich fir orale und dermale Schadstoffaufnahme) fr die
Betrachtung des Wirkungspfades Boden — Mensch ausschlaggebend. Sulfat ist au3erdem in
dem nach BBodSchV aufgefiihrten Parameterumfang nicht enthalten.

D.h. wenn die oberen 10 cm versiegelt sind (z.B. durch Verkehrsflachen, Gebaude, etc.) oder
durch ,sauberes” Liefermaterial (z.B. Kies, Oberboden etc.) abgedeckt sind, besteht flir den
Wirkungspfad Boden — Mensch nach BBodSchV kein Handlungsbedarf.

Auch wenn schadstoffhaltiges Material an der Oberflache liegen sollte: die Prifwerte nach

BBodSchV, Boden — Mensch Industrie- und Gewerbegrundstiicke, sind sehr hoch. Eine
Uberschreitung der Priifwerte — und damit eine Gefahrdung des Menschens — wird nach
aktuellem Kenntnisstand ausgeschlossen.

2.6 Stellungnahme der Stadtwerke Penzberg vom 20.05.2022

Abwasserentsorgung und Fernwarmeversorgung zur Aufstellung des Bebauungsplans
LIndustriepark Nonnenwald Nord“ und der Aufstellung der 34. Anderung des
Flachennutzungsplanes der Stadt Penzberg fur das Grundstuck Flurnummer 1226 TF der
Gemarkung Penzberg:
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Der Name des Bebauungsplans ist bis dato nicht ganz eindeutig, dies sollte klar definiert
werden (,Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord” oder ,Industriepark Nonnenwald Nord®).
Abwasser:

Die Niederschlagswasser- und Schmutzwasserbeseitigung im Aufstellungsbereich hat Uber
eigene Anlagen und nicht Uber

Anlagen der Stadtwerke Penzberg zu erfolgen.

Das westlich des Aufstellungsbereich liegende RRB Briinnlesbach der Stadtwerke Penzberg
darf durch die nun vorgesehene Anderung bzw. Aufstellung nicht beeintrachtigt werden bzw. es
diarfen sich fur das RRB keine nachteiligen Auswirkungen ergeben. Dies gilt auch fur die Zufahrt
zum RRB sowie insbesondere fiir die Zu- und Abfliisse des RRB sowie dessen Einzugsgebiet
bzw. die angeschlossenen Flachen. Dies betrifft neben den Ab- bzw. Durchfliissen auch die
Frachten bzw. die Belastung der angeschlossenen Flachen. Die Ableitung des
Niederschlagswassers aus dem RRB uber den Briinnlesbach darf nicht beeintréchtigt werden.
Trinkwasser:

Es gilt die WAS der Stadtwerke Penzberg. Die Trinkwasserversorgung des
Aufstellungsbereichs wird Uber vorhandene Anschlusspunkte an die offentliche
Trinkwasserversorgung der Stadtwerke Penzberg erfolgen. Aktuell wird geprift, welche
Jahresabgabemengen und Spitzendurchflissen wann gewahrleistet werden kénnen bzw.
welche MalRhahmen auch seitens der Stadtwerke Penzberg erforderlich sind, um die seitens
der Firma Roche prognostizierten Mengen bzw. Durchflliisse perspektivisch zur Verfligung
stellen zu kénnen. Die Stadtwerke Penzberg stehen hierzu bereits im Austausch mit der Firma
Roche.

Fernwéarme:

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt auch perspektivisch aul3erhalb des
Versorgungsgebiets.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.6:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Das ErschlieRungskonzept der Fa. Roche
Diagnostics GmbH schliel3t eine Beeintrachtigung des Regenwasserriickhaltebeckens der
Stadtwerke Penzberg aus. Die Regenwasserriickhaltung erfolgt tiber ausreichend
dimensionierte Stauraumsysteme. Vgl. Pkt 4.6 der Begriindung zum Bebauungsplan

2.7 Stellungnahme der E. ON SE vom 06.05.2022

Wir haben den Geltungsbereich des o.a. Bebauungsplanes bzw. der o.a.
Flachennutzungsplanédnderung den Planunterlagen entnommen.

Wir stellen fest, dass unsere Gesellschaft an den o.a. Planverfahren bis heute noch nicht
beteiligt wurde.

Unsere erstmalige Stellungnahme zur bergbaulichen Situation flir den Geltungsbereich des o.a.
Bebauungsplanes / der Anderung des Flachennutzungsplanes lautet wie folgt:

Der 0. a. Planbereich liegt ber dem stillgelegten Bergwerkseigentum der E.ON SE.

Im sidlichen Teil des Planbereichs entnehmen wir den Archivunterlagen Hinweise auf
tagesnahen Uraltbergbau, der geplante Bauvorhaben geféahrden kann.

Wir stellen fest, dass die bergbaulichen Einwirkungsbereiche (,Umgrenzung von Flachen, bei
deren Bebauung besondere Vorkehrungen gegen Einwirkungen des friheren Bergbaus
erforderlich werden kénnen (§ 9 Abs. 5 BauGB))“ bereits in den Planunterlagen eingezeichnet
sind.

Die v. g. Einwirkungsbereiche lassen sich nach den tatsachlich vorgefundenen bzw. erkundeten
geologischen Verhaltnissen ggf. reduzieren. Hierbei sind UntersuchungsmalRnahmen
erforderlich, die nur durch geeignete Fachingenieurbiiros, die Uber markscheiderische
Kenntnisse verfugen, durchzufuhren sind.
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Das amtliche Grubenbild befindet sich bei der Regierung von Oberbayern, Bergamt Studbayern,
Maximilianstraf3e 39, 80538 Munchen. Wir empfehlen dort eine Grubenbildeinsichtnahme zu
beantragen. Weitere Informationen finden Sie unter dem

folgenden Link:
https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/ueber_uns/zentralezustaendigkeiten/bergamt_sue
dbayern/index.html

Wir weisen auRerdem darauf hin, dass nach den geologischen Gegebenheiten im kompletten
Planbereich Abbau Dritter, den die E.ON SE nicht zu vertreten hat, nicht ausgeschlossen
werden kann. Unsere Unterlagen weisen Uber eine solche Tatigkeit nichts aus.

Eine Kopie dieses Schreibens erhalt das Bergamt Stdbayern.

Abwéaqung und Beschlussvorschlag zu 2.7:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, eine Beteiligung des Bergamts Sidbayern hat
stattgefunden. Die Anregung, ein amtliches Grubenbild beim Bergamt Stidbayern zu
beantragen, wird aufgenommen. Vgl. Stellungname 2.8.

2.8 Stellungnahme des Bergamts Stidbayern vom 14.06.2022

Bezugnehmend auf Ihre E-Mail vom 20.04.2022 teilen wir lhnen mit, dass aus Sicht des
Bergamtes Sudbayern Einwendungen gegen die im Betreff genannten Planungen der Stadt
Penzberg bestehen. Im Geltungsbereich auf dem Grundstiick F1.-Nr. 1226, Gemarkung
Penzberg befindet sich Altbergbau.

Aus unseren Unterlagen geht hervor, dass im sidlichen Bereich des Grundsttick FI.-Nr. 1226
Kohle abgebaut wurde. Es handelt sich um oberflachennahen (< 100 m) Uraltbergbau.

In jedem Fall empfehlen wir die Einsichtnahme ins Grundbuch und die Hinzunahme eines
Fachingenieurbiiros fiir Altbergbaufragen. Es wird empfohlen, vor Aufstellung der Anderung
eines Bebauungsplanes, die Bebaubarkeit des Grundstiicks durch einen Gutachter
(Fachingenieurburo fur Altbergbau) priifen bzw. die uneingeschrankten Bauflachen ausweisen
zu lassen. Die fUr eine Bewertung bendtigten Unterlagen kdnnen am Bergamt eingesehen
werden. Dartber hinaus verfiigt auch die E.ON SE in Essen uber Unterlagen zur Grube
Penzberg.

Fur weitere Fragen stehen wir Thnen gern zur Verfiigung.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.8:

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Im Zuge des ingenieurgeologischen Gutachtens
Boden-, Baugrund- und Altlastenuntersuchung zur Roche Diagnostics GmbH Werkserweiterung
Nord von April / Mai 2021 hat die GHB Consult GmbH bereits im Februar 2021 eine Auskunft
des Bergamts Sudbayern erhalten, wonach Tageschachte im Bereich der Erweiterung nicht
bekannt sind, Bergbau in einer Tiefe von >500m stattgefunden hat und an der Tagesoberflache
nicht zu erwarten sind. Zusatzlich wird die Anregung von E.ON SE, ein amtliches Grubenbild zu
beantragen, aufgenommen.

Vgl. Stellungnahme 2.7

2.9 Stellungnahme des Bay. Landesamtes fir Denkmalpflege vom 11.05.2022

Wir bedanken uns fur die Beteiligung an der oben genannten Planung und bitten Sie, bei
kunftigen Schriftwechseln in dieser Sache, neben dem Betreff auch unser Sachgebiet (B Q) und
unser Aktenzeichen anzugeben. Zur vorgelegten Planung nimmt das Bayerische Landesamt fur
Denkmalpflege, als Trager 6ffentlicher Belange, wie folgt Stellung:
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Bodendenkmalpflegerische Belange:

Wir weisen darauf hin, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmaler der Meldepflicht an
das Bayerische Landesamt fir Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehérde geman
Art. 8 Abs. 1-2 BayDSchG unterliegen.

Art. 8 Abs. 1 BayDSchG:

Wer Bodendenkmaler auffindet ist verpflichtet, dies unverztiglich der Unteren
Denkmalschutzbehérde oder dem Landesamt fir Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige
verpflichtet sind auch der Eigentimer und der Besitzer des Grundstiicks sowie der
Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund gefiihrt haben. Die Anzeige eines
der Verpflichteten befreit die Ubrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund
gefuhrt haben, aufgrund eines Arbeitsverhaltnisses teil, so wird er durch Anzeige an den
Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.

Art. 8 Abs. 2 BayDSchG:

Die aufgefundenen Gegenstande und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach
der Anzeige unverandert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehdrde die
Gegenstande vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

Die Untere Denkmalschutzbehdrde erhélt dieses Schreiben per E-Mail mit der Bitte um
Kenntnisnahme. Fur allgemeine Rickfragen zur Beteiligung des BLfD im Rahmen der
Bauleitplanung stehen wir selbstversténdlich gerne zur Verfiigung.

Fragen, die konkrete Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege oder Bodendenkmalpflege
betreffen, richten Sie ggf. direkt an den fur Sie zustandigen Gebietsreferenten der Praktischen
Denkmalpflege (www.blfd.bayern.de).

Abwéaqung und Beschlussvorschlag zu 2.9:

Der Hinweis wird wie folgt unter Bodendenkmaler in den Bebauungsplan aufgenommen:
»Eventuell zu Tage tretende Bodendenkmaler unterliegen der Meldepflicht an das
Bayerische Landesamt fir Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehdrde
geman Art. 8 Abs. 1-2 BayDSchG.

Art. 8 Abs. 1 BayDSchG:

Wer Bodendenkmaler auffindet ist verpflichtet, dies unverziglich der Unteren
Denkmalschutzbehdrde oder dem Landesamt fiir Denkmalpflege anzuzeigen. Zur
Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentimer und der Besitzer des Grundstlicks sowie
der

Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund gefiihrt haben. Die Anzeige
eines der Verpflichteten befreit die Gibrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu
dem Fund gefiihrt haben, aufgrund eines Arbeitsverhaltnisses teil, so wird er durch
Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.

Art. 8 Abs. 2 BayDSchG:

Die aufgefundenen Gegenstande und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche
nach der Anzeige unverandert zu belassen, wenn nicht die Untere
Denkmalschutzbehdrde die Gegenstande vorher freigibt oder die Fortsetzung der
Arbeiten gestattet.

Die Untere Denkmalschutzbehdrde erhalt dieses Schreiben per E-Mail mit der Bitte um
Kenntnisnahme. Fur allgemeine Riuckfragen zur Beteiligung des BLfD im Rahmen der
Bauleitplanung stehen wir selbstverstandlich gerne zur Verfligung.

Fragen, die konkrete Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege oder
Bodendenkmalpflege betreffen, richten Sie ggf. direkt an den fiir Sie zustandigen
Gebietsreferenten der Praktischen Denkmalpflege (www.blfd.bayern.de)®.

2.10 Stellungnahme des Amtes fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten vom
09.06.2022

Aus dem Bereich Landwirtschaft:
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Durch die Planungen sind landwirtschaftliche Belange nicht betroffen. Insofern bestehen
unsererseits keine Einwande bzw. Hinweise.

Aus dem Bereich Forsten:

2.10.1

Sachverhalt

Von der Planung ist Wald unmittelbar betroffen.

Die Flache im ndrdlichen Anschluss an das bestehende Werksgelande der Fa. Roche ist mit
Wald im Sinne des Art. 2 Bayerisches Waldgesetz (BayWaldG) bewachsen. Mit der
vorliegenden Planung ist eine Rodung von 13 ha Wald verbunden.

Die zur Rodung vorgesehenen Waldflache hat gemaf? dem Waldfunktionsplan WFP (Art. 6
BayWaldG) Uuberwiegend besondere Bedeutung fiir den lokalen Klima-, Immissions- und
Larmschutz.

Das Landesentwicklungsprogramm, die Regionalplanung und die Waldfunktionsplanung
beinhalten Festlegungen fir die Waldflachen in der Planungsregion:
Landesentwicklungsprogramm (LEP 2020):

1.3.2 Anpassung an den Klimawandel

- Die raumlichen Auswirkungen von klimabedingten Naturgefahren sollen bei allen
raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen bertcksichtigt werden.

- In allen Teilrdumen, insbesondere in verdichteten Raumen, sollen klimarelevante Freiflachen
von Bebauung freigehalten werden.

Zu 1.3.2: Um ein gesundes Klima im Siedlungsbereich zu erhalten, die Aufheizung der Luft zu
vermindern, einem gesundheitsgefahrdenden Hitzestress vorzubeugen und
Luftverunreinigungen abzubauen, muss ein moglichst ungehinderter Luftaustausch mit der
freien Landschaft gewahrleistet werden. Auch Waldgebiete haben eine grof3e Bedeutung fur
den Klimaschutz und die Anpassung an den Klimawandel (vgl. 5.4.2), bedurfen jedoch in
manchen Regionen ihrerseits der Anpassung (MaRnahmen entsprechend dem Klimaprogramm
2020 z. B. Waldumbau, ...). Aufgrund der vergleichsweise htheren Raumnutzungsanspriiche
sollen insbesondere in Verdichtungsraumen und landlichen Raumen mit Verdichtungsansatzen
(vgl. 2.2) klimarelevante Freiflachen (Kaltluftentstehungsgebiete und Frischluftschneisen) von
weiterer Bebauung freigehalten werden.

5.4.1 Erhalt land- und forstwirtschatftlicher Nutzflachen

(G) Die raumlichen Voraussetzungen fir eine vielfaltig strukturierte, multifunktionale und
bauerlich ausgerichtete Landwirtschaft und eine nachhaltige Forstwirtschaft in ihrer Bedeutung
fur die verbrauchernahe Versorgung der Bevdlkerung mit nachhaltig erzeugten Lebensmitteln,
erneuerbaren Energien und nachwachsenden Rohstoffen sowie fiir den Erhalt der natlrlichen
Ressourcen und einer attraktiven Kulturlandschaft und regionale Wirtschaftskreislaufe sollen
erhalten, unterstitzt und weiterentwickelt werden.

(G) Land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete sollen erhalten werden. Insbesondere
hochwertige Boden sollen nur in dem unbedingt notwendigen Umfang fiir andere Nutzungen in
Anspruch genommen werden.

5.4.2 Wald und Waldfunktionen

(G) Grolze zusammenhangende Waldgebiete, Bannwalder und landeskulturell oder dkologisch
besonders bedeutsame Walder sollen vor Zerschneidungen und Flachenverlusten bewahrt
werden. (G) Die Waldfunktionen sollen gesichert und verbessert werden.

Regionalplan Oberland
3.1.1 (Z) Die Walder im Alpenraum und im Alpenvorland sollen in ihrem Flachenbestand
erhalten und so bewirtschaftet werden, dass sie ihre Funktionen langfristig erfullen kénnen.
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3.2 (Z2) Waldbau im Alpenvorland Im Alpenvorland, vornehmlich auf labilen Standorten, soll auf
die Erhaltung bzw. Wiederbegriindung stabiler naturnaher Waldbesténde hingewirkt werden.

Waldfunktionen WFP (Stand 2016)

Wald mit besonderer Bedeutung fur den Klimaschutz (3.3.4 WFP) Waélder beeinflussen das
Klima in einer fir den Menschen positiven Weise. Wald mit besonderer Bedeutung fur den
regionalen Klimaschutz verbessert in Siedlungsbereichen und Freiflachen das Klima durch
groRraumigen Luftaustausch. Wald mit besonderer Bedeutung fir den lokalen Klimaschutz
schlitzt besiedelte Bereiche ... vor Kaltluftschdden, Temperatur und Feuchtigkeitsextremen und
nachteiligen Windeinwirkungen.

Wald mit besonderer Bedeutung fur den lokalen Immissionsschutz (3.3.5 WFP) Wald, der dem
lokalen Immissionsschutz dient, mindert schadliche Einwirkungen und Belastungen durch Gase,
Stdube oder Aerosole und verbessert dadurch die Luftqualitat fur die zu schitzenden Bereiche
wie Siedlungen, Erholungsgebiete sowie land- und forstwirtschaftliche Nutzflachen. Er liegt
zwischen Emittenten und schutzbedurftigen Objekten.

Wald mit besonderer Bedeutung fur den Larmschutz (3.3.6 WFP) Wald, der dem Larmschutz
dient, schitzt konkrete Objekte wie Wohn-, Arbeits- und Erholungsbereiche sowie
Krankenh&user vor Larmbelastigung. Er dampft den Larm durch Absenken oder Fernhalten des
Schalldruckpegels.
Ziele des Waldfunktionsplans
o Die Walder der Region Oberland haben wichtige Schutz- und Erholungsfunktionen
und leisten einen wichtigen Beitrag zur Rohstoffversorgung sowie zum Erhalt der
biologischen Vielfalt. Daher sollen die Walder in ihrer Flachensubstanz erhalten
und nicht zerschnitten werden. Ihre Funktionen einschlief3lich der Nutzfunktion
sollen weiterentwickelt werden.

Die Region Oberland ist eine Wachstumsregion. Die Bevdlkerung nimmt zu. Viele Gemeinden
und Stadte grenzen an Wald. Dadurch entsteht ein gewisser Druck, Wohn- oder
Gewerbegebiete auch zu Lasten des Waldes auszudehnen. Im Zeitraum von 2010 bis 2020
wurden in der Region Oberland 102 Hektar Wald neu begriindet. Dem standen
Waldflachenverluste von 261 Hektar gegeniiber.

GrolRRe und geschlossene Walder haben gegeniiber besiedelten und landwirtschaftlich
genutzten Gebieten wichtige 6kologische und soziale Ausgleichsfunktionen. Sie sind
Lebensraume fur Pflanzen und Tiere. Sie ermdoglichen die Erholung in naturnaher Umgebung.
Dabei ist die Tiefe des Waldes von Bedeutung. Walder sollen nicht zerschnitten werden, weil so
wegen der Randwirkungen die Qualitat von Lebensraumen starker beeintrachtig wird, als es
dem reinen Flachenverlust entspricht.

o Die Walder mit Klimaschutzfunktionen sollen erhalten und sachgemaf
bewirtschaftet werden.

Das Waldklima zeichnet sich durch ausgeglichene Tages- und Jahresgange der Temperaturen
und Feuchte aus. Dadurch werden Temperaturextreme in der Umgebung von Waldern
ausgeglichen. Dies wirkt sich bei Siedlungen und Gewerbegebieten mit hohen Anteilen
versiegelter Flachen, die im Hochsommer zur Uberhitzung neigen, positiv auf die Lebensqualitat
aus. Es wird als wohltuend empfunden, dass aus den Waldern ktihle und reine Luft in die
Siedlungsgebiete hineinstromt. In kalten Winternachten kiihlen Walder weniger ab als das
Offenland, so dass auch Temperaturminima durch Walder gedampft werden.
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o Wald mit besonderen Aufgaben fiir den lokalen Immissionsschutz soll erhalten
und so gepflegt werden, dass er seine Aufgabe bestmdglich erfillen kann.

Baumkronen und dabei im besonderen Mal3e die immergriinen Kronen von Nadelbdaumen filtern
gas- und staubférmige und im Niederschlagswasser geloste Stoffe aus der Atmosphére. So
reinigt der Wald die Luft und vermindert den Eintrag von schédlichen oder belastenden Gasen,
Stauben oder Aerosolen in nhachgelagerte zu schiitzende Bereiche.

MalRnahmen
e Schaffung und Erhalt stufig aufgebauter Dauerbestockungen.
e Gestaltung von stufigen Waldrandern.
e Erhalt oder Schaffung eines ausreichenden Anteils an immergriinen,
standortgemaf3en Nadelholzern (Filterwirkung im Winter).
e Einbringung von immissionstoleranten Baumarten.
e Schaffung und Erhalt von Waldern mit grof3er Ausdehnung (Tiefe).

o Wald mit besonderen Aufgaben fiir den LArmschutz soll erhalten und so gepflegt
werden, dass er seine Aufgabe bestmdglich erfillen kann.

Malnahmen
e Schaffung und Erhalt stufig aufgebauter Dauerbestockungen.
e Gestaltung von stufigen Waldrandern.
e Erhalt oder Schaffung eines ausreichenden Anteils an immergriinen, standortgemalfen
Nadelbdumen.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.10.1:

Die Planungsvorgaben aus dem Landesentwicklungsprogramm, dem Regionalplan und der
Waldfunktionsplanung (Karte und Textteil, Stand 2016) sind in der Begriindung zum
Bebauungsplan dargelegt.

Der Waldfunktionskarte zufolge (Ausschnitt s. Abb. 10 der Begrindung) liegt die Bedeutung des
betroffenen Waldes im lokalen Immissionsschutz. Es grenzen Walder mit Bedeutung fir den
lokalen Klimaschutz, als Lebensraum und fir die Erholung an, die nicht von der Planung
betroffen sind.

2.10.2.
Fachliche und rechtliche Wirdigung:

Die dauerhafte Umwandlung von Wald zu Gunsten einer anderen Bodennutzungsart erfillt den
Tatbestand der Rodung (Art. 9 Abs. 2 BayWaldG). Diese bedarf der Erlaubnis, die jedoch durch
den Bebauungsplan ersetzt wird (Art. 9 Abs. 8 BayWaldG). Die Vorgaben des BayWaldG,
insbesondere der Abs. 4 bis 7 des Art. 9 BayWaldG, sind dabei sinngemal} zu beachten.

Mit der Rodung gehen die Funktionen der Waldflachen auf 13 ha verloren. Weitere 3,7 ha
sollen im unmittelbaren raumlichen Zusammenhang gerodet werden (5. Anderung des
Bebauungsplans ,Industriepark Nonnenwald®). Das entspricht rund 70 % des durchschnittlichen
jahrlichen Waldflachenverlustes in den vergangenen 21 Jahren in der gesamten Region
Oberland.

Die bereits bestehenden Gewerbeflachen wirken bereits jetzt als Warmluftbildner, der Wald
dient hier als ausgleichender Puffer mit einer hohen Bedeutung fir den Warmeausgleich. Durch
die geplante zuséatzliche Versiegelung und den Verlust von Waldflache wird sich diese Situation
verscharfen. Zwar ist eine besondere Bedeutung des Waldes im Plangebiet fur die Frisch- oder
Kaltluftversorgung von Wohnbauflachen in Penzberg oder fur einen klimatischen Ausgleich im
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Stadtgebiet aufgrund von Lage und Topografie in Verbindung mit den Hauptwindrichtungen
nach Erkenntnis der Gutachter nicht zu erkennen. Fir den Werksstandort selbst darf diese
Leistung des Waldes jedoch nicht auf3er Beachtung bleiben.

Die Rodung soll nach Art. 9 Abs. 5 Nr. 1 BayWaldG versagt werden, wenn sie der
Waldfunktionsplanung widersprechen oder deren Ziele gefahrden wirde.

Gemal Art. 7 Satz 1i.V.m. Art. 5 BayWaldG haben die staatlichen Behérden und kommunalen
Gebietskdrperschaften bei allen Planungen, Vorhaben und Entscheidungen, die Wald betreffen,
denin Art. 1 BayWaldG genannten Gesetzeszweck, insbesondere die Funktionen des Waldes
und seine Bedeutung fir die biologische Vielfalt zu berlcksichtigen.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.10.2:
Die fachliche und rechtliche Wirdigung wird zur Kenntnis genommen.

2.10.3.

Forstfachliche Abwéagung und Bewertung

Die Planung zielt darauf ab, den Biotechnologie-Standort Penzberg zu sichern und hierfiir
entsprechende planungsrechtliche Voraussetzungen zu schaffen. Das Angebot an
Arbeitsplatzen eines der gréfdten Arbeitgebers in der Region soll gesichert und erweitert
werden. Die Planung steht damit unter dem Gesichtspunkt der Starkung des
Wirtschaftsstandorts Penzberg. Erhalt und Verbesserung der Erwerbsstruktur fir die gesamte
Region sowie Synergie-Effekte fur weitere Branchen werden angestrebt. Die kurz und
mittelfristig anstehenden erheblichen Investitionen fir die Roche Diagnostics GmbH erfordern
als stabile Basis einerseits Flexibilitdt andererseits aber auch Planungssicherheit fur die
beschriebenen Anlagen.

Der Eingriff in die Waldflachen nordlich des bestehenden Betriebsgelédndes wird angesichts der
hohen Bedeutung des Biotechnologiestandortes Nonnenwald daher als unvermeidbar
angesehen.

Ziel ist es, den planungsbedingten Eingriff in die Funktionen des Waldes durch die im
Bebauungsplan festgesetzten bzw. durch die au3erhalb des Geltungsbereichs vorgesehenen
Mafinahmen zu kompensieren. Ergénzend sollen die mit dem Waldflachenverlust verbundenen
Verluste der Immissionsschutzwirkung durch einen dkologischen Waldumbau als integrierte
Ausgleichsmaflinahme im Geltungsbereich abgemildert werden.

Nach Abwagung aller vorgetragenen Belange kommt das AELF zu folgender Einschatzung:

Fir den Verlust von 13 ha Waldflachen und den damit verbundenen Funktionen ist aus
forstfachlicher Sicht ein waldrechtlicher Ausgleich erforderlich.

AulRerhalb des Geltungsbereichs sind in einem Umkreis von bis zu maximal 12 km in den
Landkreisen Weilheim-Schongau und Bad Tdlz-Wolfratshausen MaRhahmen vorgesehen zum
Ausgleich Naturschutz und gleichzeitig zum waldrechtlichen Ausgleich auf mehreren
Grundstucken, die dem Bebauungsplan nach § 9 (1a) BauGB zugeordnet werden. Geplant ist
im Umfang von 6,5 ha Walder tber Erstaufforstungen zu begrinden, die den potenziell
naturlichen Waldgesellschaften weitgehend entsprechen. Es sollen naturschutzfachlich
hochwertige Waldbiotoptypen geschaffen, zusatzlich Waldrander durch die Entwicklung
gestufter Waldmantel- und Saume aufgewertet bzw. hochwertig gestaltet werden.

Daruber hinaus sind 6,5 ha 6kologischer Waldumbau innerhalb des Geltungsbereichs
vorgesehen.
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Dieser Planung wird aus forstfachlicher Sicht zugestimmt mit folgenden MaRRgaben:

o Die Ersatzaufforstungen (waldrechtlicher Ausgleich) sind soweit als mdglich in nachster
Umgebung zum Eingriff vorzunehmen, um den Funktionenausgleich lokal bestméglich
zu gewahrleisten.

e Dabei soll auch die Anlage von Waldréandern, Waldméantel (dem Wald gleichgestellte
Flachen) mit einbezogen werden (hohe Wirkung fur Immissionsschutz, Larmschutz).

o Der Umfang der Ersatzaufforstungen (6,5 ha) ist verbindlich festzulegen. Die
zugeordneten Ersatzaufforstungen sind konkret flurnummernweise zu benennen
(eindeutige Zuordnung zum Bebauungsplan). Die konkrete Planung der waldrechtlichen
ErsatzmafRnahmen ist mit dem zustandigen AELF abzustimmen.

¢ Die dauerhafte dingliche Sicherung der waldrechtlichen Ausgleichsflachen im
Grundbuch muss gewahrleistet werden. Eine vertragliche Sicherung (auf Zeit) ist nicht
ausreichend.

Es wird nicht verkannt, dass die Verfligbarkeit von Flachen zur Erstaufforstung im unmittelbaren
Umfeld des Werksstandortes &uf3erst beschrankt ist. Daher kann grundséatzlich auch einer
Ersatzaufforstung im weiteren Umfeld zugestimmt werden.

Abwéaqung und Beschlussvorschlag zu 2.10.3:
Zu den oben genannten Maf3gaben:

e Es wird angestrebt, einen moglichst hohen Anteil der erforderlichen Ersatzaufforstungen
in der Nahe des Geltungsbereichs vorzunehmen.

e Es wurden verschiedene Mdglichkeiten fir einen ortsnahen waldrechtlichen Ausgleich
auf ihre Realisierungsmoglichkeit gepriift. Derzeit wird die Neuanlage von
strukturreichen Waldrandern auf einzelnen Flachen in der Nahe des Geltungsbereiches
weiterverfolgt und mit Flachenbewirtschaftern abgestimmt, um einen teilweisen
ortsnahen Funktionsausgleich erreichen zu kénnen.

e Der Umfang der Ersatzaufforstungen in der Gréf3e von 6,5 ha und die zugeordneten
Flachen einschlieBlich der Angabe der Flurstlicke werden spatestens in der Endfassung
des Bebauungsplans festgesetzt.

e Die MalBnahmen des Waldersatzes werden im kommenden Verfahrensschritt konkret
dargestellt und wurden im zuriickliegenden Verfahren bereits im Vorfeld mit dem AELF
abgestimmt. Die Sicherung erfolgt einerseits durch die Aufnahme der Flachen in den
Umgriff des Bebauungsplans, andererseits durch vertragliche Vereinbarungen flankiert
mit dinglichen Sicherungen zugunsten der Stadt Penzberg sowie dem Freistaat Bayern.
Inhalt der Sicherung ist die Erhaltung der Aufforstung, deren Pflege und Unterhalt. Das
wird zudem in einem stadtebaulichen Vertrag mit der Stadt Penzberg gesichert und vor
Satzungsbeschluss im Grundbuch eingetragen.

2.104
Erganzende Bemerkung:

In Ziffer 4.1 (S.22/23) des Umweltberichtes wird ausgefuhrt:

e Aufwertung von rund 6,7 ha Waldflache durch 6kologischen Waldumbau. Durch die
Entwicklung standortgerechter und den potenziell naturlichen Waldgesellschaften
weitestmdglich entsprechenden Waldtypen geht der Umbau tber die forstbetrieblichen
Ziele der Forsteinrichtungsplanung hinaus. Durch den Waldumbau wird eine Aufwertung
um rund 336.000 Wertpunkte erreicht.

e In einer GroRRe von 6,5 ha dient dieser Waldumbau auch dem waldrechtlichen Ausgleich
fur die Rodung von Wald mit besonderen Funktionen.
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Bewertung:

Mit dem 6kologischen Waldumbau besteht aus forstfachlicher Sicht grundsatzlich
Einverstandnis. Die ndrdlich des Werksgelandes befindlichen Waldbestande weisen
Aufwertungspotenzial auf. Die geplanten Mal3nahmen sollen in einer Ausfiihrungsplanung
konkretisiert werden. Eine forstfachliche Beurteilung in Bezug auf die tber die
Forsteinrichtungsplanung hinausgehenden, anrechenbaren MaRnahmen kann erst nach
Vorliegen der konkreten Ausfuihrungsplanung und der bestandsweisen Planung des
Forstbetriebs erfolgen. Der dkologische Waldumbau als naturschutzrechtlicher Ausgleich
erganzt den waldrechtlichen Ausgleich, kann auf diesen jedoch flachenmafiig nicht angerechnet
werden.

Abwéaqung und Beschlussvorschlag zu 2.10.4:

Zur Konkretisierung der geplanten MaBhahmen in einer Ausfilhrungsplanung: Die Ziel-
Biotoptypen fur den Waldumbau im Geltungsbereich, die tber die Ziele der
Forsteinrichtungsplanung hinausgehen, wurden mit den Bayerischen Staatsforsten abgestimmt.
Erganzend dazu werden die BaySF einen Vorschlag erarbeiten, um die Malnahmen zu
konkretisieren und diesen mit dem AELF abstimmen. Die Grundlagen fir die forstfachliche
Beurteilung dieser Ma3nahmen werden zwischen den Bayerischen Staatsforsten und dem
AELF ausgetauscht und ein Abstimmungsprozess angestof3en. Die Abstimmung zum
naturschutzrechtlichen Ausgleich (Biotopwertpunkte) durch den 6kologischen Waldumbau mit
der Unteren Naturschutzbehdrde erfolgte bereits. Die Abstimmung zwischen Unterer
Naturschutzbehérde und dem AELF wird angestol3en.

2.11 Stellungnahme Landratsamtes Weilheim-Schongau Brandschutzdienststelle vom
11.05.2022

Die Belange der Feuerwehr werden in der bestehenden Planungsphase noch nicht beriihrt.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.11:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen

2.12 Stellungnahme des Bund Naturschutz in Bayern e. V. vom 22.05.2022

Der Bund Naturschutz — Ortsgruppe Penzberg nimmt zum oben genannten Vorhaben
folgendermal3en Stellung:

Bewertung des Eingriffs:

Aus naturschutz- und umweltfachlicher Sicht ist die geplante Erweiterung des Werksgelandes
in der beantragten Dimension deutlich kritisch zu beurteilen. Im Norden der Stadt Penzberg ist
eine strukturreiche, vielfaltige Naturlandschaft mit gesetzlich geschitzten Biotopen und
gesetzlich geschitzten Arten betroffen. Folge der geplanten Bebauung ist ein vollstandiger
Funktionsverlust der bisherigen Lebensraumfunktionen.

Die Planung einer Flachenversiegelung von rund 14 ha als mittel- bis langfristige Option
erscheint nicht mehr zeitgeman. GemanR Eingriffsregelung hat die Vermeidung des Eingriffs
oberste Prioritat. Erweiterungen sollten jeweils nur bei konkretem Bedarf erfolgen und wenn alle
anderen Moglichkeiten ausgeschopft wurden. Dem sollte die Anderung des FNP und der BP
Rechnung tragen.

Im Einzelnen:
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2.12.1
Zur stadtebaulichen Begrindung der Anderung des Flachennutzungsplans:

Die Firma Roche Diagnostics GmbH hat eine Erweiterung des bestehenden Werksgelandes im
Nonnenwald um 14,7 ha beantragt. Das Werksgelande wirde so von 46 Hektar auf 60 Hektar
vor allem in Waldflachen hineinwachsen, die der Erweiterung zum Opfer fallen wirden. Bei
einer Grundflachenzahl von max. 0.8 ist eine Versiegelung fast der gesamten Flache geplant.

Als Begrundung fiir den Antrag wird das unternehmerische Ziel genannt, neue Produkte und
Projekte zu entwickeln, um im internationalen Wettbewerb inner- und aul3erhalb des Konzerns
konkurrenzfahig zu sein. Dazu brauche es mittel- und langfristige Mdglichkeiten der Erweiterung
des Werksgeléndes. Diese Ziele sind aus unternehmerischer Sicht nachvollziehbar.

Fur die Stadt Penzberg und ihre Burger sind - neben der Sicherung der bestehenden
Arbeitsplatze bei Roche - jedoch weitere Anliegen, Aspekte des Gemeinwohls und
Auswirkungen auf die Burger bedeutend wie der Erhalt und Ausbau von stadtnahen
Erholungsflachen, die Bewahrung und Starkung der Biodiversitat, klimatische und
gesundheitliche Auswirkungen wie Larm, Licht, Staub, Geruchsbelastungen, Verkehr und nicht
zuletzt — auch wenn dies nicht Gegenstand des Verfahrens ist - die Folgen fir den Miet- und
Immobilienmarkt sowie die Infrastruktur (Kitas, Schulen) bei einem Zuzug von bis zu weiteren
2000 Roche-Mitarbeitern.

Das Unternehmen Roche betont ambitionierte Nachhaltigkeitsziele hinsichtlich
Energieeinsparung und -effizienz oder hinsichtlich der Reduktion des Verkehrs. Zur
Nachhaltigkeit gehort jedoch auch die Schonung von Naturflachen in einer Zeit der
Klimaerhitzung und des dramatischen Verlustes der Artenvielfalt, nicht nur der seltenen und
besonders geschiitzten Arten, sondern auch der friiher hdufigen, im Verfahren als ,kommune*
Arten bezeichnet, und der Anzahl ihrer Individuen. Eine Berilicksichtigung dieser berechtigten
Anliegen der Bevdlkerung (Klagen tber den Riickgang der Vogel, tGber den Verlust eines Teils
des stadtnahen Waldes etc.) sollte ebenfalls im Interesse des Roche-Konzerns sein, dies wirde
die Einbindung des Unternehmens in die Biirgerschaft in Penzberg erhéhen und Sympathien
beférdern.

Somit ist es auch im Interesse von Roche selbst, einen Kompromiss beim geplanten
Flachenverbrauch zu finden,

1. indem das Flachenpotenzial auf dem bisherigen Betriebsgelande erneut ohne Tabus geprift
und optimal genutzt wird (durch Umstrukturierung, Verdichtung, Riickbau, Umbau, Aufstockung
etc.). Dazu gib es bereits Hinweise im betrieblichen Entwicklungskonzept (S.3 u. 4).

2. indem gleichzeitiq bei dieser fiir die nachsten 10-20 Jahre ausgelegten Erweiterungsplanung_
der Bebauungsplan schrittweise entwickelt und umgesetzt wird: in einen Teil der vordringlich zu
realisierenden Vorhaben und einen Teil fir Flachen, deren Inanspruchnahme derzeit noch nicht
absehbar ist, so dass die Natur vorerst ,geschont® werden kann.

Sollten Flachen auf Dauer nicht benétigt werden, missen diese dauerhaft unversiegelt und
Okologisch intakt, d. h. im Vergleich zum jetzigen Zustand nicht degradiert, erhalten bleiben.

3. indem eine deutlich reduzierte Nordvariante entwickelt wird (siehe Punkt 1. und 2. oben)_oder
andere Varianten nicht kategorisch ausgeschlossen werden - wie eine reduzierte Westvariante
unter Einbeziehung der nérdlichen, noch nicht verauRerten Industrieflache der Stadt und mit
groRraumiger Aussparung der Brinnlesbach-Aue und seiner naturnahen Walder
(Naturwaldflachen gem. Art. 12a Abs. 2 BayWaldG) einschl. Nasswiese und bodensaurem
Magerrasen.

Hier wére ein direkter raumlicher Zusammenhang mit den bestehenden Produktionsgebauden
der Diagnostics-Produktion im Nordwesten des Werksgeléndes gegeben. Die 06ff. Robert-Koch-
Stral3e kdnnte davor enden und der Zugang fiir Radfahrer und Spazierganger in den nordlichen
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Nonnenwald in nord-westlicher Richtung um das neue Betriebsgeldnde von Roche
herumfiihren.

Bei dieser Variante wirden laut jetziger Gréf3enordnung statt ca. 12 ha Wald (mit mehreren
Waldfunktionen: besondere Bedeutung fir lokalen Klima- und Immissionsschutz, Lebensraum
und Erholung) ca. 9 ha gerodet werden, da Teilbereiche bereits gerodet sind.

Laut Kartierung von Biro H2 (2021) sind bei der Westvariante voraussichtlich rund 0,38 ha
Biotope von Uberbauung betroffen, bei der Nordvariante voraussichtlich rund 0,44 ha
geschitzte Biotope.

Bei beiden Varianten sind Vorkommen der gemeinschaftsrechtlich geschitzten Tierarten
Laubfrosch, Gelbbauchunke und Zauneidechse betroffen. Mengenmaflig sind die
Habitatverluste bei der Nordvariante groR3er.

Fazit:

Bei der Einschéatzung der geplanten Nordvariante durch die Stadt als ,vorzugswiirdig” folgt
diese vor allem den “zwingenden®(?) betrieblichen Belangen des Unternehmens (Begriindung
der Anderung des FNP, S. 50). Daruiber kann die vermeintlich neutrale Vergabe von +, 0 und —
Punkten in der Tabelle (S. 50) nicht hinwegtduschen. Eine ,gerechte”(?) Abwégung aller
privaten und o6ffentlichen Belange mlisste zunéchst kldren, was ,gerecht” in diesem
Zusammenhang bedeutet und ob die vorliegende Beurteilung nicht interessengeleitet und somit
nur scheinbar ,gerecht” ist.

Wenn bei der Betrachtung und Abwagung aller unterschiedlichen Belange diejenigen der
Flachenschonung, des groRtmoglichen Erhalts des schiitzenswerten Nonnenwaldes und der
Lebensraumfunktionen fiir geschitzte Tier- und Pflanzenarten einen héheren Stellenwert
zugesprochen bekommen, als ihnen die Stadt bisher gegentiber den unternehmerischen
Interessen der Firma Roche zugesteht, ergeben sich neue Moglichkeiten der
Kompromissfindung mit dem Unternehmen.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.12.1:

Erlauterung "kommune Arten": In der saP in Kap. 5.3, "kommune Arten", sind solche Arten
zusammengefasst, die nach der aktuellen (Roten) Liste der Brutvdgel Bayerns "haufig" und
"sehr haufig" sind und die auch langfristig keinen negativen Bestandstrend aufweisen. Die Arten
befinden sich nach BayLfU in Bayern durchweg in einem guten Erhaltungszustand.

Fur diese Arten ist davon auszugehen, dass die von der Umwidmung der Flache betroffenen
Individuen, soweit sie tiberhaupt noch aus ihren Uberwinterungsgebieten bzw. zu ihren
Brutstatten zurlickkehren (Kurzlebigkeit, hohe Reproduktionsraten bei hoher Mortalitat), in den
ausgedehnten Waldern und Forsten, die unmittelbar im Westen und Nordwesten bzw. Osten
angrenzen, neue Brutmoglichkeiten finden (vgl. saP, S. 35). Unabh&ngig davon ist festzustellen,
dass die MalRBnahmen, die im Rahmen des Waldersatzes und der Eingriffs-Ausgleichs-Regelung
ergriffen werden, fir die 0. g. haufigen Arten eine entsprechende Kompensation erbringen. Dies
gilt insbesondere fiir die beiden einzigen betroffenen "kommunen Arten" mit begrenzt negativen
Kurztrends, Fitis und Grunling.

Bei den subsumierten Arten handelt es sich Giberwiegend um Kleinvogel der Nadelwélder und
"Allerweltsvogel” (v. a. Buchfink, Ménchsgrasmiuicke, Zilpzalp, Kohlmeise). Die
Brutvogelgemeinschatft des relevanten Umgriffs dirfte bei der angesprochenen Gruppe und
auch insgesamt in den letzten Jahren 10 bis 15 Jahren praktisch stabil gewesen sein (eig.
Beob.). Tatsachlich war vermutlich auch "friher" das heutige Arteninventar relativ ahnlich,
insbesondere da Hochmoore wie die Ringseefilzen nattrlicherweise arm an Brutvdgeln sind (i.
W. Baumpieper).

Zu 1.

Flachenoptimierung im Bestand:

Die Fa. Roche hat bereits in der Vergangenheit die Nutzung der vorhandenen Flachen intensiv
ausgeschopft. Die Luftbildaufnahme des Firmengelandes belegt dies anschaulich. Grenzen sind
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einer Nutzung bereits heute in der Flachenausdehnung gesetzt, da die Flachen weitestgehend
bebaut bzw. fiir eine Bebauung konkret zugeordnet sind. Verbleibende Freiflachen au3erhalb der
Gebaude dienen uberwiegend als betriebsnotwendige Verkehrs- und Infrastrukturflachen. Somit
ware eine Nachverdichtung nur durch Aufstockungen oder dem Abriss vorhandener Anlagen und
Geb&ude mdoglich. Diese stof3t in den allermeisten Fallen an die bauliche und infrastrukturelle
Machbarkeit. Die vorhandenen Gebaude weisen Uberwiegend keine Voraussetzungen fur eine
solche Aufstockung auf, zudem st6R3t dies an betriebliche Bedurfnisse von Verfahrensablaufen und
diesen unterzuordnenden Positionierungen von Betriebsanlagen- /teilen. Mit anderen Worten: eine
Nachverdichtung im Bestand kann nur in sehr eingeschranktem Mal3 den Bedarf des Standortes
decken und ist nicht geeignet, um die kiinftige Entwicklung des Werkes Penzberg sicherzustellen.

Zum Flachenbedarf der Erweiterung wird auf die Ausfihrungen dazu in der Begriindung verwiesen.
Auch hier zeigt sich, dass die Zielsetzung darin liegt, neu zu schaffende Bauflachen mdoglichst dicht
zu bebauen, um mit Grund und Boden schonend und platzsparend umzugehen. Die damit
verbundenen Mehrkosten im Vergleich zu einem flachenverbrauchenden ,klassischen* Gewerbebau
sind aus unternehmerischer Sicht negativ, entsprechen jedoch den eigenen Zielvorgaben von Roche
und den Anforderungen an den vorliegenden Standort. Dem hat sich die Stadt gestellt und
deswegen auch die GRZ und Gebaudehohe so hoch angesetzt. Damit soll weiterer unnétiger
Flachenverbrauch deutlich eingespart bzw. vermieden werden.

Zu 2:

Schrittweise Entwicklung der Fléchen:

Die Flachen werden sicherlich nicht sofort mit Inkrafttreten des Bebauungsplans samtlich einer
baulichen Nutzung zugefiihrt. Die Entwicklung ist vielmehr auf einen Zeitraum von ca. 10-15
Jahren angelegt. Bis zu einer tatséchlichen Bebauung werden die nicht von einer aktuellen
Bebauung betroffenen Flachen soweit als moglich im bisherigen Zustand belassen.

Eine erweiterte ,grundstiicksscharfe* Untersuchung und Bewertung der Westvariante
insbesondere im Hinblick auf Flachenverfligbarkeit wurde in die Begriindung zur
Flachennutzungsplananderung unter Pkt. 5.7 Flachenverflgbarkeit — planungsrechtliche
Betrachtung von Flachenpotenzialen und Pkt. 5.11 Planvariante West entsprechend
aufgenommen.

Die Flachen westlich des Werksgelandes befinden sich bis auf die Flurnummer 1143/28
innerhalb des Geltungsbereichs des rechtswirksamen Bebauungsplans ,Industriepark
Nonnenwald® der Stadt Penzberg. Die Flurnummer 1143/28 (teilweise bestehender Forstweg)
bildet die sudliche Geltungsbereichsgrenze des Bebauungsplans ,Biotechnologiezentrum
Nonnenwald Nord“ und weist eine Flache von lediglich 659 m? auf.

Damit steht dieses Flurstiick als Bauflache nicht zur Verfugung.

Zwei Grundstlicke entlang der Robert-Koch-StralRe weisen eine Breite von lediglich 14 m auf
und sind im Bebauungsplan ,Industriepark Nonnenwald® als éffentliche Grinflache mit
Baumbepflanzung festgesetzt. Diese Grundstiicke stehen nicht als Bauflache zur Verfliigung.
Eine weitere westliche dient als Boschung.

Lediglich die drei Grundstiicke mit den Flurnummern 1143/14, 1143/17 und 1143/33 sind
gemal den Festsetzungen des Bebauungsplans ,Industriepark Nonnenwald“ der Stadt
Penzberg mit Festsetzung als Industriegebiet bebaubar. Die Grundstiicke weisen
Grundstucksflachen von ca. 10.000 m? bis 14.000 m? auf. Das festgesetzte Mal3 der baulichen
Nutzung betragt bei der Grundflachenzahl maximal 0,5, was nicht den Anforderungen des
Unternehmens an eine Werkserweiterung entspricht.

AuRRerdem werden diese Grundstiicke derzeit nach einem Auswahlvergabeverfahren durch den
Stadtrat zur Vermarktung mit anschlieRender Bebauung vorbereitet und stehen fir eine
Betriebserweiterung der Firma Roche damit nicht zur Verfiigung.

Die Stadt verfolgt dabei das Ziel auch anderen Unternehmen die Ansiedlung im
Gemeindegebiet zu ermdglichen um damit eine breitere Basis zur Schaffung von Arbeitsplatzen
unterschiedlicher Bereiche zu erdffnen (zum Bedarf vgl. nachstehend). Das beugt der
Entstehung von ,Monokulturen® und damit negativen Auswirkungen im Falle von negativen
Betriebsentwicklungen solcher Monopolbetriebe vor, von denen im ungtinstigsten Fall das
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gesamte Gemeindegebiet oder gar die Region betroffen sein konnten. Die Stadt will somit durch
die westlichen Flachen den Bedarf an entsprechenden Grundstiicken fir die Ansiedlung von
Gewerbebetrieben anderer Sparten erfillen, der auch nachhaltig besteht. Das belegen die
aktuellen Anfragen solcher Betriebe bei der Stadt Penzberg.

Hinzu kommt, dass die Flachen alleine nicht ausreichen wirden, um die
Erweiterungsbedirfnisse von Roche zu erfillen. Die Folge ware eine Aufteilung der
Erweiterungsflachen auf 2 Bereiche. Damit sind Stérungen der innerbetrieblichen Ablaufe
verbunden, wie sie fur diese Variantenbetrachtung bereits in der Begrindung zur
Flachennutzungsplanénderung (vgl. Pkt. 5) dargestellt wurden. Um dem zu begegnen, misste
die Erweiterung im Westen lber den Geltungsbereich des bereits bestehenden Baurechts
hinaus erweitert werden. Die dagegensprechenden Belange wurden ebenfalls bereits in der
Begrindung dargestellt. Die Stadt hatte sich unter Wirdigung der fir und gegen die jeweiligen
potentiellen Erweiterungsbereiche sprechenden Griinde bislang fir die Norderweiterung
entschieden und sieht derzeit diese Entscheidung nicht in Frage gestellt, bzw. halt unter
Verweis auf die vorbeschriebenen Argumente daran fest.

Vgl. im Ubrigen Stellungnahme 2.2.2

Zur Anderung des FNP: Umweltbericht zum Vorentwurf

2.12.2

Prognose bei Nichtdurchfihrung der Planung

Hier heil3t es, dass eine naturnahe Entwicklung von Waldflachen nicht angestof3en wiirde. Dies
widerspricht jedoch dem Bayer. Waldgesetz. Siehe Stellungnahme unter Punkt 4.

Auch die von Sukzession bedrohte Beeintrachtigung von Lebensraumen der streng geschitzten
Arten des Offenlandes wie Laubfrosch, Gelbbauchunke und Zauneidechse lieRen sich durch
entsprechende MalRnahmen verhindern.

Unter beiden Aspekten braucht es somit nicht die Durchfiihrung der Planung mit ihrer
immensen Flacheninanspruchnahme und somit im Ergebnis erheblichen negativen
Auswirkungen auf die Umwelt.

Abwéagung und Beschlussvorschlag zu 2.12.2:
Zur Erlauterung zum Bayerischen Waldgesetz und dem Uber die forstliche Fachplanung
hinausgehenden Waldumbau wird auf Punkt 4 verwiesen.

Zur Situation der Lebensraume von Sukzessionsspezialisten im Gebiet siehe unten, bei Pos. 5
der Stellungnahme des Bund Naturschutz. Es ist im Ubrigen nicht erkennbar, durch wen und mit
welcher Veranlassung die vom Bund Naturschutz angesprochenen MaRnahmen ohne
Umsetzung des Planvorhabens durchgefiihrt werden sollten.

2.12.3

Zum Schutzgut Flache und Boden:

Hier wird von erheblichen nachteiligen Auswirkungen ausgegangen. Aufgrund der
Uberschittung und Versiegelung groRer, bisher kaum veranderter und nicht bebauter Boden
werden die natirlichen Bodenfunktionen stark beeintrachtigt.

9 Zusammenfassung

Der Umweltbericht kommt zum ,Ergebnis, dass bei Durchfiihrung der Planung erhebliche
nachteilige Auswirkungen fur die Schutzguter Tiere, Pflanzen und Biologische Vielfalt, Flache,
Boden und Landschaft zu erwarten” sind. Diese seien auszugleichen.
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Zum Vorentwurf des Bebauungsplans

5. Bauliche Gestaltung
5.2. Der Bund Naturschutz schlagt vor, dass PV-Anlagen auf wesentlich mehr als auf 25% der
hierfur geeigneten Nettodachflachen installiert werden.

5.3. Fassaden

a)

Bei Fassaden und Teilfassaden aus Glas sollte gerade bei den der Waldflache zugewandten
Flachen nur spezifisches Glas verwendet werden, das von Végeln als Hindernis erkannt wird,
um Vogelkollisionen zu vermeiden.

b)

Der Bund Naturschutz schlagt vor, fensterlose Fassaden an den den Waldflachen zugewandten
AuRenwénden ab 10 m Lange auf mind. 50 % (statt nur auf mind. 30%) ihrer La4nge mit
Kletterpflanzen zu begriinen. Insgesamt, nicht nur an den Waldflachen, sollten Fassaden, wo
immer mdglich, begriint werden.

C)
Es fehlen Festsetzungen zur Vermeidung von Lichtemissionen.
Siehe dazu die Ausfihrungen in der saP.

Abwéagung und Beschlussvorschlag zu 2.12.3:

Zur Festsetzung 5.2:

Die Empfehlung des Bund Naturschutz, dass PV-Anlagen auf wesentlich mehr als auf 25% der
hierfiir geeigneten Nettodachflachen installiert werden wird berlicksichtigt, indem die Errichtung
von PV-Anlagen auf mindestens 50% der hierfir geeigneten Nettodachflachen festgesetzt
werden.

Zur Festsetzung 5.3:

a)
Festsetzungen zur Ausgestaltung von Glasfassaden/Glasbauteilen an den nach auf3en zum
Wald hin gerichteten Gebaudeteilen sowie zur Auf3enbeleuchtung werden wie folgt erganzt.

Zur Minderung des Kollisionsrisikos von Végeln an Glasfassaden und Glasbauteilen sind diese
ab einer Glasflache von 4 m? an den vom Werksgelande nach auf3en gerichteten
Gebéaudeseiten vogelschonend auszubilden, z.B. durch

o eine kleinteiligere Gliederung der Glasflachen,

» die Verwendung fester, vorgelagerter Konstruktionen (z.B. Rankgitterbegriinungen,
feststehender Sonnenschutz), ),

o die Verwendung von Vogelschutzglas mit hochwirksamen flachigen Markierungen oder
die Wahl transluzenter, mattierter oder eingefarbter Materialien (z.B. Milchglas,
Glasbausteine, Ornamentglas).

Hinweis: Das Anbringen von Greifvogelsilhouetten ist keine geeignete Malinahme zur
Vorbeugung von Vogelschlagrisiko.

Daruiber hinaus werden Scheiben mit moglichst geringem AufRenreflexionsgrad empfohlen
(maximal 15 %). Uber-Eck-Verglasungen von insgesamt tiber 4 m? Glasflache sind nicht
zulassig.

Im Nahbereich von grof3flachigen Glasfassaden und Glasbauteilen ist auf eine Pflanzung von
Beeren und Fruchte tragenden Baumen und Bischen zu verzichten. Fur den Fall, dass solche
Pflanzungen dennoch erfolgen sollen, gelten die 0.g. Minimierungsmal3nahmen auch innerhalb
des Werksgelandes und nicht nur nach auf3en zum Wald hin.
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b)

Die Anregung, dass fensterlose Fassaden an den den Waldflachen zugewandten
AuRRenwanden ab 10 m Lange auf mind. 50 % (statt nur auf mind. 30%) ihrer Lange mit
Kletterpflanzen zu begrtinen sind, wird bertcksichtigt. Die Festsetzung Ziffer 5.3 wird
diesbezuglich angepasst.

C)

Die AuRenbeleuchtung der Erweiterungsflache ist zur Vermeidung von Beeintrachtigungen
nachtaktiver Insektenarten und ihrer hdheren Konsumenten in ihrem Umfang und in ihrer
Betriebsdauer auf das zwingend notwendige Maf3 zu reduzieren. Es sind geschlossene
Leuchtentypen mit optimierter Lichtlenkung in voll abgeschirmter Ausfiihrung zu verwenden; ein
Abstrahlen in die Umgebung ist nicht zulassig. Es sind Leuchtmittel mit geringer Lockwirkung,
wie z.B. Natriumdampf-Niederdrucklampen, Natriumdampf-Hochdrucklampen oder LED mit
gelblichem Farbspektrum bis max. 2.500 Kelvin einzusetzen; auf einen geringen Blaulichtanteil
im Farbspektrum ist zu achten. Grof3flachige Reklametafeln und Werbeflachen mit
Lichtemissionen sind nicht zuléassig. Ferner sind Dunkelrdaume zu erhalten, insbesondere im
Ubergangsbereich vom Werksgeléande nach auRen (z.B. durch Abschalten der nachtlichen
Beleuchtung ab 22.30 Uhr).

vgl. Stellungnahme 2.1.2.15

2.12.4

Zum Bebauungsplan: naturschutzfachliche Angaben zur saP

2. Naturrdumliche Lage und Ausstattung des Geltungsbereichs

Die Angaben wirdigen unseres Erachtens zu wenig den totholzreichen Laubholzbestand
(Erlenbruchwald) im Nordwesten der Berghalde. Totholzgebundene Arten, unter denen auch
Rote-Liste-Arten zu erwarten sind, wurden offenbar nicht naher untersucht.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.12.4:

Der gegenstandliche totholzreiche Erlenbestand im Nordwesten wurde auf beide saP-relevante
Artengruppen untersucht.

Bei den Vogeln ist nach Datenlage die bezeichnete Brutvogelgemeinschaft unauffallig und
besteht i. W. aus haufigen Lichtwald- und Nadelforstarten. Typische bedeutsame Arten der
Erlenbriiche des Untersuchungsgebietes [= UG] sind dagegen Kleinspecht und Waldschnepfe.
Bei der ersten Art, dem Kleinspecht, wurden im UG zwei Reviere festgestellt, beide aber
auBBerhalb der gegenstandlichen Flache (vgl. saP Kap. 5.3, S. 39 und Karte 6 zu den
Bestandsaufnahmen Fauna und Flora). Die zweite Art, die Waldschnepfe, war im gesamten UG
nicht als Brutvogel einzustufen; die Nachweise der Art beziehen sich auf die engere Aue des
Brunnlesbachs (Verweise s. 0.).

Bei den Fledermdausen ist nach den verfligbaren Daten eine spezielle Jagdbiotop-Funktion nicht
gegeben (vgl. saP, S. 18 und Karten 3.a bis 3.e); inshesondere gelangen von der Mops-
fledermaus in diesem Bereich des UG keine Nachweise (vgl. Karte 3.e). Im Osten der
bezeichneten Flache konnten zwei potenzielle Baumquartiere festgestellt werden, beides
Spechtlécher in anbrichigen Erlen (vgl. Karte 2). Zur Verhinderung von Tatbestanden sind fur
diese und andere potenzielle Baumfledermaus-Quartiere in der saP MalRnahmen beschrieben
(vgl. saP S. 17 ff mit Abb. 3).

Weitere Arten des Anhang IV der FFH-RL, die in dem gegensténdlichen Erlenbestand
vorkommen kdnnten, sind auszuschliel3en (z. B. Anhang IV-Totholzinsekten oder andere FFH-
Wirbellose).

Der gegenstandliche Waldbestand wachst auf der Abraumhalde. Gemal der Biotopwertliste zur
Bayerischen Kompensationsverordnung und der dieser zugrundeliegenden Anleitung der
Biotopkartierung Bayern werden als Bruchwald ,Schwarzerlenwalder mit meist nur spérlich
ausgebildeter Strauchschicht auf mehr oder weniger machtigen, mineralstoffreichen
Niedermoorbdden (evtl. stellenweise eingeschwemmte Mineralbéden), deren Standort durch

Offentliche Sitzung des Stadtrates vom 26.07.2022 Seite 87 von 124



sauerstoffarmes, basenreiches und oberflachennahes Grundwasser gepréagt ist“ erfasst. Diese
Vorgaben werden ebenso wenig wie die Anforderungen an die typischen Arten nicht erfillt, so
dass der Waldbestand nicht als Bruchwald anzusprechen ist.

2.12.5
Erganzung zu den Tagfalterarten: Fund des Trauermantels vor wenigen Tagen im Berghalden-
Bereich (Vorwarnliste, in Dt. besonders geschiitzt)

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.12.5:

Der gefahrdete Trauermantel Nymphalis antiopa konnte im Rahmen der Kartierarbeiten am
27.04.2021 am Unterlauf des Briinnlesbachs knapp innerhalb des UG i. e. S. beobachtet
werden. Der Fundort (Forstweg) lag etwa 50 m nordwestlich von Tagfalter-Transekt 10 (vgl.
Kartierbericht Tagfalter, Kap. 4.8). Im Kontext der saP ist der Trauermantel nicht relevant (keine
Schmetterlingsart des Anhang FFH-RL).

2.12.6

Zum Bebauungsplan: Umweltbericht zum Vorentwurf

2. Bestandsaufnahme und Bewertung der Umweltauswirkungen sowie Darstellung der
geplanten MaBhahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich

2.1. Schutzgut Mensch/menschliche Gesundheit

2.1.2 Wohnen

Es wird eine Erh6hung des Verkehrsaufkommens auf den Ein- und AusfallstraRen
prognostiziert. Die mdglicherweise zunehmenden Larmbelastungen sollen erst noch berechnet
werden.

Erholen

Die im Nonnenwald und in seiner Umgebung befindlichen Wander- und Radwege, die fiir die
Freizeitnutzung und als Anbindung des Radverkehrs an die Gewerbebetriebe genutzt werden,
werden in der Bauphase durch Staub- und Larmentwicklung belastet. Aber auch dauerhaft
kénnen Immissionen (Larm, Staub und Geruchsbeldstigungen) - durch die sehr nahe am
Sondergebiet verlaufenden Wege — ,nicht vollsténdig ausgeschlossen werden*. Der
Erholungswert des Nonnenwaldes im Umgriff des geplanten Sondergebietes kénnte somit
Schaden nehmen.

Ein fiir die Freizeitnutzung ,untergeordnet bedeutsamer” Weg auf der Bergbauhalde geht
verloren, was einen Umweg Uber andere Wege erfordert.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.12.6:

Das ubergeordnete und 6rtliche Wander- und Radwegenetz im Nonnenwald wird nicht
verandert. Der Weg, der das Betriebsgelande im Norden umrundet und eine Anbindung an die
Wander- / Radwege in Richtung Loisach / Nantesbuch und nach Penzberg ermdglicht bleibt
erhalten.

Der genannte Weg Uber die Berghalde ist nicht als Freizeitweg ausgewiesen bzw. in Karten als
Wander- / Radweg dargestellt.

Das Gutachten zur Lufteinhaltung kommt zu dem Ergebnis, dass ,insgesamt durch die
Ausweisung des Sondergebietes Nonnenwald Nord fiir den Themenbereich der Luftreinhaltung
gemal den prognostizierten Ergebnissen nicht mit erheblichen nachteiligen Auswirkungen zu
rechnen (ist). Dieses Resiimee wird durch die teilweise Entfernung der Forstflache im Norden
des Gewerbegebietes, die gemal Waldfunktionskarte mit der ,Funktion Immissionsschutz (J)*
belegt ist, nicht beeinflusst (s. Begrindung zum B-Plan).
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2.12.7

2.1.3 MaBnahmen zur Vermeidung ...

Zum prognostizierten Gewerbelarm und der Ausbreitung von Luftschadstoffen wird eine
Formulierung gewahlt, die im Umweltbericht haufig verwendet wird: ,bleiben voraussichtlich
ohne erhebliche nachteilige Auswirkungen®. Somit bleiben Unsicherheiten.

Im Falle einer relevanten Zunahme des Verkehrslarms werden MalRnahmen in Aussicht gestellt,
die erfahrungsgemalf sehr schwer durchsetzbar sind: Temp-30-Zonen, larmarme
Fahrbahnbelege und weitere MalRhahmen (?).

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.12.7:

Im Bereich der Luftreinhaltung wurde die Schadstoffbelastung fiir die hier relevanten
Schadstoffe NOx und Staub im Sinne einer Gesamtbelastung ausgewertet, bestehend aus
einer (abgeschatzten) Vorbelastung, der prognostizierten Zusatzbelastung der Industriebetriebe
(Roche) und der prognostizierten Verkehrszusatzbelastung. Die prognostizierten
Gesamtbelastungswerte liegen sehr deutlich unterhalb den in der TA Luft genannten
Immissionsgrenzwerten. Diese Aussage gilt sowohl fur die Jahresmittelwerte als auch fur die
Anzahl der erlaubten Uberschreitungen betreffend die Tages- und Stundenmittel. Erhebliche
nachteilige Auswirkungen sind daher mit sehr hoher Sicherheit auszuschlie3en. Diese Aussage
schliel3t auch Belastigungen durch Gerilche ein.

2.12.8

2.2. Schutzgut Tiere, Pflanzen, Biologische Vielfalt

2.2.2 Auswirkungen

Fur die Bebauung sollen rund 13 ha Flache neu beansprucht werden, dazu rund 2 ha fir
Béschungsfldchen der Geldndeangleichung. Betroffen sind laut Umweltbericht ,Biotop- und
Nutzungstypen*® ,geringer und mittlerer Bedeutung*, aber auch ,hoher Bedeutung*®. Aullerdem
werden 0,44 Rohricht- und Sumpfwald Gberbaut (gesetzlich geschiitzt nach 8§ 30 BNatSchG/
Art. 23 BNatSchG). Auch eine Ausgleichs- und Ersatzflache von 0,1 ha im
Regenrlckhaltebecken auf der Ostseite wird zerstort.

Laut saP sind MalRnahmen fir die europarechtlich geschitzten Arten der Gruppen
Flederméause, Reptilien, Amphibien, Bachmuschel und Végel notwendig.

Die nach BNatSchG besonders geschiitzten Arten (5 Tagfalterarten, Amphibien und Reptilien
mit Nachweis innerhalb des Plangebietes) sollen in der Eingriffsregelung bertcksichtigt werden.

Abwéagung und Beschlussvorschlag zu 2.12.8:

Die nur national besonders geschutzten Arten sind nicht Gegenstand der
artenschutzrechtlichen Prufung im Sinne des § 44 BNatSchG, da nach § 44 Abs. 5 Satz 5
BNatSchG die Zugriffsverbote nicht fur die nur national besonders geschutzten Arten gelten.
Von diesen Arten befinden sich jeweils wenige Nachweise von Bergmolch, Blindschleiche und
Bergeidechse sowie von vier der funf Tagfalterarten innerhalb der tberplanten Flache. Fir die
betroffenen Habitate wird im Geltungsbereich durch die Kompensationsmaf3nahmen und die
Mafnahmen fir den Artenschutz ein Ersatz mit geschaffen.

Es werden entsprechende Hinweise im Umweltbericht erganzt.

Mafnahmen zum Schutz gegen planbedingte Verkehrslarmzunahmen werden im weiteren
Verfahren konkretisiert und verbindlich festgelegt.

2.12.9

2.2.3 MaBnahmen zur Vermeidung ...

Die in der saP beschriebenen und im Bebauungsplan festgesetzten Malinahmen fir den
Artenschutz (Vermeidungsmafnahmen, CEF-Maflinahmen, FSC-Maflinahmen) sind aul3erst
komplex und erfordern eine umfassende und engmaschige 6kologische Baubegleitung, die im
Baustellen-Alltag kaum zu gewébhrleisten ist.
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Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.12.9:

Die durch das Bauvorhaben erforderlichen Mal3nahmen fiir die relevanten Arten (Anhang IV
und europaische Vogelarten) sind in der saP ausfihrlich und in allen Details beschrieben: saP,
Kap. 6, S. 42-45, siehe dort. Soweit bei der beauftragten Okologischen Baubegleitung dennoch
Unklarheiten auftreten sollten, kbnnen diese rasch bzw. auf kurzem Wege geklart werden. Die
Sicherung der Umsetzung der Mal3nahmen erfolgt durch vertragliche Vereinbarungen, die
jeweils auch die baubegleitende Uberwachung sowie das Monitoring vorsehen.

2.12.10

2.2.4 Ergebnis

Hier heil3t es: ,Weitere Auswirkungen .... kbnnen nicht vollstdndig vermieden werden.“ Siehe
Flacheninanspruchnahme einschl. Uberbauung gesetzlich geschiitzter Biotope. Hier wird auf
Ausgleichsmalinahmen verwiesen.

Abwaqung und Beschlussvorschlag zu 2.12.10:

Der nach dem Leitfaden zur Eingriffsregelung in der Bauleitplanung (StMWBYV 2021) ermittelte
Ausgleichsbedarf und die MaZnahmen zur Kompensation von Eingriffen sind in Kap. 4 des
Umweltberichts dargelegt.

2.12.11

2.3. Schutzgut Flache

Der Umweltbericht stellt fest, dass bei Realisierung der Planung ,eine dauerhafte
Inanspruchnahme von max. rund 14,5 ha bislang nicht bebauter/versiegelter Flache im
AuBBenbereich zu erwarten® ist, ,die zum gré3ten Teil bebaut bzw. versiegelt wird“, Wie schon
zur Anderung des FNP festgestellt, wurde mit der geplanten Erweiterung nach Norden die
Variante gewabhlt, die sich fur den Konzern als glnstigste Losung herausstellte.

Ergebnis

Es ist ,von erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut ,Flache” auszugehen*
(Umweltbericht S. 15).

2.4. Schutzgut Boden

Laut Untersuchungen von GHB Consult wurden auf den angrenzenden Flachen der Fa. Roche
Auffiillungen aus Haldenmaterial des friiheren Bergwerksbetriebs verkippt, die ,inhomogen und
unterschiedlich méchtig sind. Diese liegen Uber einer infolge der Aufhaldung
zusammengepressten Torfschicht mit einer Machtigkeit zwischen 0,1 und 3,1 m.”

Die abfalltechnische Untersuchung zeigt ,entsorgungsrelevante Schadstoffbelastungen einiger
Auffiillungsschichten besonders flir den Parameter Sulfat”,

Auffallig ist, dass noérdlich und norddstlich der Berghalde kein Torf ansteht.

Auswirkungen:

Fur die Herstellung der Bauflachen beschreibt der Umweltbericht umfangreiche Boden-
/Materialbewegungen und —behandlungen und Gelandemodellierungen. Fir die Aufschittungen
soll ,weitestgehend Material innerhalb des Geltungsbereiches ortsnah umgelagert” werden,
,muss aber mit Kalkzement stabilisiert werden®. Schadstoffbelastungen durch ungeeignetes
Material sollen vermieden werden durch ,eine empfohlene fachtechnische Begleitung der
Aushubmalinahmen, Beprobung und fachgerechte Entsorgung” (GHB Consult). Die
Zwischenlagerung soll ,soweit wie méglich® innerhalb der Erweiterungsflachen erfolgen.

Werden Torfschichten heraufgeholt und zwischengelagert, kommt es zudem zu einer
klimarelevanten CO2-Freisetzung. Bei der Zersetzung von Moorbdden werden auf3erdem
Néahrstoffe wie etwa Phosphor freigesetzt oder Huminstoffe, die in unterhalb liegende Gewasser
eingetragen werden kdénnen.
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Ergebnis

Im ,Leitfaden fiir die Praxis der Bodenschutzbehérden in der Bauleitplanung/ Bodenschutz in
der Umweltprifung nach BauGB* wird als Ziel festgehalten: ,,Die Inanspruchnahme von Béden
ist auf das unerldssliche Mal3 zu beschrdnken.”

Der vorliegende Umweltbericht kommt zu dem Ergebnis, dass ,wegen der Flachengréfie
beanspruchter Boden, deren nattrliche Bodenfunktionen noch weitgehend typisch ausgebildet
sein dlirften”, sich ,erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen auf das Schutzgut ,Boden*
ergeben, ,die nicht vermeidbar und auszugleichen sind”.

Allerdings ist gerade beim Schutzgut ,Boden” die Frage, auf welche Weise stark veranderter
und versiegelter Boden liberhaupt ,ausgeglichen” werden kann.

Abwagqung und Beschlussvorschlag zu 2.12.11:

Die Variantenprufung erfolgte nicht nach dem Leitziel der fur das Unternehmen besten Losung.
Vielmehr wurden alle Belange erfasst und entsprechend gewichtet. Vgl. Pkt 5 der Begriindung
zur 34.Flachennutzungsplananderung

Der Ermittlung des Ausgleichsbedarfs liegt der Regelfall nach dem ,Leitfaden zur
Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ zugrunde, bei dem davon ausgegangen wird, dass Uber
den rechnerisch ermittelten Ausgleichsbedarf auch Beeintrachtigungen der Funktionen der
weiteren Schutzguter (Boden, Flache, Wasser, Klima und Luft) mit abgedeckt werden. Die
Anwendung des Regelfalls ist in Kap. 4.1 des Umweltberichts begriindet.

Ergénzung zu den Torfboden - Empfehlung des Gutachters GHB Consult.

Wenn Gebaude tiefer als der anstehende Torf griinden, muss dieser entsorgt werden. Bei einer
Pfahlgriindung kann der Torf im Untergrund verbleiben.

Fur Torf sind je nach Verwendungszweck die Vorsorgewerte flr Boden nach
Bundesbodenschutzverordnung (z.B. bei der Rekultivierung von Kiesgruben), 70% der
Vorsorgewerte fir Béden (bei landwirtschaftlicher Folgenutzung) nach
Bundesbodenschutzverordnung oder die Grenzwerte der Diingemittelverordnung maf3geblich.
Die untersuchten Torfbéden hielten die Grenzwerte der Diingemittelverordnung ein. Der Torf
koénnte auch fir spatere Griinanlagen zur Beimengung von Oberboden zwischengelagert
werden. Torf muss aber unbedingt feucht gehalten werden. Torf sollte nicht héher als 1,5 m
geschuttet werden, um die Mikroorganismen nicht zu schadigen.

Eine ggf. notwendige Zwischenlagerung von entnommenem Torf erfolgt so, dass Stoffeintrag in
Gewasser vermieden wird.

2.12.12

2.5 Schutzgut Wasser

Hier heil3t es im Umweltbericht: ,Nach Datenlage*” seien unter Beriicksichtigung der
Vermeidungsmalinahmen (z. B. Baudrainage, Bauwasserhaltung) ,keine Einfllisse auf den
Wasserhaushalt und die Gewésserqualitéat des Briinnlesbach absehbar”.

2.6. Schutzgut Luft und Klima

Der Umweltbericht beschreibt den nérdlichen Nonnenwald als ,,ausgleichenden Puffer”, dem
eine ,hohe Bedeutung flir den Warmeausgleich® zukommt, da die bestehenden
Gewerbefldachen ,als Warmluftbildner” wirken.

Die neu versiegelte Flache des geplanten Sondergebiets von etwa 14 ha und der gleichzeitige
Verlust des Waldes als Warmeausgleich kdnnen negative Folgen fiir den lokalen
Klimaausgleich haben. Der Umweltbericht sieht diese Wirkung ,voraussichtlich kleinrGumig
begrenzt”.

Zur Luftreinhaltung wurden Zusatzbelastungen fur Immissionen von Stickstoffdioxid und Staub
errechnet. Diese seien jedoch an den betrachteten Immissionsorten "irrelevant".
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2.7. Schutzgut Landschaft

Das Landschaftsbild im Nonnenwald und seiner Umgebung ist bisher - trotz des bereits jetzt
dominanten Gebaudekomplexes der Fa. Roche — von weiten, strukturreichen Waldflachen
gepragt.

Vor allem von ndrdlichen Standpunkten aus, wo vor kurzem eine Solarflache mit Hinweis auf
das Landschaftsbild abgelehnt wurde, wird das geplante Sondergebiet ,aufgrund seiner Gréf3e
und der méglichen Gebdudehdbhen trotz des umgebenden Waldes ... als neues
landschaftsfremdes Element merklich in Erscheinung treten. Die Blickbeziehungen von diesen
Standorten nach Stiden werden zusatzlich beeintréchtigt und das Landschaftsbild im
Nonnenwald durch zuséatzliche, bis zu 30 m hohe (ggf. zuzuglich betriebsnotwendiger
Aufbauten bis zuz max. 38 m Hbhe) verédndert.” (Umweltbericht S. 19)

MaRnahmen wie Fassaden- und Dachbegrinung sowie die Gestaltung der Boschungsflachen
durch ,strukturreiche Waldrandentwicklung® sollen die Auswirkungen vermindern.

Der vorgesehene Ausgleich durch die ,,Entwicklung naturnaher und strukturreicher
Gehdlzbesténde” im Landkreis W-S und To6lz-W. kdnnen die nachteiligen Auswirkungen in der
Umgebung des Eingriffs allerdings nicht ausgleichen.

Abwégung und Beschlussvorschlag zu 2.12.12:

Die derzeit in Planung und Abstimmung befindlichen KompensationsmalRhahmen umfassen
auch MaRRnahmen zur Gestaltung von Waldrandern, zum Teil im ndheren Umkreis des
geplanten Sondergebiets. Zusatzlich zu den bereits festgesetzten MalRnahmen mildern sie die
nachteiligen Auswirkungen fur das Landschaftsbild ab.

2.12.13

4. Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung und Waldrecht

4.1 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung

Geplante MaRnahmen

Griunflache mit Zweckbestimmung ,6kologischer Waldumbau®. Aufwertung von rund 6,7 ha
Waldflache.

Wir bitten um Klarstellung, warum mit der Aufwertung der Waldflache eine Umbenennung in
,Grinflache® verbunden ist, d. h. aus welchen Griinden der Gesetzgeber untersagt, dass
Maflnahmen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB flir Flachen getroffen werden dirfen, die auch als
Waldflachen oder Landwirtschaftsflachen festgesetzt sind.

Abwéagung und Beschlussvorschlag zu 2.12.13:

Auszug aus dem Kommentar (EZBK/So6fker, 143. EL August 2021, BauGB § 9 Rn. 217) zu § 9
Abs. 1 Nr. 25 BauGB, der ja ausdriicklich besagt, dass Maflinahmen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25
BauGB nicht fur Flachen getroffen werden dirfen, die auch als Waldflachen oder
Landwirtschaftsflachen festgesetzt sind:

Der Anwendungsbereich der Festsetzungen nach Nr. 25 ist nach dieser

Vorschrift ausdriicklich ausgeschlossen fir nach 8 9 Abs. 1 Nr. 18 festgesetzte Flachen
far die Landwirtschaft und fur Wald. Damit wird bericksichtigt, dass auch die Festsetzung
nach Nr. 25 nur aus stadtebaulichen Grinden erfolgen darf und daher keine Vorgaben fir die
Bewirtschaftung von landwirtschaftlichen Flachen und von Wald getroffen werden
kdnnen und dass hierflr spezialgesetzliche Vorschriften zu beachten sind. Die Vorschrift will
nur verhindern, dass im Zusammenhang mit einer Festsetzung von Flachen fir die
Landwirtschaft und fir Wald die mit diesen Nutzungen verbundenen Bepflanzungen durch
Festsetzungen nach Nr. 25 bestimmt werden konnen. Das BVerwG Urt. v. 25.6.2014 — 4 CN
4.13, aaO vor Rn. 1, hat dies — unter Hinweis auf die Entstehungsgeschichte dieser beim
BauGB (1986) eingefuhrten Regelung (BT-Drs. 7/2496 S. 40 und 70; BT-Drs. 7/4793 S. 28) —
ausdricklich bestétigt. Das BVerwG hat diese Sperrwirkung von Festsetzungs-madglichkeiten
nach Nr. 25 auch Ubertragen auf landschaftspflegerische Festsetzungen nach Nr. 20, weil
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sich dies als unzulassige Umgehung der in Nr. 25 geregelten Sperrwirkung darstelle. Dies
bedeutet, dass Festsetzungen von landwirtschaftlichen Flachen und von Wald nach Nr. 18a und
18b auch nicht verbunden werden kdnnen mit Festsetzungen nach Nr. 20, die das Anpflanzen
von Pflanzen und Bindungen flr Bepflanzungen aus landschaftpflegerischen Griinden zum
Gegenstand haben. Das BVerwG (aaO) hat auch zu der Frage von Ausnahmen von dieser
Sperrwirkung Stellung genommen und dies verneint. Es ist danach nicht moglich, etwa aus
bestimmten stadtebaulichen Griinden, mit denen Schutz-, Pflege- und Entwicklungsziele fur
Natur und Landschaft verfolgt werden, oder Bepflanzungsvorgaben fur Flachen fur die
Landwirtschaft und Wald festzusetzen, auch nicht als ,punktuelle“ Regelungen.

Die der moglicherweise entgegenstehende frilhere Rechtsprechung von Obergerichten kann
daher nicht mehr zu Grunde gelegt werden. Beispiele: Da die Sperrwirkung allgemein fir
festgesetzte Flachen fur die Landwirtschaft und fur Wald gilt, kommt es auch nicht darauf an,
ob im Einzelfall eine Bepflanzungsvorgabe die landwirtschaftliche Nutzung oder die
Nutzung des Waldes nicht oder nicht in bestimmter Weise beeintrachtigen kénnte (so
ersichtlich zB noch der Fall BayObLG Beschl. v. 7.5.2002 — 3 ObOWi 4/2002, BaxVBI 2002,
676 = BRS 65 Nr. 29), oder ob beziiglich bereits vorhandener, nach der Festsetzung zu
erhaltender Baume, die den gut sichtbaren Abschluss des Plangebiets zur freien Landschaft
bilden und die die betreffende Flache der landwirtschaftlichen Nutzung (schon) entzogen haben
(VGH Muinchen Urt. v. 30.7.2013 — 1 N 11.821, Juris Rn. 25). Die Sperrwirkung kann, um
Bepflanzungsvorgaben festsetzen zu kénnen, nur vermieden werden, indem fiir die betreffende
Flachen Festsetzungen nach Nr. 20 (Flachen oder MaRhahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft) und in diesem Rahmen Bepflanzungsvorgaben
getroffen werden. Mdglich ist auch die Festsetzung von Grunflachen (Nr. 15), auf die sich
Festsetzungen nach Nr. 25 beziehen (— Rn. 156). Hierauf weist auch das BVerwG Urt. v.
25.6.2014 — 4 CN 4.13, aaO vor Rn. 1 hin. Kommen aber solche Festsetzungen nicht in
Betracht, weil das Ziel der Planung die Sicherung der landwirtschaftlichen Nutzung oder von
Wald ist, scheidet die Moglichkeit, Bepflanzungsvorgaben festsetzen zu kénnen, aus.

2.12.14

Gemal3 dem Bayer. Waldgesetz Art. 1 hat der Wald ,,besondere Bedeutung fiir den Schutz von
Klima, Wasser, Luft und Boden, Tieren und Pflanzen, fir die Landschaft und den
Naturhaushalt‘. Nach Art. 1 (1) 6 ist ,die biologische Vielfalt des Waldes zu erhalten und
erforderlichenfalls zu erhéhen®. Insofern stellt sich die Frage, ob die geplanten Mal3nahmen fiir
den Ausgleich langerfristig in ahnlicher Weise nicht auch durch die Bewirtschaftung der Bayer.
Staatsforsten erfullt wirden.

Die auBBerhalb des Geltungsbereiches in einem Umkreis von bis zu max. 12 km in den
Landkreisen W-S und Bad To6lz-W. vorgesehenen MalRhahmen stehen leider in keinem
direkten 6kologischen Zusammenhang mit dem Nonnenwald im Sinne eines Biotopverbunds.
Es handelt sich zudem um Erstaufforstungen mehrerer isolierter Flachen, die ihren
okologischen Wert erst nach mehreren Jahrzehnten erfillen kénnen.

Abwaqung und Beschlussvorschlag zu 2.12.14:

Die Ziele fiur die Bewirtschaftung des Waldes durch die Bayer. Staatsforsten (BaySF) sind in der
forstlichen Fachplanung vorgegeben. Die fir den naturschutzrechtlichen Ausgleich geplanten
Zielbestande gehen hinsichtlich der Anforderungen an die Artenzusammensetzung Uber diese
Fachplanung hinaus. Diese Zielbestidnde werden daher durch die derzeitige forstfachliche
Planung der BaySF nicht erreicht.

Derzeit sind weitere MaRnahmen zur Gestaltung von Waldrandern im naheren Umkreis des
geplanten Sondergebiets in Planung und Abstimmung. Die Anrechenbarkeit von Flachen im
weiteren Umfeld erfolgt in enger Abstimmung mit den zustandigen Fachbehoérden AELF und
UNB. Waldersatzflachen ist immanent, dass sie erst nach einigen Jahren wirken werden, das
gleiche gilt fir nahezu jede naturschutzfachliche Ausgleichsmal3inahme. Hier wie dort ist ein
Zuwarten bis zum Erreichen des Endzustands nicht vorgegeben
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2.12.15

5 Prognose Uber die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchfihrung der
Planung

Es wird angefiihrt, dass bei Nichtrealisierung der Planung MalRnahmen zur Sicherung und
Verbesserung von Lebensrdumen ,nicht so durchgefiihrt werden wie im Zusammenhang mit der
Erweiterung geplant” (Umweltbericht zum BP S. 28).

Dies lasst jedoch aufRer Acht, dass mit der Erweiterung der Verlust von 13 ha Wald mit einer
Vielzahl strukturreicher Standorte mit Pioniercharakter und Kleingewassern verlorengehen.
Die Habitate gefahrdeter Arten mit Pioniercharakter (Gelbbauchunke, Laubfrosch,
Flussregenpfeifer), die aktuell von Sukzession bedroht sind, finden sich nach einer gewissen
Zeit genau in der gleichen Situation, nur auf wesentlich begrenzterem Flachenreservoir.

Fazit:

Der Widerspruch: Mehr Arten- und Naturschutz bei Realisierung der Planung - durch
Mafinahmen der Verringerung, Vermeidung und Ausgleich - auf dann kleineren Flachen bei
gleichzeitigem groRraumigen Flachenverbrauch ist augenfallig.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.12.15:

Die im Projekt besonders bedeutsamen Arten sind sogenannte "Sukzessionsspezialisten":
Gelbbauchunke und Laubfrosch sowie Zauneidechse. Alle drei Arten, insbesondere die beiden
Froschlurche, profitierten von dem artifiziellen Untergrund (Berge) des Industriegebiets und
konnten sich bis heute dadurch halten, dass durch regelméRige Bautatigkeit und speziell
Befahren mit gro3em Gerat immer wieder Verdichtungslachen und auch terrestrische
Rohbodenstandorte entstanden. Soweit diese regelmafligen massiven "Eingriffe” ausbleiben,
verlanden die Gewasser relativ rasch, spater kommen auch Gehoélze auf (Zauneidechse). Heute
ist die Entwicklung an einem Punkt angekommen, an dem die Bautatigkeit bzw. die
Standortdynamik zurlickgeht. Tatsachlich ist ohne weitere "Eingriffe" absehbar, dass die
Sukzession auf den verbleibenden Standorten ungehindert fortschreiten wird und die
Habitatfunktionen fir die genannten Arten in Frage stehen. Die CEF-Malinahmen verhindern
diesen Prozess, da eine Langzeitpflege garantiert wird. (siehe dazu auch oben, bei Pos. 3 der
Stellungnahme des Bund Naturschutz).

2.12.16

8 MaRnahmen zur Uberwachung (Monitoring)

Die Forderungen und Empfehlungen machen deutlich, wie engmaschig die Uberwachung und
Begleitung der Baumalnahmen Uber den gesamten Zeitraum sein missen, um nachteilige
Umweltauswirkungen vollig auszuschlieBen. Denn mehrere ,kleinere” nachteilige Auswirkungen
koénnen sich zu erheblichen negativen Auswirkungen summieren.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.12.16:
Zur Uberwachung der MaRnahme wird auf die Ausfiihrungen unter 2.12.9 verwiesen

2.13 Stellungnahme der bayernets GmbH vom 21.04.2022

im Geltungsbereich Ihres o. g. Verfahrens— wie in den von lhnen Ubersandten Planunterlagen
dargestellt — liegen keine Anlagen der bayernets GmbH. Aktuelle Planungen der bayernets
GmbH werden hier ebenfalls nicht beruhrt.

Aufgrund noch nicht festgesetzter externer Ausgleichsflachen bitten wir um weitere Beteiligung
am Verfahren.
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Wir haben keine Einwande gegen das Verfahren. Sollten Sie noch Fragen haben, stehen wir
Ihnen gerne zur Verfigung.

Abwaqung und Beschlussvorschlag zu 2.13:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnisgenommen, die bayernets GmbH wird auch in den
weiteren Verfahrensschritten beteiligt.

2.14 Stellungnahme der Vodafone Deutschland GmbH vom 18.05.2022

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH gegen die von
Ihnen geplante Baumal3nahme keine Einwande geltend macht. Im Planbereich befinden sich
keine Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Eine Neuverlegung von
Telekommunikationsanlagen ist unsererseits derzeit nicht geplant.

Abwéagung und Beschlussvorschlag zu 2.14:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnisgenommen.

2.15 Stellungnahme des Amtes fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung Weilheim
vom 02.05.2022

die vom Amt flr Digitalisierung, Breitband und Vermessung Weilheim i. OB wahrzunehmenden
offentlichen Belange nach 8 4 BauGB sind durch die beabsichtigten Planungen nicht berthrt.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.15:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnisgenommen

2.16 Stellungnahme der Gemeinde Sindelsdorf vom 19.05.2022

Der Gemeinderat Sindelsdorf beschlieRt zur Aufstellung der 34. Anderung des
Flachennutzungsplanes der Stadt Penzberg sowie des Bebauungsplans
,Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord" im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung nach § 4
Abs. 1 BauGB keine Einwendungen oder AuRerungen vorzubringen.

Abwagung und Beschlussvorschlag zu 2.16:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnisgenommen.

2.17 Stellungnahme der Gemeinde Iffeldorf vom 20.05.2022

Als unmittelbare Nachbargemeinde verfolgen wir du3erst interessiert die Entwicklungen der
Firma Roche, deren weitere Expansion sich auch auf unsere Gemeinde auswirkt. Neben dem
befiirchteten Mehrautfkommen an Verkehr erfordert eine stark steigende Zahl an
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern einen relativ zeitnahen Ausbau auch unserer Infrastruktur
(Krippe, Kindergarten, Schule, Hort). Zudem befiirchten wir eine weitere Anspannung des
Wohnungsmarktes, der bereits jetzt an seine Grenzen st63t und Wohnen fur einen
finanzschwacheren Teil der einheimischen Bevdlkerung fast unmaglich macht.

Wir schlagen deshalb eine enge Abstimmung beider Gemeinden vor, um eventuelle Synergien
im Ausbau der Infrastruktur sowie mogliche negative Auswirkungen auf den Wohnungsmarkt zu
erortern. Die oben angefuhrten Punkte bitten wir in Ihre Abstimmung einflieRen zu lassen.
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Die Gemeinde Iffeldorf ist gern bereit, sich in Entscheidungsprozessen, die flr beide
Kommunen relevant sind, einzubringen.

Abwaqung und Beschlussvorschlag zu 2.17:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, Gesprache mit der Gemeinde Iffeldorf sind
auf Burgermeister- und Verwaltungsebene bereits vereinbart.

2.18 Stellungnahme der Abteilung 6 Klima und Umwelt der Stadtverwaltung Penzberg

Aus naturschutzfachlicher Sicht ist die geplante Erweiterung des Biotechnologiezentrums
Nonnenwald Nord kritisch zu hinterfragen. Der Erweiterungsbereich des Werksgelandes weist eine
strukturreiche, vielfaltige Kulturlandschaft auf, mit schiitzenwerten Biotopstrukturen sowie
gesetzlich geschitzten Arten, welche innerhalb der speziellen artenschutzrechtlichen Prifung
kartiert wurden. In Folge der geplanten Bebauung muss mit einem vollstandigen Funktionsverlust
der bisherigen Lebensraumfunktionen gerechnet werden.

Die Flacheninanspruchnahme von rund 14,7 ha erscheint sehr hoch. Die Dimension der
Erweiterung begreift man, wenn man sich einer greifbaren Umrechnung bedient. So liegt die
zukunftig zu versiegelnde Flache bei einer GrofRenordnung von ca. 20 Ful3ballfeldern. Es sollte
dringend gepriift werden, im Zusammenhang mit dem ,Leitfaden fiir die Praxis der
Bodenschutzbehdrden in der Bauleitplanung/ Bodenschutz in der Umweltprifung nach
BauGB*, wie die Inanspruchnahme von Bdden auf das unerlassliche Mal’ beschrankt werden
kann.

So lautet es im Umweltbericht, dass ,wegen der FlachengréR3e beanspruchter Boden, deren
naturliche Bodenfunktionen noch weitgehend typisch ausgebildet sein dirften, sich jedoch
,erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen auf das Schutzgut ,Boden® ergeben, ,die nicht
vermeidbar und auszugleichen sind®.

Der innerhalb der Waldfunktionskarte festgesetzte Immissionsschutzwald geht fur den Standort
Penzberg verloren, da der waldrechtliche Ausgleich und Ersatz nicht im Stadtgebiet bzw. im
unmittelbaren Umfeld zum Werksgelande durchgefiihrt werden kann. Somit kann erwartet werden,
dass die direkte 6kologische Funktionalitéat im Nonnenwald massiv beeintrachtigt wird und eine
dauerhafte Stérung des Biotopverbundes zu erwarten ist.

Gemal} dem Bayer. Waldgesetz Art. 1 hat der Wald ,besondere Bedeutung fur den Schutz von Klima,
Wasser, Luft und Boden, Tieren und Pflanzen, fir die Landschaft und den Naturhaushalt®. Diese
Bedeutung kann aber erst nach Jahrzehnten der Wiederaufforstung erfllt werden.

Laut Umweltbericht sind keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut Luft und
Klima zu erwarten. Dem mdchte die Abteilung 6 wiedersprechen, da es durch den
Stadtratsbeschluss vom 02. Februar 2022 zum Klimaschutz-Aktionsplan eine klare Zielsetzung
zum Thema ,Klimaschutz* gibt. Das stadtische Ziel die Klimaneutralitét bis 2030 zu erreichen, ist
ein klares Bekenntnis zur globalen Verantwortung des vom Menschen verursachten Klimawandels.
Die Abteilung Umwelt- und Klimaschutz mdchten daher darauf aufmerksam machen, dass auch im
Hinblick auf den Klimaschutz eine Werkserweiterung durchaus negative Folgen fir den Standort
Penzberg haben kann.

Der Umweltbericht kommt zum ,Ergebnis, dass bei Durchfihrung der Planung erhebliche
nachteilige Auswirkungen fur die Schutzgiter Tiere, Pflanzen und Biologische Vielfalt, Flache,
Boden und Landschaft zu erwarten® sind. Dies sollte alarmierend zur Kenntnis genommen
werden.
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Die Abteilung Umwelt- und Klimaschutz schlief3t sich der Stellungnahme des fachlichen
Naturschutzes des Landratsamtes Weilheim-Schongau sowie der Stellungnahme der
Regierung Oberbayern (Unterpunkt Natur und Landschaft) an und verweist auf die fachlichen
Stellungnahmen.

Abwégung und Beschlussvorschlag zu 2.18:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

3. Stellungnahmen der Offentlichkeit:

3.1 Stellungnahme eines Penzberger Burgers vom 09.02.2021

hiermit erhebe ich fristgerecht Einspruch gegen den am 11.01.2021 veréffentlichten o.g.
Bebauungsplan der Stadt Penzberg.
Hierbei mache ich nachstehende Griinde geltend.

1) Minder- oder Nichtbeachtung bereits im Eigentum der Fa. Roche bestehender Flachen zur
Bebauung.

Der bestehende Bebauungsplan sieht einen Flachenverbrauch von 135.000 gm mit
einhergehender Vernichtung von wertvoller Fauna vor. Im Stden des bestehenden
Werksgeléandes der Fa. Roche befindet sich eine Flache von ca. 60.000 gm, die seit jeher
ausschlieBlich als Firmenparkplatz ausgewiesen ist. Neben diesen Freiluftparkplatzen sind noch
zwei Parkhauser in Betrieb, von denen das 6stliche im Durchschnitt jeweils nur zu max. 50%,
sowie das westliche im Durchschnitt jeweils nur zu 80% belegt sind (Beweis sind jahrelange
annahernd tagliche persdnliche Beobachtungen).

Mit dem Bau eines zusatzlichen Parkhauses mit den entsprechenden Kapazitaten, sowie der
vollstéandigen Auslastung der beiden bestehenden Parkh&auser, konnen die Freiluftparkplatze
aufgelassen und einer anderen Verwendung (Gebaudebau) zugeflihrt werden.

Mit dieser MalRnahme kénnen mindestens 50.000 gm von den im Bebauungsplan beantragten
135.000 gm in diesem Bereich kompensiert werden. Die Ausweisung der restlichen Flache im
Norden des Betriebsgelandes belauft sich damit ,nur" noch auf 85.000 gm und stellt damit einen
deutlich geringeren Eingriff dar.

Dies entspricht auch den Vorgaben des BMU, indem das Ministerium im Zusammenhang mit
dem zu minimierenden Flachenverbrauch u.a. vorgibt, dass anstatt des Neubaus auf der
»grinen Wiese" die Kommunen auf vertragliche Art und Weise angehalten sind, alle
Mdoglichkeiten zur Innenentwicklung (z.B. Brachflachen, Bauliicken, Leersténde)
auszuschopfen.

2) Vorratsplanung

Vertreter der Fa. Roche haben u.a. in der Stadtratssitzung den gesamten Umfang von 135.000
gm des beantragten Gelandes mit der Planungssicherheit fir zukiinftige Ausbauten begriindet.
Diese Darstellung lasst eindeutig darauf schlie3en, dass in absehbarer Zukunft nur ein Teil des
gesamten Areals beplant und bebaut werden soll. Die erfolgte Beantragung und Beplanung der
gesamten Flache zum jetzigen Zeitpunkt stellt somit eine nicht genehmigungsféhige
Vorratsplanung dar und ist abzulehnen.

Neben den vorgenannten Einwanden bitte ich bei Bekanntwerden zu einem spateren Zeitpunkt
um schriftliche Mitteilung, wo, in welcher Gro3e und in welcher Ausfihrung (Bepflanzung) die
Ausgleichsflache(n) fir die dann genehmigte Erweiterungsflache des Betriebsgeldndes der Fa.
Roche erfolgt ist.
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Abwégung und Beschlussvorschlag zu 3.1:

Zu Punkt 1)

Fur die Flachen im Stden des Werksgelandes, noch als Parkplatz genutzte Brachflache, gibt es
bereits ein konkretes Nutzungs- und Bebauungskonzept. Auf dem 6stlichen Raster befindet sich
sogar seit dem Fruhjahr 2022 ein Laborgebaude-Komplex im Bau.

Fur die westlich anschlieRenden Raster sind weitere Produktions- und Verwaltungsgebaude
geplant. (vgl. Pkt. 4.5 der Begriindung zum B-Plan ,Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord*
und Pkt. 5.7 der Begriindung zur 34. Anderung des Flachennutzungsplans). Somit steht die
Flache fur die weitere Werkserweiterung, wie sie Gegenstand des Bebauungsplans
,Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord“ ist, nicht zur Verfigung.

Zu Punkt 2)

Die Einschéatzung, dass in ansehbarer Zukunft nur ein Teil des gesamten Areals beplant und
bebaut werden soll, wird nicht geteilt.

Die Roche Diagnostics GmbH hat gegenuber der Stadt Penzberg nachvollziehbar dargestellt,
dass fur eine weitere, in die Zukunft gerichtete, erfolgreiche Entwicklung des Standorts
Penzberg die bestehenden Flachen nicht ausreichend sind und Erweiterungsbedarf besteht.
Der Flachenbedarf betragt rund 13 ha und beinhaltet Flachen fir infrastrukturelle Anlagen,
Anlagen zur Forschung und Entwicklung, Produktion sowie Biro- und Verwaltungsgebéude,
Lagerflachen und sonstige Infrastrukturanlagen.

Es ist planerischer Wille der Stadt Penzberg, den Flachenbedarf im Rahmen eines
Angebotsbebauungsplans mit dem vorliegenden Verfahren zu decken, da die kurz- und
mittelfristig anstehenden erheblichen Investitionen des Unternehmens einerseits Flexibilitat
andererseits aber auch Planungssicherheit flr die beschriebenen Anlagen erfordern.

Die Flachenentwicklung der letzten Jahre und die nun fir die Erweiterung vorgesehenen
Flachen belegen, dass die Roche Diagnostics GmbH auch kurzfristig auf Marktentwicklungen
und konzerninterne Entscheidungen reagieren muss.

Vor diesem Hintergrund ist es erklartes Ziel der Stadt Penzberg, im Rahmen ihrer kommunalen
Planungshoheit den Biotechnologie-Standort zu sichern und hierfur entsprechende
planungsrechtliche Voraussetzungen zu schaffen.

MaRnahmen zur Uberwachung sind im Umweltbericht (Kap. 8) beschrieben. Zur Uberwachung
der Malinahmen vgl. obige Ausfiihrungen zu 2.12.8.

3.2 Stellungnahme eines Penzberger Blrgers

Bezugnehmend auf einen Leserbrief vom 30.4.22, der die Arithmetik flir den
naturschutzfachlichen Ausgleich fir die Roche-Erweiterungsflachen absurd findet schlief3e ich
mich an, zumindest verstehe ich diese Flachenverrechnungen nicht. Vielleicht ist der
urspriingliche Artikel im Gelben Blatt vom 20.4.22 auch fehlerhatft.

Auch wenn ich als ex-Rocheler der Sache erst mal wohlwollend gegeniberstehe, wiirde ich
doch gerne verstehen, ob und wie hier alles seine Richtigkeit hat.
Fur eine Aufklarung ware ich lhnen deshalb dankbar.

Abwagqung und Beschlussvorschlag zu 3.2:

Fur die geplanten Flachen ist sowohl ein Ausgleich nach Naturschutzrecht als auch Ersatz fir
den zu rodenden Wald zu leisten.

Der Ausgleichsbedarf Naturschutz wird auf Grundlage des Leitfadens zur Eingriffsregelung in
der Bauleitplanung (StMWBYV 2021) mittels Biotopwertpunkten errechnet. Eine Kompensation
dieser Biotopwertpunkte wird auf mehreren Flachen erbracht. Sie umfassen den 6kologischen
Waldumbau im Geltungsbereich, die MaRnahmen fur den Artenschutz, die Entwicklung von
strukturreichen Waldrandern im Geltungsbereich sowie im Anschluss an den Nonnenwald und
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die Abbuchung von Biotopwertpunkten in einem anerkannten Okokonto. Diese MaRnahmen
wurden im bisherigen Projektverlauf mit der Unteren Naturschutzbehorde abgestimmt.

Im Zusammenhang mit dem Waldersatz erfolgten Abstimmungen mit dem zustéandigen Amt fr
Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten und mit den Bayerischen Staatsforsten. Es wurde
vereinbart, dass als Ersatz fur die Rodungen die Hélfte der gerodeten Flache neu aufzuforsten
ist und im selben Umfang Wald 6kologisch so umgebaut wird, dass die Zielbestande im Hinblick
auf die Artenzusammensetzung hochwertiger sind, als es die in der forstlichen Planung
vorgesehenen Bestande waren.

Die Ausgleichsflachen werden multifunktional gestaltet, um den Bedarf fir Ausgleichsflachen
auBBerhalb des Geltungsbereichs zu verringern und entsprechend § 1la Abs. 3 S. 5 BauGB und
§ 15 Abs. 3 BNatSchG auf agrarstrukturelle Belange Ricksicht zu nehmen.

Formaler Hinweis des Stadtbauamtes:

Der Entwurf des stadtebaulichen Vertrages zwischen der Stadt Penzberg und der Fa. Roche
Diagnostics GmbH ist dieser Vorlage ausschlie3lich fir die Beratung des Gremiums angefigt.

Die sich aus den Anlagen Nr.3, Nr.5 und Nr.12 ergebenden Kosten fir:
e AusgleichsmafRnahmen / Waldersatzmalinamen, artenschutzrechtliche MaRhahmen
e LarmschutzmalRnahmen
e Verkehrliche UmbaumaflRnahmen

sind im Weitern zu ermitteln.

Das Vertragsdokument wird gesetztes konform nicht Teil der 6ffentlichen Auslegung.

4. Beschlussantrag der Verwaltung zur Sitzung des Bau-, Mobilitats- und
Umweltausschusses vom 12.07.2022:

Der Bau-, Mobilitats- und Umweltausschuss hat die 6ffentlichen und privaten Belange der
eingegangenen Anregungen, Bedenken und Stellungnahmen geman den
Beschlussvorschlagen Nrn. 2.01 bis 2.18 und 3.1 bis 3.2 erértert und abgewogen.

Der Bau-, Mobilitats- und Umweltausschuss empfiehlt dem Stadtrat, den Vorentwurf des
Bebauungsplans ,Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord“ sowie den Vorentwurf der 34.
Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Penzberg nach friihzeitiger Beteiligung der
Offentlichkeit und Unterrichtung der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange
entsprechend den Beschlussvorschlagen Nrn. 2.01 bis 2.18 und 3.1 bis 3.2 zu billigen.

Der Bau-, Mobilitats- und Umweltausschuss empfiehlt dem Stadtrat zu beschlieRen, dass der
Entwurf des Bebauungsplans ,Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord® sowie den Entwurf
der 34. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Penzberg entsprechend den
Beschlussvorschlagen Nrn. 2.1 bis 2.18 zu erg&nzen bzw. abzudndern ist.

Die Anderungen und Ergéanzungen sind bereits in den Planentwiirfen vom 26.07.2022
beriicksichtigt.

Die Festsetzung Ziffer 5.3 ist noch entsprechend dem Beschlussvorschlag Ziffer 2.12.3
bezlglich des Anteils von 50% Fassadenbegrinung mit Kletterpflanzen bei fensterlosen
Fassaden an den AulRenwéanden, die den Waldflachen zugewandt sind, abzuandern.

Der Bau-, Mobilitats- und Umweltausschuss empfiehlt dem Stadtrat zu beschlieRen, dass der
Entwurf des Bebauungsplans ,Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord“ in der Planfassung
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vom 26.07.2022 sowie den Entwurf der 34. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt
Penzberg in der Planfassung vom 26.07.2022 nach Abschluss eines stadtebaulichen Vertrags
gemal § 11 Baugesetzbuch (BauGB) gemal § 3 Abs. 2 BauGB offentlich auszulegen ist sowie
gemafl $ 4 Abs. 2 BauGB die Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher
Belange einzuholen sind.

5. Sitzungsverlauf:

Herr Janner (PM) regt an, die Gebaudehéhen der kinftig an den Waldrand angrenzenden
Gebaude mittels Lattengerust darzustellen. Da dies aufgrund des vorhandenen Waldbestandes
nicht moglich ist, sollte alternativ die im Bebauungsplanentwurf dargestellte Grenze der
Bebauung durch Bodenmarkierungen dargestellt werden.

AuRRerdem soll der Flachenbedarf durch eine Rasternutzung dargestellt werden.

6. Beschluss des Bau-, Mobilitats- und Umweltausschusses vom 12.07.2022:

Der Beschlussantrag wird einschlie3lich dem Ergebnis des Sitzungsverlaufs mehrheitlich zum
Beschluss erhoben.

7. Weiterer Vortrag:

Die Darstellung des Flachenbedarfs durch eine Rasternutzung ist der Vorlage als oberste
Anlage angeflgt.

8. Beschlussantrag der Verwaltung:

Der Stadtrat hat die ¢ffentlichen und privaten Belange der eingegangenen Anregungen,
Bedenken und Stellungnahmen geman den Beschlussvorschlagen Nrn. 2.01 bis 2.18 und 3.1
bis 3.2 erortert und abgewogen.

Der Stadtrat billigt den Vorentwurf des Bebauungsplans ,,Biotechnologiezentrum Nonnenwald
Nord“ sowie den Vorentwurf der 34. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Penzberg
nach friihzeitiger Beteiligung der Offentlichkeit und Unterrichtung der Behorden und sonstigen
Trager offentlicher Belange entsprechend den Beschlussvorschlagen Nrn. 2.01 bis 2.18 und 3.1
bis 3.2.

Der Stadtrat beschliel3t, dass der Entwurf des Bebauungsplans ,Biotechnologiezentrum
Nonnenwald Nord“ sowie der Entwurf der 34. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt
Penzberg entsprechend den Beschlussvorschlagen Nrn. 2.1 bis 2.18 zu ergadnzen bzw.
abzuandern ist.

Die Anderungen und Erganzungen sind bereits in den Planentwirfen vom 26.07.2022
berticksichtigt. Die Festsetzung Ziffer 5.3 ist noch entsprechend dem Beschlussvorschlag Ziffer
2.12.3 bezuglich des Anteils von 50% Fassadenbegriinung mit Kletterpflanzen bei fensterlosen
Fassaden an den AuRenwanden, die den Waldflachen zugewandt sind, abzuéndern.

Der Stadtrat fasst den Beschluss, dass der Entwurf des Bebauungsplans
,Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord® in der Planfassung vom 26.07.2022 sowie der
Entwurf der 34. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Penzberg in der Planfassung
vom 26.07.2022 nach Abschluss eines stadtebaulichen Vertrags gemal3 § 11 Baugesetzbuch
(BauGB) gemal § 3 Abs. 2 BauGB offentlich auszulegen ist sowie gemaf $ 4 Abs. 2 BauGB
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die Stellungnahmen der Behtrden und sonstigen Trager offentlicher Belange einzuholen sind.

9. Beschluss:

Der Stadtrat hat die 6ffentlichen und privaten Belange der eingegangenen Anregungen,
Bedenken und Stellungnahmen geman den Beschlussvorschlagen Nrn. 2.01 bis 2.18 und 3.1
bis 3.2 erortert und abgewogen.

Der Stadtrat billigt den Vorentwurf des Bebauungsplans ,Biotechnologiezentrum Nonnenwald
Nord“ sowie den Vorentwurf der 34. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Penzberg
nach frihzeitiger Beteiligung der Offentlichkeit und Unterrichtung der Behdrden und sonstigen
Trager oOffentlicher Belange entsprechend den Beschlussvorschlagen Nrn. 2.01 bis 2.18 und 3.1
bis 3.2.

Der Stadtrat beschlie3t, dass der Entwurf des Bebauungsplans ,Biotechnologiezentrum
Nonnenwald Nord* sowie der Entwurf der 34. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt
Penzberg entsprechend den Beschlussvorschlagen Nrn. 2.1 bis 2.18 zu erganzen bzw.
abzuandern ist.

Die Anderungen und Ergéanzungen sind bereits in den Planentwiirfen vom 26.07.2022
bertcksichtigt. Die Festsetzung Ziffer 5.3 ist noch entsprechend dem Beschlussvorschlag Ziffer
2.12.3 beziglich des Anteils von 50% Fassadenbegriinung mit Kletterpflanzen bei fensterlosen
Fassaden an den AuRenwanden, die den Waldflachen zugewandt sind, abzu&ndern.

Der Stadtrat fasst den Beschluss, dass der Entwurf des Bebauungsplans
,Biotechnologiezentrum Nonnenwald Nord® in der Planfassung vom 26.07.2022 sowie der
Entwurf der 34. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Penzberg in der Planfassung
vom 26.07.2022 gemal § 3 Abs. 2 BauGB o6ffentlich auszulegen ist sowie gemal § 4 Abs. 2
BauGB die Stellungnahmen der Behorden und sonstigen Trager Offentlicher Belange
einzuholen sind.

Mehrheitlich beschlossen Ja 14 Nein 9 (StRe Dr. Engel, von Platen, Fligener, Eilert,
Bocksberger, Frohwein-Sendl, Dr. Volker-
Rasor, Janner, Disl)
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Bebauungsplan ,,Franz-Marc-Weg“: Billigung nach erneuter 6ffentlicher

- Auslegung und Satzungsbeschluss

1. Vortrag in der Sitzung des Bau-, Mobilitdts- und Umweltausschusses am 21.06.2022:

Der Stadtrat der Stadt Penzberg hat am 03.03.2015 die Aufstellung des Bebauungsplans
.Franz-Marc-Weg“ der Stadt Penzberg sowie die 26. Anderung des Flachennutzungsplans
beschlossen.

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit hat im Zeitraum vom 14.12.2015 bis 22.01.2016
stattgefunden. Die Trager 6ffentlicher Belange waren im Zeitraum vom 14.01.2016 bis
18.02.2016 zur Abgabe von Stellungnahmen gem. 8 4 Abs. 1 BauGB aufgefordert.

Die eingegangenen Stellungnahmen wurden in der Sitzung des Stadtrates vom 26.04.2016
beschlussmafig behandelt.

Am 26.04.2016 hat der Stadtrat den Vorentwurf des Bebauungsplans ,Franz-Marc-Weg® nach
frihzeitiger Beteiligung der Offentlichkeit und Unterrichtung der Behdrden und sonstigen Trager
offentlicher Belange beschlussméaRig gebilligt.

Am 30.06.2020 hat der Stadtrat den Auslegungsbeschluss flr den Bebauungsplan ,Franz-
Marc-Weg"“ der Stadt Penzberg gefasst.

Am 22.02.2022 hat der Stadtrat den Entwurf des Bebauungsplans ,Franz-Marc-Weg“ sowie den
Entwurf der 26. Anderung des Flachennutzungsplans nach o6ffentlicher Auslegung und
Einholung der Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
beschlussmafiig gebilligt und den Beschluss zur erneuten offentlichen Auslegung gemaR § 4 a
Abs. 3 BauGB gefasst.

Die erneute 6ffentliche Auslegung fand vom 04.04.2022 bis 04.05.2022 statt. Die Behérden und
sonstigen Trager offentlicher Belange wurden vom 08.04.2022 bis 09.05.2022 erneut am
Verfahren beteiligt.

Nachfolgend ist der Planteil des Entwurfs der 26. Anderung des Flachennutzungsplans der
Stadt Penzberg dargestellt:
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Legénde

bestehende Wohnbauflachen

neue Wohnbauflachen
Vorkehrungen zum Schutz gegen schadliche Umwelteinwirkungen

Intensiv Griinland

Die AuRRenbauteile der Wohngebaude miissen
hinsichtlich Luftschallddmmung DIN 4109
(Schallschutz im Hochbau) entsprechen.

Am 31.05.2022 hat der Stadtrat den Feststellungsbeschluss zur 26. Anderung des
Flachennutzungsplans der Stadt Penzberg gefasst.

Nachfolgend ist der Planentwurf des Bebauungsplans ,Franz-Marc-Weg*“ der Stadt Penzberg
dargestellt:
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2. Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange:

2.1. Regierung von Oberbayern:
2.1 Stellungnahme der Regierung von Oberbayern vom 27.04.2022

Die Regierung von Oberbayern hat in ihrer Rolle als hthere Landesplanungsbehérde zuletzt mit
Schreiben vom 28.06.2021 Stellung zur Aufstellung des Bebauungsplans ,Franz Marc Weg*
und der im Parallelverfahren durchgefiihrten 26. Anderung des Flachennutzungsplans
abgegeben.

Wir hatten in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass bei der Ausweisung von neuen
Siedlungsflachen ein Bedarfsnachweis zu fuhren ist. Im Rahmen unserer Stellungnahme sind
wir detailliert auf die empfohlene Vorgehensweise zur Darlegung des Wohnbauflachenbedarfs
mit Bezug zur diesbeziiglichen Entwicklung der Stadt Penzberg eingegangen.

Wir kamen zu dem Ergebnis, dass die Planung unter der Voraussetzung, dass die
Planungsunterlagen um einen den beschriebenen Anforderungen entsprechenden
Bedarfsnachweis erganzt wurden, mit den Erfordernissen der Raumordnung in Einklang
gebracht werden kann.

Veranderung der Planungen im Rahmen der erneuten Auslegung

Im Vergleich zum vorherigen Beteiligungsschritt ergeben sich zum bisherigen Planungsentwurf
aus landesplanerischer Sicht keine grundlegenden Veranderungen die eine von unserer
bisherigen Bewertung abweichende Stellungnahme nach sich ziehen wirden.

Beziglich unserer Anmerkungen zum Thema Bedarfsnachweis ist dem Beschlussbuchauszug
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vom 22.02.2022 zu entnehmen, dass die Planungsunterlagen um entsprechende Ausfihrungen
erganzt werden sollten.

Den uns im Rahmen dieser erneuten Beteiligung vorgelegten Planungsunterlagen konnten wir
jedoch keine Ausfihrungen zum Thema Bedarfsnachweis und Potenzialflachenanalyse
entnehmen. Diese wéaren nach wie vor zu erganzen.

Bewertung
Unter der Voraussetzung, dass die Planungsunterlagen um einen den aktuellen Anforderungen

entsprechenden Bedarfsnachweises erganzt werden, ist die Planung weiterhin mit den
Erfordernissen der Raumordnung vereinbar.

Fachliche Stellungnahme:
Zur Einarbeitung des Bedarfsnachweises in die Begriindung sollten die kommunalen Daten
dargelegt werden.

Beschlussvorschlag zu 2.1
Die Stellungnahme der Regierung von Oberbayern (h6here Landesplanungsbehdrde) ist zu
bertcksichtigen. Die Begriindung ist beziiglich eines Bedarfsnachweises zu ergéanzen.

2.2. Staatliche Bauamt Weilheim vom 11.04.2022

Gegen die Aufstellung bzw. Anderung der Bauleitplanung bestehen seitens des Staatlichen
Bauamtes Weilheim keine Einwande, wenn die unter 2.2 ff genannten Punkte beachtet werden.

Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4
BauGB ausldsen.

Beabsichtigte eigene Planungen und MalRnahmen, die den o. g. Plan berthren kénnen, mit
Angabe des Sachstandes.

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im
Regelfall in der Abwagung nicht tiberwunden werden kénnen (z. B. Landschafts- oder
Wasserschutzgebietsverordnungen) mit Angabe der Rechtsgrundlage sowie Méglichkeiten der
Uberwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen).

Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zustandigkeit zu dem

0. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und ggf. Rechtsgrundlage.

Fachliche Stellungnahme:

Mit der vorliegenden stadtebaulichen Planung und deren Festsetzungen wird die
Anpassungspflicht der Raumordnung nach BauGB § 1 Abs. 4 erfllt. Textauszug:

die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau vorhandener Ortsteile
sowie die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche,

Beschlussvorschlag zu 2.2.
Die Stellungnahme des staatlichen Bauamtes Weilheim ist zu bertiicksichtigen. Die Begrindung
ist diesbezuiglich zu erganzen.

2.3. Landratsamt Weilheim-Schongau
Stellungnahme vom 05.05.2022 Technischer Umweltschutz

Einwendungen:

1. Zu dem Bebauungsplan hatten wir im Rahmen unserer Stellungnahme von 2016 eine
Uberschlagige Berechnung der durch den Verkehr auf der Sindelsdorfer Stral3e verursachten
Larmimmissionen durchgefihrt. Im gleichen Jahr wurde auch von dem Ingenieurbiro Mohler
und Partner eine schalltechnische Untersuchung erstellt. Beide Berechnungen wurden auf der
Grundlage von zwischenzeitlich veralteten Verkehrszahlungen (hier wurde der Verkehr in den
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letzten Jahren tatsachlich weniger) erstellt. Allerdings wurden beide Berechnungen mit der
zwischenzeitlich ,uberholten® RLS 90 durchgefuhrt; mit der aktuell anzuwendenden RLS 19
werden in der Regel héhere Beurteilungspegel ermittelt.

Hinweise: Die im Bebauungsplan festgesetzten Mal3nahmen beziglich der
Grundrissorientierung liegen eher auf der sicheren Seite, so dass hierzu keine Anderung zu
erwarten ist. Ggf. ergeben sich jedoch Anderungen in Bezug auf den Larmpegelbereich (DIN
4109) und damit auf das erforderliche Schalldamm-Mal R'w der Gebaudehdille.

2. Wie bereits in den vorherigen Stellungnahmen mitgeteilt, ist der Planteil bezlglich der
Planzeichen GO 1 und GO 2 vollkommen falsch (GO 2 ist auch dort festgesetzt wo keine
Grundrissorientierung erforderlich ist. Bei Fl. Nr. 2002/5 ist sowohl GO 1 als auch GO 2
dargestellt).

3. Wie bereits in den vorherigen Stellungnahmen mitgeteilt, ist die Formulierung bei Nr.
7.1.1 zu korrigieren, da nur auf der Gebaude-Nordwestseite keine Malinahmen erforderlich
sind.

4, Mit einer Festsetzung einer Larmschutzwand von max. 2,5 m Hohe wére auch ein
»,Mauerchen® mit einer Hoéhe von z. B. 1 m mdoglich. Die Mauer (abschirmende MalRnahme) ist
als Mindesthdhe Uber StraRenniveau festzusetzen.

Rechtsgrundlagen

8§ 1 Abs. 6 Nr. 1 und 7c) BauGB und § 50 BImSchG i. V. m DIN 18005, Teil 1 ,Schallschutz im
Stadtebau” vom Mai 1987 (Einfuhrungserlass des StMI vom 03.08.1988); 16. Verordnung zur
Durchfiihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrslarmschutzverordnung —
16.BImSchV).

Moglichkeiten der Uberwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen)

Zu 1.

Es ist abzuwagen, ob die schalltechnische Untersuchung an aktuelle Verkehrsdaten und
aktuelle Berechnungsgrundlagen angepasst werden soll. Die Ermittlung der erforderlichen
Schalldammung der Aul3enbauteile kbnnte auch im Rahmen des nachfolgenden
Baugenehmigungs- bzw. Freistellungsverfahrens erfolgen (in diesem Fall missen die
Planzeichen/Beschreibung 7.2.1 und 7.2.2 entsprechend geandert werden).

Zu 2.

Der Planteil ist beziiglich GO 1 und GO 2 zu korrigieren:

GO 1ist nur fur die Bauzone A an der Sindelsdorfer Strafl3e (FI. Nrn. 2002/4, 2002/5, 2002/6-
Teilflache) erforderlich.

GO 2 ist nur fur den direkt dahinterliegenden Bereich (derzeit FI. Nrn. 2002/6-Teilflache, 2002/7)
erforderlich.

Zu 3.
Der Text unter Nr. 7.1.1 zu ,GO1* wurde seinerzeit ,falsch abgeschrieben® und ist wie folgt zu
korrigieren:

»--.. d2SS Si€

a) Uber ein zum Liften geeignetes Fenster auf der Nordwestseite des Geb&udes verfligen,
b) oder ein zum Luften geeignetes Fenster im Schallschatten von eigenen Gebaudeteilen
(z.B. eingezogener Balkon, teilumbauter Balkon, vorspringendes Geb&udeteil) besitzen

C) oder ....

d) oder nur feststehende, d.h. auch zu Putzzwecken nicht 6ffenbare Fenster besitzen
Balkone und Terrassen sind analog a) — ¢) anzuordnen.®

Auch bei der Festsetzung zu ,GO2" ist bei d) zu erganzen:

, ... hur feststehende, d. h. auch zu Putzzwecken nicht 6ffenbare Fenster besitzen .....
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Zu 4.

Bei der Nr. 7.2.3 ist festzusetzen, dass der aktive Larmschutz eine H6he von mind. 2,5 m lber
Stralenniveau (Sindelsdorfer Stral3e) besitzen muss.

Bei der Nr. 7.2.4 muss es heil3en: ,Die La&rmschutzwand muss den Vorgaben der ZTV LSW 88
entsprechen.” (Die DIN 4109 ist fur Larmschutzwande nicht einschlagig.)

Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen
Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zustandigkeit zu dem
0. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begrindung und ggf. Rechtsgrundlage.

Bei der Nr. 7.2.2 der Festsetzungen (und im Planteil) sollte die Rubrik ,Schallschutzklasse
Fenster” gestrichen werden, da abhangig von den Raummalfen und dem Anteil der
Fensterflache an der AuRenbauteilflache auch Fenster der Schallschutzklasse 2 reichen oder
Fenster der Schallschutzklasse 4 erforderlich sein kénnten.

Bei der Nr. 7.2.5 der Festsetzungen sollte zum Schutz der gegeniiberliegendem Wohngebaude
eine straf3enseitig schallabsorbierende Ausfiihrung der Larmschutzwand festgesetzt werden:
,Die Larmschutzwande sind stralRenseitig schallabsorbierend auszufiihren und mit heimischen
Geholzen ..."

In der Begrindung wird unter Nr. 3.3.4 am angrenzenden Streckenabschnitt der Sindelsdorfer
Stral3e eine Verkehrsbelastung von 10150 Fahrzeugen in 24 Stunden angegeben. Dieser Wert
ist fur den am Bebauungsplan liegenden Streckenabschnitt falsch und durch die aktuelle
Verkehrsmenge zu ersetzen.

In der Begrindung wird im Text von Nr. 11.0.0 falschlicherweise der Begriff ,Emissionen”
verwendet. Hier muss jedoch der Begriff ,Immissionen” verwendet werden.

Im Umweltbericht ist unter Nr. 2.1.6 die Verkehrsbelastung (4237 Kfz/24 h) von 2010 genannt.
Dieser Wert ist 12 (!) Jahre alt und ist durch die aktuelle Verkehrsmenge zu ersetzen.

Im Umweltbericht wird unter Nr. 3.1.11 die ,Grundrissorientierung“ als aktive
Larmschutzmalinahme bezeichnet. Eine Grundrissorientierung ist jedoch keine aktive, sondern
eine passive Larmschutzmafl3nahme.

Um nochmalige Korrekturen im Rahmen eines Verfahrens zu vermeiden wird angeboten, den
Bebauungsplan vor einer erneuten Auslegung vorab auf ,technische® und redaktionelle Fehler
zu Uberprifen.

Beschlussvorschlag zu 2.3.

Die Stellungnahme des Landratsamtes Weilheim-Schongau ist zu berlcksichtigen. Der
Planentwurf mit Begriindung und Umweltbericht ist entsprechend der Empfehlung des
Landratsamtes (Technischer Umweltschutz) zu andern.

2.4. Landratsamt Weilheim-Schongau
Stellungnahme vom 22.04.2022 - Fachlicher Naturschutz, Gartenkultur und Landespflege

Einwendungen:

Beeintrachtigung eines gesetzlich geschutzten Biotops durch Verlangerung des
Wirtschaftsweges Mdglichkeiten der Uberwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen)
Ausnahme vom gesetzlichen Biotopschutz nach Art. 23 Abs. 3 BayNatSchG.

Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zusténdigkeit zu dem o.g.
Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und ggf. Rechtsgrundlage.

Verlangerung des Wirtschaftswegs:
Die Verlangerung des Wirtschaftsweges im Bereich der Regenwasserkanals Richtung
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Schwadergraben tber das bisher geplante Wegende hinaus nach Norden wird aus
naturschutzfachlicher Sicht kritisch gesehen. Es handelt sich bei der Flache um den
Randbereich eines nach § 30 Abs. 2 BNatSchG gesetzlich geschitzten Biotops. Bei einer
Vegetationsaufnahme durch das beauftragte Planungsbiro im Jahr 2016 wurde zwar
festgestellt, dass die betreffende Teilflache nicht mehr den Biotopstatus erfillt (aufgrund einer
Deckung der Charakterarten von 19 % statt der mindestens 25 %), diese Einstufung liegt
allerdings im Bereich der Kartierungsgenauigkeit, so dass auch ein Biotopstatus angenommen
werden kann. Es ist klar, dass sowohl die Artenzahl als auch die Haufigkeit gewisser Arten am
Rand eines Biotops abnehmen, schlie3lich haben Vegetationsflachen stets flieende
Ubergange, eine ganz scharfe Abgrenzung ist daher in der Regel nicht moglich.

Aufgrund des Gesamteindrucks der Flache (vorkommende Arten, optisches Erscheinungsbild,
bisherige Bewirtschaftung zusammen mit der restlichen Biotopflache) ist sie nach Ansicht des
Unterzeichnenden jedoch noch zum Biotop hinzuzahlen. Im Ubrigen haben gerade solche
Randbereiche eine wichtige Funktion als Puffer fur die qualitativ hochwertigen Kernbereiche
von Biotopflachen. Der Wirtschaftsweg sollte daher nur verlangert werden, wenn es unbedingt
noétig ist. In diesem Fall ist eine Ausnahme vom gesetzlichen Biotopschutz zu beantragen.

Fachliche Stellungnahme:

Die Stadtwerke Penzberg haben in der Stellungnahme vom 17.05.2022 die Anforderung auf
Verlangerung des Wartungsweges wie folgt korrigiert:

15. Eine Befahrbarkeit bis zum letzten Revisionsschacht (RW 0827) ist ausreichend.

Die Anforderung entspricht einem Abstand zum sidlichen Grabenufer von ca. 40 m wie im
Umweltbericht der Wasserrechtlichen Erlaubnis beinhaltet ist.

Ausqgleichsflache:

In Bezug auf das Ausgleichskonzept stellt sich zudem die Frage, warum auf Seite 21 des
Umweltberichts ein Kompensationsbedarf von 1.814 m2 ermittelt wird, die Flache in der
Beschreibung der Ausgleichsflache und der entsprechenden Kartendarstellung auf Seite 35 im
Umweltbericht jedoch nur 1.414 m2 betragt. Hier ist ggf. eine Korrektur des Umweltberichts
notig.

Fachliche Stellungnahme:

Das Ausgleichskonzept im Umweltbericht stellt einen Ubertragungsfehler dar. Fur die Eingriffe
Baugebiet sind 1.414 m2 und die Kanaltrasse 400 m2 Ausgleichsflache erforderlich.

Die Eingriffe des gesamten Baugebiets erfordert 1.814 m2 Ausgleichsflache.

Beschlussvorschlag zu 2.4.

Die Lange des Wirtschaftsweges auf FI. Nr. 2059 ist auf den Planungsstand zur
Wasserrechtlichen Erlaubnis zuriickzunehmen. Der Abstand zum sldlichen Bachufer betragt
somit 40 m. Eine Ausnahmegenehmigung ist daher nicht erforderlich.

Eine Ausnahme vom gesetzlichen Biotopschutz muss daher nicht in Anspruch genommen
werden.

Der redaktionelle Fehler im Umweltbericht zum Ausgleichsflachenbedarf ist zu korrigieren.
Der Bedarf fur das Baugebiet und der Kanalbaumafinahme betragt somit gesamt 1.814 m2.
Der gesamte Ausgleichsumfang ist zum Satzungsbeschluss nachzuweisen.

2.5. Wasserwirtschaftsamt Weilheim

Wir hatten zu o0.g. Bauleitplanung mit Schreiben vom 16.06.2021 bereits Stellung genommen.
Diese Stellungnahme halten wir dem Grunde nach aufrecht.
Weitere Anmerkungen sind aber nicht angezeigt.

Stellungnahme vom 16.06.2021.:
Unter Beachtung der nachfolgenden Stellungnahme bestehen aus wasserwirtschaftlicher Sicht
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keine Bedenken gegen die vorliegende Bauleitplanung.

1. Rechtliche und fachliche Hinweise und Empfehlungen

Die Belange des Hochwasserschutzes und der —vorsorge, insbesondere die Vermeidung und
Verringerung von Hochwasserschaden, sind in der Bauleitplanung zu berticksichtigen (8 1 Abs.
6 Nr. 12, Abs. 7 BauGB). Das StMUV hat gemeinsam mit dem StMB eine Arbeitshilfe
,Hochwasser- und Starkregenrisiken in der Bauleitplanung“ herausgegeben, wie die Kommunen
dieser Verantwortung gerecht werden kénnen und wie sie die Abwagung im Sinne des
Risikogedankens und des Risikomanagements fehlerfrei austben kénnen. Es wird empfohlen,
eine Risikobeurteilung auf Grundlage dieser Arbeitshilfe durchzufuhren, s.
https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/hochwasser/doc/arbeitshilfe.pdf.

11 Uberflutungen infolge von Starkregen

Infolge von Starkregenereignissen kann es auch fernab von Gewassern zu Uberflutungen
kommen.

Dem Wasserwirtschaftsamt liegen keine Erkenntnisse zu friheren Starkregenereignissen vor.
Die Vorsorge gegen derartige Ereignisse beginnt auf Ebene der Bauleitplanung.

Wir raten eine Gefahrdungs-und FlieBweganalyse sowie eine Risikobeurteilung durchzufihren.
Die Ergebnisse sind im Plan zu berticksichtigen.

AuRRengebietswasser sollte in der reguldaren Entwasserungsplanung grundsatzlich nicht in die
Bebauung geleitet werden (z. B. Anlegen von Abfang- und Ableitungsgraben; Anlage von
Gehdlzstreifen oder Erosionsmulden in der landwirtschaftlichen Flache oberhalb der
Bebauung).

Die Gemeinde, sollte weitere Festsetzungen geman § 9 Abs. 1 Nr. 16 Buchst. ¢ und d BauGB
treffen, um die Schaden durch Uberflutungen infolge von Starkregen zu minimieren. Die
Anwendung der gemeinsamen Arbeitshilfe ,Hochwasser- und Starkregenrisiken in der
Bauleitplanung® von StMB und StMUV wird dringend empfohlen.

Vorschlag fur Festsetzungen

»Die RohfuBbodenoberkante des Erdgeschosses der Gebdude wird mindestens 25 cm
Uber Fahrbahnoberkante / iber Geldnde festgesetzt.” (Hinweis: Dazu sollte die Gemeinde
mdglichst Kote(n) im Plan und Bezugshtéhen angeben. Der konkreten Straf3en- und
Entwasserungsplanung ist hierbei Gewicht beizumessen).

» Tiefgaragenzufahrten sind konstruktiv so zu gestalten, dass infolge von Starkregen auf
der Strafle oberfldchlich abflieBendes Wasser nicht eindringen kann.*

»Zum Schutz vor eindringendem Abwasser aus der Kanalisation in tiefliegende Raume
sind geeignete Schutzvorkehrungen vorzusehen, z. B. Hebeanlagen oder
Ruckschlagklappen.”

»,Gebdude, die aufgrund der Hanglage ins Geldnde einschneiden, sind bis 25 cm Uber
Gelande konstruktiv so zu gestalten, dass infolge von Starkregen oberflachlich
abflieBendes Wasser nicht eindringen kann.*

»In Wohngebéauden, die aufgrund der Hanglage ins Geldnde einschneiden, missen
Fluchtmdéglichkeiten in h6here Stockwerke bzw. Bereiche vorhanden sein.“

»In 6ffentlichen Gebéaduden, die aufgrund der Hanglage ins Gelande einschneiden,
mussen offentlich zugéngliche beschilderte Fluchtmdglichkeiten in hohere Stockwerke
oder Bereiche vorhanden sein.”

Vorschlag fur Hinweise zum Plan:

»Schutz vor Uberflutungen infolge von Starkregen:

Infolge von Starkregenereignissen kénnen im Bereich des Bebauungsplans
Uberflutungen auftreten. Um Schaden zu vermeiden, sind bauliche VorsorgemalRnahmen
zu treffen, die das Eindringen von oberflachlich abflieRendem Wasser in Erd- und
Kellergeschosse dauerhaft verhindert. Eine Sockelhéhe von mind. 25 cm Uber der
Fahrbahnoberkante wird empfohlen. Kellerfenster sowie Kellereingangstiiren sollten
wasserdicht und/oder mit Aufkantungen, z. B. vor Lichtschachten, ausgefihrt werden.
»Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen.*

1.2 Grundwasser

Uns liegen keine Grundwasserstandbeobachtungen im Planungsgebiet vor. Gemal
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Bodenerkundungen im Planungsgebiet wird der Grundwasserflurabstand mit 602,8 m . NN
angegeben. Unabhangig davon kénnen auch héhere Grundwasserstéande auftreten,
insbesondere ist in Hanglangen mit Schichtenwasser zu rechnen.

Vorschlag fur Festsetzungen:

»Die Einleitung von Grund-, Dran-. Quell- und unverschmutztem Niederschlagswasser in
den offentlichen Schmutz-/Mischwasserkanal ist nicht zulédssig.*“

Vorschlag fur Hinweise zum Plan:

»Die Erkundung des Baugrundes einschl. der Grundwasserverhaltnisse obliegt
grundsatzlich dem jeweiligen Bauherrn, der sein Bauwerk bei Bedarf gegen auftretendes
Grund- oder Hang- und Schichtenwasser sichern muss.*

»Sind im Rahmen von Bauvorhaben MaBnahmen geplant, die in das Grundwasser
eingreifen (z. B. Grundwasserabsenkungen durch Bauwasserhaltung, Herstellen von
Grundungspfahlen oder Bodenankern mittels Injektionen), so ist rechtzeitig vor deren
Durchfuhrung mit der Kreisverwaltungsbehdrde bezlglich der Erforderlichkeit einer
wasserrechtlichen Erlaubnis Kontakt aufzunehmen.*

»Zum Schutz vor hohen Grundwasserstanden und sonstigen hydrostatisch wirksamen
Wassern (z. B. Stau- und Schichtenwasser) sollten Keller oder sonstige unterhalb des
anstehenden Gelandes liegende Raume wasserdicht (z. B. weil3e Wanne) und
auftriebssicher hergestellt werden. Entsprechende Vorkehrungen obliegen dem
Bauherrn.”

1.3  Altlasten und Bodenschutz

1.3.1 Altlasten und schadliche Bodenverdnderungen

Im Bereich des geplanten Bebauungsplanes sind keine Grundstucksflachen im Kataster gem.
Art. 3 Bayer. Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) aufgefiihrt, fir die ein Verdacht auf Altlasten
oder schadliche Bodenverénderungen besteht.

Vorschlag fur Hinweise zum Plan:

»Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffilligkeiten des Bodens festgestellt
werden, die auf eine schadliche Bodenverdnderung oder Altlast hindeuten, ist
unverziglich die zustéandige Bodenschutzbehdrde (Kreisverwaltungsbehdrde) zu
benachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1, 12 Abs. 2 BayBodSchG).“

1.3.2 Vorsorgender Bodenschutz

Durch das Vorhaben werden die Belange des Schutzgutes Boden bertihrt. Nach
Baugesetzbuch (BauGB) Anlage 1 (zu § 2 Absatz 4 und 88 2a und 4c) ist fur die vorhandenen
Bdden eine Bestandsaufnahme und Bewertung der im Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG)
aufgefihrten Bodenfunktionen durchzufiihren.

Es sind geeignete MaRnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger
Auswirkungen auf das Schutzgut Boden umzusetzen.

Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind insbesondere fur Aushub und Zwischenlagerung zum Schutz
des Bodens vor physikalischen und stofflichen Beeintrachtigungen die Vorgaben der DIN 18915
und DIN 19731 zu bertcksichtigen.

Die Entsorgung von uberschissigem Bodenmaterial sollte zur Vermeidung von
Bauverzogerungen und Mehrkosten mit ausreichendem zeitlichem Vorlauf vor Baubeginn
geplant werden. Dabei wird die Erstellung einer Massenbilanz ,Boden® mit Verwertungskonzept
empfohlen. Oberstes Ziel ist die Vermeidung von Bodenaushub bzw. die Wiederverwendung
von Bodenmaterial innerhalb der Bauflache.

Bei Uberschiissigem Aushubmaterial sind abhangig vom jeweiligen Entsorgungsweg die
rechtlichen und technischen Anforderungen (z. B. § 12 BBodSchV, Leitfaden zur Verfullung von
Gruben und Bruchen sowie Tagebauen, LAGA M 20 1997 sowie DepV) mal3geblich.
Vorschlage fur Hinweise zum Plan:

,Mutterboden ist nach § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor
Vergeudung und Vernichtung zu schiitzen. Uberschiissiger Mutterboden (Oberboden)
oder geeigneter Unterboden sind moglichst nach den Vorgaben des §12 BBodSchV zu
verwerten.”

»Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind zum Schutz des Bodens vor physikalischen und
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stofflichen Beeintrachtigungen sowie zur Verwertung des Bodenmaterials die Vorgaben
der DIN 18915 und DIN 19731 zu beriicksichtigen.*

»Das Befahren von Boden ist bei ungiinstigen Boden- und Witterungsverhaltnissen
maoglichst zu vermeiden. Ansonsten sind SchutzmalRnahmen entsprechend DIN 18915 zu
treffen.”

»Zulieferung von Bodenmaterial: Soll Bodenmaterial i. S. d. § 12 BBodSchV zur
Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht verwendet werden, sind die
Anforderung des § 12 BBodSchV einzuhalten.“

1.4 Wasserversorgung

Samtliche Neubauten sind an die zentrale Wasserversorgungsanlage anzuschliel3en. Die hierzu
erforderliche Wasserverteilung ist so auszufuihren, dass ausreichende Betriebsdriicke und auch
die Bereitstellung von Loschwasser im Brandfall tiber die 6ffentliche Anlage gewahrleistet sind.
Insofern beseht mit dem vorliegenden Plan Einverstandnis.

15 Abwasserentsorgung

1.5.1 Hausliches Schmutzwasser

Wir weisen darauf hin, dass lediglich 2 der 6 dem WWA Weilheim bekannten
Mischwasserentlastungsbauwerke (RUBs ,,A“ und ,,B) derzeit liber einen giltigen
Wasserrechtsbescheid verfiigen, wobei das Wasserrecht der Entlastungsanlage RUB_B
bereits zum 31.12.2021 auslauft.

Die wasserrechtliche Erlaubnis ist schnellstmdglich fur sdmtliche Entlastungsanlagen
als Gesamtkonzept zu beantragen. Fir diejenigen Entlastungen ohne einen gultigen
Wasserrechtsbescheid féallt die Niederschlagswasserabgabe in voller Hohe an.

Die Entwasserungssatzung der Stadt Penzberg ist zu beachten und deren Anforderungen sind
einzuhalten.

Samtliche Bauvorhaben sind vor Bezug an die zentrale Abwasseranlage vorzugsweise im
Trennsystem anzuschlie3en. Die Dichtheit der Grundstiicksentwasserungsanlagen ist nach DIN
1986-30 vor Inbetriebnahme nachzuweisen. Das 6ffentliche Kanalnetz ist entsprechend den
technischen Regeln (DIN EN 752) zu erstellen und zu betreiben.

In den Schmutzwasserkanal darf grundsatzlich nur Schmutzwasser im Sinne von 8§ 54 Abs. 1
Nr. 1 WHG eingeleitet werden (kein Drainage- oder Niederschlagswasser), um hydraulische
Belastungen fiir das Kanalnetz und die Klaranlage zu vermeiden.

Soll dennoch wie das umliegende Gebiet im Mischsystem erschlossen werden, so ist die
Leistungsfahigkeit von Kanal (inkl. Sonderbauwerke) und Klaranlage nachzuweisen. Zudem ist
in diesem Fall zu prifen, ob ein giiltiges Wasserrecht fur die betroffenen Bauwerke zur
Mischwasserbehandlung vorliegt.

Die vom Baugebiet betroffene Mischwasserentlastungen sind unter Einbeziehung der Flache
des Baugebietes womdglich nicht mehr ausreichend dimensioniert. Ob eine hydraulische
Uberlastung oder eine Uberlastung der erforderlichen Reinigungswirkung der Klaranlage mit
Anschluss eintritt, ist seitens des WWA Weilheims nicht abzusehen. Entsprechende Nachweise
sollten vor Weiterfihrung des Bauleitplanverfahrens erbracht werden.

Fremdwasser im Kanalnetz und auf der Klaranlage muss durch kontinuierliche
Kanalsanierungen und Abkopplung von Drainagen reduziert werden.

Ohne die Nachweise der ordnungsgemaéafen und rechnerisch ausreichenden
Schmutzwasserbeseitigung kann die ErschlieBung des Baugebiets nicht als gesichert
angesehen werden.

1.5.2 Niederschlagswasser

Gemal 8§ 55 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswasser ortsnah versickert werden, soweit dem
weder wasserrechtliche noch sonstige 6ffentlich-rechtliche Vorschriften oder
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.

Da die Untergrundverhdltnisse eine oberflachennahe Versickerung nicht oder nicht
flachendeckend zulassen, wurde von der Gemeinde ein Konzept zur schadlosen
Niederschlagswasserbeseitigung der 6ffentlichen und privaten Flachen aufgestellt. Das
vorgelegte Konzept zur Niederschlagswasserbeseitigung sieht vor, Niederschlagswasser
dezentral zurtickzuhalten und anschlieRend gedrosselt in das Oberflachengewéasser
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Schwadergraben einzuleiten.

Hierzu liegt ein Genehmigungsbescheid zur Niederschlagswasserbeseitigung aus dem
Baugebiet ,Franz-Marc-Weg“ in den Schwadergraben des Landratsamtes Weilheim-Schongau
vom 14.08.2018 mit Aktenzeichen 632-41.1.2.-6831 vor.

Das Niederschlagswasserkonzept wurde unsererseits bereits mit Antrag der gehobenen
Erlaubnis im Jahr 2018 ausfihrlich geprift und, unter Einhaltung der entsprechenden Inhalts-
und Nebenbestimmungen, unser wasserwirtschaftliches Einverstandnis erteilt. Die darin
enthaltenen Inhalts- und Nebenbestimmungen sowie Hinweise sind zwingend einzuhalten / zu
beachten. Auf die Abnahme der Entwasserungsanlagen nach Art. 61 BayWG durch einen
privaten Sachverstandigen der Wasserwirtschaft (PSW) wird hier nochmals hingewiesen.

2.  Zusammenfassung

Dem Bebauungsplan stehen in der vorgelegten Form wichtige wasserwirtschaftliche Aspekte

entgegen:
0 Fehlen oder Auslaufen der wasserrechtlichen Erlaubnisse der Mischwasserbehandlung
(Bescheid)

Fir eine abschlieRende Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes sind folgende Unterlagen

nachzureichen:

0 ErschlieRungskonzeption mit Uberpriifung ausreichender Kapazitaten fur die
Abwasserentsorgung (Entlastungsbauwerke und Klaranlage)

Beschlussvorschlag zu 2.5.

Der Erschlie3ungstrager hat mit dem Kommunalunternehmen Stadtwerke Penzberg einen
ErschlieBungsvertrag abzuschlieRen, der die Hinweise und Auflagen der Stellungnahme
insbesondere der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 14.08.2018 verpflichtet wird. Bestandtell
des ErschlieRungsvertrages ist ein ErschlielBungsplan der zur Ausfuihrung freizugeben ist. Der
ErschlieBungsvertrag wird Bestandteil des Stadtebaulichen Vertrages der Stadt Penzberg.

2.6. Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten vom 05.05.2022

Zu o. g. Verfahren méchten wir uns wie folgt auRern:

Aus dem Bereich Landwirtschaft:

Durch die Anderungen sind landwirtschaftliche Belange nicht betroffen. Insofern bestehen
unsererseits keine Einwande bzw. Hinweise. Wir verweisen auf unsere vorangegangenen
Stellungnahmen.

Aus dem Bereich Forsten:
Forstfachliche Belange sind von der Planung nicht berihrt.

Beschlussvorschlag zu 2.6.
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Anpassung ist nicht veranlasst.

2.7. Bund Naturschutz in Bayern e.V. vom 07.05.2022

Die Stellungnahme des Bund Naturschutz vom 28.6.2021 findet sich im Beschlussbuchauszug
vom 23.2.22 nicht wieder, weshalb hier 2 Empfehlungen wiederholt und eine erganzt werden:

Zum BP

6.4 Grunordnerische Festsetzungen

Wir empfehlen folgende Erganzung:

Je angefangene 500 m? Grundstiicksflache ist je ein heimischer Laubbaum mind. 2.
Wuchsordnung bzw. ein Obstbaum (mind. Halbstamm) zu pflanzen ...

Grundstuickseinfriedungen
Zaune sind mit einer Bodenfreiheit von 15 cm auszufiihren.
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Begrindung: Die Erfahrung zeigt, dass fir ausgewachsene Igel 10 cm Bodenfreiheit mitunter
nicht reichen und diese an notwendiger Wanderung zur Nahrungssuche und Fortpflanzung
gehindert werden.

Vermeidung von Lichtimmissionen

Um eine Beeintrachtigung der Falterpopulation des Streuwiesenbiotops und anderer Insekten
aus der Umgebung zu verhindern, ist im BP eine Festsetzung zur StraRenbeleuchtung und der
AulRenbeleuchtung auf Privatflachen zu ergénzen:

Fur die AufRenbeleuchtung sind insektenfreundliche Leuchtmittel ohne UV-Anteil (z. B. warm-
weille LED-Leuchten mit max. 3000 Kelvin) und ohne Streuwirkung (mit nach unten gerichteten
Lichtkegeln) zu verwenden (Art. 11 a BayNatSchG).

Fachliche Stellungnahme:

Die empfohlenen Anderungen der Festsetzungen zu Baumpflanzung und Einfriedungen
entsprechen 6kologischer Realitéat. Die Qualitat der StralRenbeleuchtung kann durch den
ErschlieBungsvertrag gesichert werden und bedarf keiner gesonderten Festsetzung.

Beschlussvorschlag zu 2.7.

Die Festsetzungen sind entsprechend zu erganzen bzw. zu ndern. Die MaRnahmen zur
Vermeidung von Lichtimmissionen sind im Auftrag zwischen Stadt Penzberg u. Bayernwerke zu
vereinbaren. Der Stadtebauliche Vertrag mit dem ErschlieBungstrager ist entsprechend zu
beauflagen.

2.8. E.ON SE vom 11.04.2022

Unsere Gesellschaft wurde bereits mehrfach an dem o. a. Bauleitplanverfahren beteiligt.

Mit den Schreiben vom 19.01.2016, 06.06.2016 und 10.06.2021 haben wir Stellungnahmen zur
bergbaulichen Situation an die Stadt Penzberg, Stadtbauamt, zum o. g. Planverfahren
abgegeben.

Durch den aktuellen Beschluss der 6ffentlichen Auslegung des Bebauungsplanes sowie der 26.
Anderung des Flachennutzungsplanes @ndern sich unsere v. g. Stellungnahmen nicht.

Unsere v. g. Stellungnahmen zur bergbaulichen Situation sind unveréandert giiltig.

Beschlussvorschlag zu 2.8.
Der Planbereich liegt Gber dem stillgelegten Bergwerkseigentum. Die Bestandsunterlagen
weisen keine Schéachte, Tagesdffnungen oder tagesnahen Abbau auf.

2.9. IHK Miinchen und Oberbayern vom 4.05.2022

Der vorliegenden Planung inkl. der 26. FNP Anderung kénnen wir i. S. d. § 4 BauNVO (WA) aus
Sicht der gewerblichen Wirtschaft weiterhin ohne Anregungen oder Bedenken zustimmen.

Beschlussvorschlag zu 2.9.
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Anpassung ist nicht veranlasst.

2.10. Energie Sudbayern GmbH vom 4.05.2022

Die Energienetze Bayern GmbH & Co0.KG stimmt der Anderung fur den Bebauungsplan Franz-
Marc-Weg zu.

Beschlussvorschlag zu 2.10.
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Anpassung ist nicht veranlasst.

2.11. Deutsche Telekom Technik GmbH vom 29.04.2022
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Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentimerin und
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH
beauftragt und bevollméachtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen
sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen
Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:

Zur o. a. Planung haben wir bereits mit Schreiben PTI Aktenzeichen 2016047 vom 19.01.2016
und mit Aktenzeichen 2021431 vom 19.07.2021 sowie mit Aktenzeichen 2022226 vom
12.04.2022 Stellung genommen. Diese Stellungnahme gilt mit folgender Anderung weiter:
Inzwischen wurde eine Ausbauentscheidung auf FTTH (Glasfaser) getroffen und wir haben
unsere Planungen entsprechend vorangetrieben. Von der baldigen ErschlieRung voraussichtlich
im Sommer 2022 haben wir auRerdem Kenntnis erlangt.

Beschlussvorschlag zu 2.11.
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Anpassung ist nicht veranlasst.

2.12. Vodafone Kabel Deutschland vom 29.04.2022

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens, deren Lage
auf den beiliegenden Bestandsplanen dargestellt ist. Wir weisen darauf hin, dass unsere
Anlagen bei der Bauausfiihrung zu schiitzen bzw. zu sichern sind, nicht tiberbaut und
vorhandene Uberdeckungen nicht verringert werden diirfen.

Sollte eine Umverlegung oder Baufeldfreimachung unserer Telekommunikationsanlagen
erforderlich werden, benétigen wir mindestens drei Monate vor Baubeginn lhren Auftrag an
TDR-S-Bayern.de@vodafone.com, um eine Planung und Bauvorbereitung zu veranlassen
sowie die notwendigen Arbeiten durchfiihren zu kénnen.

Wir weisen Sie ebenfalls darauf hin, dass uns ggf. (z. B. bei stadtebaulichen
Sanierungsmafinahmen) die durch den Ersatz oder die Verlegung unserer
Telekommunikationsanlagen entstehenden Kosten nach § 150 (1) BauGB zu erstatten sind.

Eine Ausbauentscheidung trifft Vodafone nach internen Wirtschaftlichkeitskriterien. Dazu erfolgt
eine Bewertung entsprechend Ihrer Anfrage zu einem Neubaugebiet. Bei Interesse setzen Sie
sich bitte mit dem Team Neubaugebiete in Verbindung:

Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH
Neubaugebiete KMU

Siudwestpark 15

90449 Nirnberg

Neubaugebiete.de@vodafone.com

Bitte legen Sie einen ErschlielBungsplan des Gebietes lhrer Kostenanfrage bei.
Kabelschutzanweisung Vodafone GmbH

Kabelschutzanweisung Vodafone Deutschland GmbH

Zeichenerklarung Vodafone GmbH

Zeichenerklarung Vodafone Deutschland GmbH

Beschlussvorschlag zu 2.12.
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Anpassung ist nicht veranlasst.

2.13. Vermessungsamt Weilheim vom 25.04.2022

Die vom Amt fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung Weilheim i. OB (ADBV)
wahrzunehmenden 6ffentlichen Belange nach § 4 BauGB sind durch die beabsichtigte Planung
nicht berthrt.
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Das ADBYV bittet im Rahmen der Aufstellung von Bebauungsplanen wegen der Aktualitat
georeferenzierter Lagebezeichnungen um die frihzeitige Festlegung von
StralRenbezeichnungen und Hausnummern (Schreiben des Bayerischen Staatsministeriums der
Finanzen vom 02.03.2004, Az.: 73-Vm 3511-002-1954/04).

Beschlussvorschlag zu 2.13.
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Anpassung ist nicht veranlasst.

2.14. Stadtwerke Penzberg vom 10.05.2022

Abwasser: Die ErschlieRung ist im Trennsystem geplant. Die Freigabe der Planung ist derzeit
noch nicht abgeschlossen.

Wasser: Die Freigabe der Planung ist derzeit noch nicht abgeschlossen.

Fernwarme: Das Gebiet liegt sowohl derzeit als auch mittelfristig nicht absehbar im mdglichen
Fernwarmeversorgungsgebiet.

Beschlussvorschlag zu 2.14.

Die Belange des Kommunalunternehmens Stadtwerke Penzberg sind im Geltungsbereich des
Plangebietes durch ErschlieBungsvertrag einschliel3lich ErschlieBungsplanung mit dem
ErschlieBungstrager zu vereinbaren.

3. Stellungnahmen aus der Offentlichkeit (Anlieger)

3.1 Stellungnahme Anlieger Flohbiihlweqg

1. Flachdach

Im aktuellen Entwurf soll der Baukdrper, als Flachdach mit Extensivbegriinung ausgefthrt
werden.

Diese Bauweise fligt sich nicht in den bereits bestehenden Baustil ein. In der Umgebung des
Bebauungsplans Uberwiegt ein bayerisch-landlicher Baustil mit Satteldachern. Die Errichtung
eines Flachdaches unmittelbar angrenzend an die bestehende Bebauung konterkariert diese
Pragung der Umgebung sowie die Leitbauplanung Penzbergs.

2. Tiefgarageneinfahrt
Dartber hinaus ist im Planentwurf immer noch keine Tiefgarageneinfahrt fir das
gegeniberliegende Grundstiick vorgesehen.

Die Anlieger befiirchten deswegen, dass die Tiefgarageneinfahrt direkt am Flohbihlweg
errichtet werden konnte. Nach der Aussage der planenden Firma (Herr Gumberger) anlasslich
der Informationsveranstaltung der Stadt Penzberg ist diese direkt unseren Hausern gegenuber
in den Flohbihlweg vorgesehen, nicht aber in den ausgelegten Planen vermerkt. Das wiirde
dann aber zu einer inakzeptablen erhéhten Larm- und Abgasbelastung direkt unterhalb der
Schlafraume von Flohbuhlweg 9 durch den Ein- und Ausfahrverkehr fihren und ware auf Grund
der Enge des Flohbuhlweges (einspurige Stral3e ohne Gehweg) nicht umsetzbar. Auch ware
dies aufgrund der Enge des Flohbiihlweges (einspurige StrafRe ohne Gehweg) aus Grinden der
Verkehrssicherheit sehr fahrlassig und ist somit auch aus dieser Perspektive heraus nicht
umsetzbar.

Durch die Zufahrt am Flohbihlweg entstiinden dadurch erhebliche Gefahren fur Spazierganger,
Radfahrer durch die ausfahrenden PKWS entstehen, da sich der Ausfahrtsbereich direkt hinter
einer unubersichtlichen Kurve befinden wirde.

Eine Zufahrt am Flohbihlweg, fuhrt aul3erdem zu einer véllig unnétigen Bodenversiegelung. Bei
einer Zufahrt von der Franz-Marc-Stral3e wirde die Lange der ZufahrtsstralRe lediglich einen
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Bruchteil davon betragen. Die Bodenversiegelung ware folglich deutlich geringer.
AuBerdem wird bei einer Tiefgaragenzufahrt von der Franz-Marc-Stral3e die Auffiillung der
Bodensenke zum Grundstiick Albert (Haus Nummer 10) weit weniger massiv.

Meine Mandanten behalten sich ausdrticklich den Klageweg gegen den geplanten
Bebauungsplan vor. Dartber hinaus fordern sie die Angelegenheit bei einem Ortstermin zu
besprechen.

Fachliche Stellungnahme:
zu. 1. Flachdach

Fur dieses Wohngebiet werden aufgrund der beabsichtigten dkologisch/energetischen
Ausrichtung der Geb&ude keine einheitliche Dachform festgesetzt. Somit kdnnen fur dieses
Baugebiet individuelle Dachformen entstehen, die in zeitgemafier Weise das fur die Stadt
Penzberg typische, namlich stadtisch gepragte Erscheinungsbild weiterentwickeln.

zu 2. Tiefgarageneinfahrt

Die TG Rampe befindet sich nach Planung am sudl. gelegenen Wartungsweg mit 5 m Breite
und hat keine direkte Anbindung an den Flohbuhlweg. Der Wartungsweg ist unabhangig der
Hochbauten zum Unterhalt und Wartung der in der Fahrbahntrasse befindlichen Infrastruktur.
Zur Verringerung von zusatzlich versiegelten Fahrflachen, wirkt sich eine Doppelnutzung von
Wartungsweg und TG-Zufahrt flachenschonend auf den Flachenverbrauch aus.

Die Tiefgarageneinfahrt befindet sich innerhalb der bereits versiegelten Bauflache des TG-
Bauwerkes. Eine gesonderte Zufahrt vom FMW wiirde zusatzlich eine Bodenversiegelung von
80 m? verursachen.

Der auf den Flohbuhlweg zufiihrende Wartungsweg liegt nordlich der Projektionsflache des vom
Wiederspruchfihrers bewohnten Gebaudes. Da die Einmindung des Wartungsweges an der
AulRenseite des an dieser Stelle gekriimmten Ortsstrale(KurvenaulRenseite) zu liegen kommt,
ist der Flohbuhlweg zu beiden Seiten ohne Sichtbehinderung deutlich einsehbar und stellt damit
keine Gefahrenquelle dar. Die Zufahrt des Wartungsweges ist zweispurig, sodass einfahrende
Fahrzeuge auch bei wartenden ausfahrenden Fahrzeugen keinen Stopp der Fahrbewegung auf
dem Flohbuhlweg verursachen. Nach der Stral3enverkehrsordnung haben die
Verkehrsteilnehmer auf der Ortsstral3e gegentiber den Hofzufahrten immer die Vorfahrt.

Beschlussvorschlag zu 3.1

Die Anwohnerbedenken Flohbihlweg werden folgendermalen beurteilt:

Zu 1: Wohngebaude mit begriinten Flachdéchern stellen einen positiven Beitrag zum
Klimaschutz dar. Im Rahmen der Abwagung der 6ffentlichen und privaten Belange
gegeneinander und untereinander wird dem 6ffentlichen Belang des Beitrags flr die
Durchgrinung und den Klimaschutz (Belange des Umweltschutzes) gegentiber dem subjektiv
privaten Belang, dass sich ein begriintes Flachdachgebaude in den bayerisch-landlichen Baustil
weniger einfligt als ein Satteldachgebaude mehr Gewichtung beigemessen.

Zu 2: Eine TG-Ausfahrt der nordwestlichen Wohngebaude tber den Flohbuhlweg ist aufgrund
der Festsetzungen des Bebauungsplans nicht zulassig, da der Bebauungsplan von Nord nach
Siud (gegeniiberliegende StralR3enseite des Bedenkenfihrers) einen Wartungsweg, im
Anschluss daran 6ffentliche Parkplatzflachen, im Anschluss daran eine 6ffentliche Grinflache,
im Anschluss daran die 6ffentliche Verkehrsflache (Erweiterung Franz-Marc-Weg) vorsieht.

Die Tiefgaragenausfahrt erfolgt nach Norden in den Wartungsweg und vom Wartungsweg in
den Flohbuhlweg. Der Einmindungsbereich des Wartungswegs in den Flohbihlweg befindet
sich nordlich des bestehenden Wohnhauses des Bedenkenflhrers, so dass Wohnraume durch
ausfahrende Fahrzeuge nicht Uberméafig belastet werden.

Offentliche Sitzung des Stadtrates vom 26.07.2022 Seite 117 von 124



FOK Eﬂnsmur»lru!I

BNl B47 ENmadikikl

Die Bedenken fihren somit zu keiner Plan&nderung.

3.2. Stellungnahme Anlieger Franz-Marc-Weg

Nachdem die Frist zur Einreichung von Bedenken gegen den Bebauungsplan bald endet
und der zweite Besprechungstermin, der vom Bauamt vorgeschlagen wurde, wohl nicht
mehr stattfinden wird, wollen wir uns schon noch einmal zu Wort melden und unsere
Bedenken unserem Stadtoberhaupt vorbringen.

Grundsatzlich sehen wir in dem Bauvorhaben eine zu massive Bebauung flr dieses Gebiet.

Wir glauben auch nicht, dass es sich um ein Bauvorhaben nach § 34 BauGB handelt, wie
von der Firma Probst angenommen.

Weiter finden wir es sehr frustrierend, wenn dem Bauwerber ein weiteres Baurecht eingerdumt
werden soll, obwohl er das Baurecht am Niestléweg noch nicht in Anspruch genommen hat,
was ihm der Stadtrat auch schon nahegelegt hat.

Den Hochwasserschutz stellt der Planer, Gumberger sen., immer so dar, als kénne da nie
etwas passieren. Falls doch, nachdem hier extreme Eingriffe in den Boden erfolgen, haftet
wer?

Zur Gebaudesicherung erklart sich die Fa. Gumberger bereit, vor Beginn der Baumalinahme,
auf eigene Kosten, eine Beweissicherung durchfiihren zu lassen. Bei der Besprechung am
13.01.2022 hat Herr Gumberger auch davon gesprochen, dass ein Teil der Flache durch einen
weiteren Planer bearbeitet wird. Wenn hier zwei Planungsfirmen Arbeiten durchfihren lassen
und Schaden entstehen, wer haftet dann?

Bei den beiden Tiefgaragen kdnnen wir nicht nachvollziehen, warum beide Ein- und Ausfahrten
auf den Franz-Marc-Weg gehen sollen und nicht auf die Sindelsdorfer Stral3e, wo diese doch
zu diesen Gebauden gehdren. Dafir bekommen die Grundstiicke zur Sindelsdorfer Stral3e
eine Larmschutzwand/-mauer. Fiur einen kompetenten Planer dirfte es kein Problem
darstellen, die Ein-und Ausfahrten auf die Sindelsdorfer Strafl3e zu planen.
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Auch, wenn der Planer Gumberger hinsichtlich des Themas Beschattung anfuihrt, modernste Technik
anzuwenden, kdnnte es durchaus hilfreich sein, wenn der Stadtrat sich bei einer Ortsbesichtigung
selbst ein Bild von der massiven Bebauung macht.

Dargestellt werden konnte dies durch das Aufstellen von Leergeristen. Zumindest
fur die Wohnblocke (drei- und viergeschossig).

Wir finden, hier sind noch Punkte ungeklart. Wir finden, es sollte mit uns gesprochen
werden. Vielleicht sehen Sie hier Moglichkeiten zu vermitteln.

Fur den Fall, dass der Bauwerber und sein Planer meinen, das Projekt so ,durchboxen" zu
mussen, mussen auch wir unsere Rechte als gemeine Burger ausschdpfen.

Fachliche Stellungnahme:

Beschlussvorschlag zu 3.2.

Die Anwohnerbedenken Franz-Marc-Weg werden folgendermaRRen beurteilt:

Bezlglich der Tiefgaragenzu- und -ausfahrten tber die Staatsstral3e St 2370 oder den Franz-
Marc-Weg sind die 6ffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht
abzuwéagen.

Fur eine Tiefgaragenzu- und -ausfahrt tGiber den Franz-Marc-Weg spricht die Tatsache, dass die
beiden bestehenden Wohngebaude aufgrund der hohen Verkehrsbelastung Larmwerte
aufweisen, die deutlich Gber den Grenzwerten der Verkehrslarmschutzverordnung liegen und
zur Nachtzeit die Larmaktionsplanung auslésen, dies bedeutet, dass im Rahmen eines
Bauleitplanverfahrens die Immissionsschutzrechtlichen Belange zwingend dahingehend zu
berlcksichtigen sind, indem fir diese Gebaude SchallschutzmalRnahmen festzusetzen sind,
damit die Anforderungen an gesunde Wohnverhaltnisse erreicht werden kénnen. Bei der
Ermittlung der geeigneten Schallschutzmalinahmen sind vorrangig aktive
Schallschutzmal3nahmen (z. B. LA&rmschutzwénde) gegenliber passiven
Schallschutzmalinahmen (Schallschutzfenster) festzusetzen, da diese auch die erforderlichen
Freirdume (Terrassen, Balkone usw. schiitzen). Eine Schallschutzwand erflllt jedoch nur seinen
Zweck, wenn diese geschlossen (ohne Offnungen und Durchlésse) errichtet wird.

Die Errichtung der Larmschutzwand minimiert zudem auch den Verkehrslarm fir die
Grundstticke nordlich des Franz-Marc-Weges.

Des Weiteren sprechen die Aufgaben einer Staatsstraf3e als hoherrangige Stral3e, die vorrangig
zur zlgigen Ableistung des Verkehrsautfkommens und nicht der Erschlie3ung von
Grundstlicken dient sowie eine erhdhte Unfallgefahrdung einer Tiefgaragenzu- und -ausfahrt im
Hinblick auf den frequentierten Geh- und Fahrradweg entlang der Staatsstrale fur die
Festsetzung der Tiefgaragenzu- und -ausfahrt in die zur ErschlieBung der Grundsticke
vorgesehenen Franz-Marc-Weg.

Bezuglich der Erstellung eines Leergerusts wird angefiihrt, dass der Stadt Penzberg ein Modell
mit Darstellung der vorhandenen und kinftig im Baugebiet geplanten Wohngebaude
einschliel3lich der Hohenlage vorliegt und dieses Modell im Rahmen der Auslegung der
Planunterlagen den Birgerinnen und Birgern zur Verfigung stand.

Eine Plananderung ist im Rahmen der Abwagung aus 0.g. Gesichtspunkten nicht veranlasst.
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4. Anfrage aus der Offentlichkeit (Anlieger) auRerhalb des Verfahrens

Wir, Bewohner des Flohbihlwegs, haben am Freitagnachmittag, den 27.05.22 beobachtet, dass
am FlohbUhlweg sowie am Ende des bestehenden Franz-Marc-Weg Warnhinweise fir eine
Baustelle aufgestellt wurden. Zudem wurde am 25.06. offensichtlich ein Baufahrzeug
bereitgestellt. Wir vermuten daher den Beginn erster Arbeiten.

Nach unserem Kenntnisstand liegt fir das Bauvorhaben Franz-Marc-Weg bislang keine
Baugenehmigung vor. Zudem wurde eine weitere 6ffentliche Auslegung mit Eingabefrist
04.05.22 durch Bauausschuss/Stadtrat entschieden. Dieser Termin liegt erst weniger als einen
Monat zurtick. Seit Ende der Auslegungsfrist hat es unseres Wissens keine weiteren
Entscheidungen durch die beiden Gremien gegeben.

Wir wirden Sie daher gerne bitten, dringend die Rechtslage des vermuteten Beginns der
Bauarbeiten zu klaren. Zugleich bitten wir Sie, uns Anrainer tber bereits genehmigte
Teilvorhaben sehr zeitnah zu informieren.

Wir danken lhnen vorab flr eine rasche Riickmeldung.

Fachliche Stellungnahme:

Inwieweit die vor Ort begonnen Bautatigkeiten durch den bisherigen Verfahrensstand
abgedeckt sind, ware durch die Baukontrolle des Landratsamtes zu prifen. Die Einschaltung
der Baukontrolle durch die Stadt ist noch nicht erfolgt.

Genereller Hinweis:

Der Projekttrager bestand auf einer moglichst schnellen Behandlung des Verfahrens.
Die vorliegenden Stellungnahmen zeigen in einigen Bereichen Abstimmungs-, Korrektur- und
Handlungsbedarf auf.

Die Verwaltung legt mit dieser Vorlage einen Zwischenbericht auf dem Weg zum
Verfahrensabschluss vor.

Insbesondere die Biirgereinwendungen sind in den geforderten Ortsterminen bzw. in
Burgerinformationsgesprachen zu klaren.

5. Stellungnahme der Stadtwerke Penzberq:

In den Bebauungsplan sind die einzuhaltenden Schutzbereiche fir die Anlagen der 6ffentlichen
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur, die frei von Bebauung und Bepflanzung zu halten sind und
stets befahrbar sein missen, gemaR den vorhandenen Grunddienstbarkeiten bzw. analog
BPlan BirkenstralRe-West mit aufzunehmen.

Die Ableitung von Oberflachenwasser auf die FI.-Nr. 2006 liegt nur als privatrechtliche
Vereinbarung vor. Es ist durch die Stadt Penzberg zu prifen, ob das hinreichend ist, oder eine
Grunddienstbarkeit erforderlich ist.

Die ErschlieBungsunterlagen, die Basis fir den ErschlieBungsvertrag sind, konnten aufgrund
ungeklarter Fragen noch nicht abschliel3end freigegeben werden. Der Aufstellungsbeschluss
kann aus Sicht der Stadtwerke Penzberg erst gefasst werden, nachdem der
ErschlieBungsvertrag abgeschlossen ist.
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6. Beschluss des Bau-, Mobilitats- und Umweltausschusses vom 21.06.2021:

Der Bau-, Mobilitats- und Umweltausschuss hat die 6ffentlichen und privaten Belange der
eingegangenen Anregungen, Bedenken und Stellungnahmen gemaf den
Beschlussvorschlagen Nrn. 2.01 bis 2.14 und 3.1 bis 3.2 erdrtert und abgewogen.

Der Bau-, Mobilitats- und Umweltausschuss beschlie3t, den Bebauungsplan ,Franz-Marc-Weg"
der Stadt Penzberg nach erneuter Anwohnerbeteiligung und redaktioneller Uberarbeitung von
Begrindung und stadtebaulichem Vertrag entsprechend den Beschlussvorschlagen Nrn. 2.01
bis 2.14 und 3.1 bis 3.2 in seiner Sitzung am 12.07.2022 erneut zu erértern und abzuwagen.

Der Bau-, Mobilitats- und Umweltausschuss beschlief3t, dass der Entwurf des Bebauungsplans
.Franz-Marc-Weg" entsprechend den Beschlussvorschlagen Nrn. 2.3 und 2.7, die Begriindung
des Bebauungsplans ,Franz-Marc-Weg" entsprechend den Beschlussvorschlagen Nrn. 2.1 bis
2.3 und 2.7 und der Umweltbericht des Bebauungsplans ,Franz-Marc-Weg" entsprechend den
Beschlussvorschlagen Nrn. 2.3 und 2.4 zu erganzen bzw. abzuéndern ist.

Als zeitlicher Ablauf werden folgende Termine angesetzt:

Abstimmungstermine mit dem Landratsamt und der Regierung von Oberbayern bis zum
12.07.2022. Die Durchfiihrung einer erneuten Anliegerinformation am 06.07.2022. Die
Wiedervorlage des Tagesordnungspunktes im Bau-, Mobilitdts- und Umweltausschuss am
12.07.2022 mit Empfehlungsbeschluss an den Stadtrat. Moglicher Satzungsbeschluss in der
Stadtratssitzung am 26.07.2022.

7. Weiterer Vortrag:

Am 06.07.2022 fand im Sitzungssaal des Rathauses eine Anliegerbesprechung mit folgendem

Ergebnis statt.

o Die Beweissicherungsgutachten werden auch um die mittleren und riickwéartigen Hauser der
Dreispanner am Franz-Marc-Weg auf Kosten des Planbegunstigten ergénzt.

e Es wurde durch Fachplaner und Vertreter des KU bestatigt, dass durch die
ErschlieBungsarbeiten die bestehende Situation der Kanaluberlastung durch
Niederschlagswasserereignisse verbessert wird.

¢ Festlegung von zeitlich befristeten Parklizenzen fir die bisherigen und neuen Anlieger des
Franz-Marc-Wegs fir die offentlichen Stellplatze am Franz-Marc-Weg durch das
Ordnungsamt

e Es wird ein Ortstermin mit Ordnungsamt, SG Tiefbau, Polizei durchgefuhrt mit folgenden
Themen
o Gefahrenquelle im Einmindungsbereich des Wartungswegs in den Flohblhlweg
e Beschilderung des Flohbuhlwegs im Bereich ndrdlich des Wartungswegs als reine

AnliegerstralRe (derzeit mit Tonnagebeschrankung beschildert)
e Einmindungsbereich Sindelsdorfer Stral3e / Flohbuhlweg: Absenkung Hochbord

8. Beschlussantrag der Verwaltung zur Sitzung des Bau-, Mobilitats- und
Umweltausschusses vom 12.07.2022:

Der Bau-, Mobilitats- und Umweltausschuss hat die 6ffentlichen und privaten Belange der
eingegangenen Anregungen, Bedenken und Stellungnahmen gemaf den
Beschlussvorschlagen Nrn. 2.01 bis 2.14 und 3.1 bis 3.2 erdrtert und abgewogen.

Der Bau-, Mobilitats- und Umweltausschuss empfiehlt dem Stadtrat, den Bebauungsplan

.Franz-Marc-Weg*“ der Stadt Penzberg nach erneuter 6ffentlicher Auslegung sowie erneuter
Einholung der Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange und
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nach erneuter Anwohnerbeteiligung und redaktioneller Uberarbeitung der Begriindung
entsprechend den Beschlussvorschlagen Nrn. 2.01 bis 2.14 und 3.1 bis 3.2. zu billigen.

Der Bau-, Mobilitats- und Umweltausschuss empfiehlt dem Stadtrat, den Bebauungsplan
.Franz-Marc-Weg"“ als Satzung zu beschlielRen.

9. Sitzungsverlauf:

Herr Lenk (SPD) regt an, dass die kinftigen Parkbuchten im Franz-Marc-Weg probeweise
durch Absperrschranken belegt werden, damit die Anlieger die Befahrbarkeit der Stral3e
einschlieB3lich der geschwindigkeitsreduzierenden Mafinahmen testen kénnen.

10. Beschluss des Bau-, Mobilitats- und Umweltausschusses vom 12.07.2022:

Der Beschlussantrag der Verwaltung wird einschlie3lich dem Ergebnis des Sitzungsverlaufs
zum Beschluss erhoben.

11. Beschlussantrag der Verwaltung:

Der Stadtrat hat die 6ffentlichen und privaten Belange der eingegangenen Anregungen,
Bedenken und Stellungnahmen geman den Beschlussvorschlagen Nrn. 2.01 bis 2.14 und 3.1
bis 3.2 erortert und abgewogen.

Der Stadtrat billigt den Bebauungsplan ,Franz-Marc-Weg*“ der Stadt Penzberg nach erneuter
offentlicher Auslegung sowie erneuter Einholung der Stellungnahmen der Behérden und
sonstigen Trager offentlicher Belange und nach erneuter Anwohnerbeteiligung und
redaktioneller Uberarbeitung der Begriindung entsprechend den Beschlussvorschlagen Nrn.
2.01 bis 2.14 und 3.1 bis 3.2.

Der Stadtrat beschliel3t den Bebauungsplan ,Franz-Marc-Weg" der Stadt Penzberg als
Satzung.

12. Sitzungsverlauf:

Der Fraktionsvorsitzende der SPD Stadtratsfraktion Herr Leinweber bittet um Auskunft,
inwieweit der E-Mail-Inhalt der Anwohner bertcksichtigt wurde.
Der Stadtbauamtsleiter, Herr Klement, wird dies klaren.

13. Beschluss:

Einstimmig beschlossen Ja 23 Nein 0
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AnschlieRend findet eine nichtéffentliche Sitzung statt.

Stefan Korpan Daniela Koller
Erster Burgermeister Schriftfihrung

Offentliche Sitzung des Stadtrates vom 26.07.2022 Seite 123 von 124



Offentliche Sitzung des Stadtrates vom 26.07.2022 Seite 124 von 124



	FLD_sitextg
	FLD_SIDAT
	Anwesenheit
	BM_Text4
	SMC_BM_SNFUNK
	Entschuldigt
	Text
	Vorlage
	Tagesordnung
	BM_Text2
	Betreff
	Wortprotokoll
	Beschluß
	BeschlussK
	AbstimmungK
	Abstimmungsergebnis
	Zu

